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Bekanntmachung 

der Neufassung des Vermögensgesetzes 

Vom 3. August 1992 


Auf Grund des Artikels 13 des Gesetzes vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257) 
wird nachstehend der Wortlaut des Vermögensgesetzes in der vom 22. Juli 1992 
an geltenden Fassung bekanntgemacht. Die Neufassung berücksichtigt: 

1. die Fassung der Bekanntmachung des Gesetzes vom 18. April 1991 (BGBl. I 
S. 957), 

2. den am 22. Juli 1992 in Kraft getretenen Artikel 1 des eingangs genannten 
Gesetzes. 


Bonn, den 3. August 1992 


Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 
Kober 


Gesetz 

zur Regelung offener Vermögensfragen 
(Vermögensgesetz - VermG) 


Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 
§1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt vermögensrechtliche Ansprü¬ 
che an Vermögenswerten, die 

a) entschädigungslos enteignet und in Volkseigentum 
überführt wurden; 

b) gegen eine geringere Entschädigung enteignet wur¬ 
den, als sie Bürgern der früheren Deutschen Demokra¬ 
tischen Republik zustand; 

c) durch staatliche Verwalter oder nach Überführung in 
Volkseigentum durch den Verfügungsberechtigten an 
Dritte veräußert wurden; 

d) auf der Grundlage des Beschlusses des Präsidiums 
des Ministerrates vom 9. Februar 1972 und im Zusam¬ 
menhang stehender Regelungen in Volkseigentum 
übergeleitet wurden. 

(2) Dieses Gesetz gilt desweiteren für bebaute Grund¬ 
stücke und Gebäude, die aufgrund nicht kostendeckender 
Mieten und infolgedessen eingetretener oder unmittelbar 
bevorstehender Überschuldung durch Enteignung, Eigen¬ 


tumsverzicht, Schenkung oder Erbausschlagung in Volks¬ 
eigentum übernommen wurden. 

(3) Dieses Gesetz betrifft auch Ansprüche an Vermö¬ 
genswerten sowie Nutzungsrechte, die aufgrund unlaute¬ 
rer Machenschaften, z. B. durch Machtmißbrauch, Kor¬ 
ruption, Nötigung oder Täuschung von seiten des Erwer¬ 
bers, staatlicher Stellen oder Dritter, erworben wurden. 

(4) Dieses Gesetz regelt ferner die Aufhebung der 

- staatlichen Treuhandverwaltung über Vermögenswerte 
von Bürgern, die das Gebiet der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik ohne die zum damaligen Zeitpunkt er¬ 
forderliche Genehmigung verlassen haben; 

- vorläufigen Verwaltung über Vermögenswerte von Bür¬ 
gern der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) 
sowie von juristischen Personen mit Sitz in der Bundes¬ 
republik Deutschland oder Berlin (West), die Staatsor¬ 
ganen der Deutschen Demokratischen Republik durch 
Rechtsvorschrift übertragen wurde; 

- Verwaltung des ausländischen Vermögens, die der Re¬ 
gierung der Deutschen Demokratischen Republik über¬ 
tragen wurde 

(im folgenden staatliche Verwaltung genannt) und die da¬ 
mit im Zusammenhang stehenden Ansprüche der Eigentü¬ 
mer und Berechtigten. 
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(5) Dieses Gesetz schließt die Behandlung von Forde¬ 
rungen und anderen Rechten in bezug auf Vermögenswer¬ 
te gemäß den Absätzen 1 bis 4 ein. 

(6) Dieses Gesetz ist entsprechend auf vermögens¬ 
rechtliche Ansprüche von Bürgern und Vereinigungen an¬ 
zuwenden, die in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 
8. Mai 1945 aus rassischen, politischen, religiösen oder 
weltanschaulichen Gründen verfolgt wurden und deshalb 
ihr Vermögen infolge von Zwangsverkäufen, Enteignun¬ 
gen oder auf andere Weise verloren haben. Zugunsten 
des Berechtigten wird ein verfolgungsbedingter Vermö¬ 
gensverlust nach Maßgabe des II. Abschnitts der Anord¬ 
nung BK/0 (49) 180 der Alliierten Kommandantur Berlin 
vom 26. Juli 1949 (VOBI. für Groß-Berlin I S. 221) vermu¬ 
tet. 

(7) Dieses Gesetz gilt entsprechend für die Rückgabe 
von Vermögenswerten, die im Zusammenhang mit der 
nach anderen Vorschriften erfolgten Aufhebung rechts¬ 
staatswidriger straf-, ordnungsstraf- oder verwaltungs¬ 
rechtlicher Entscheidungen steht. 

(8) Dieses Gesetz gilt vorbehaltlich seiner Bestimmun¬ 
gen über Zuständigkeiten und Verfahren nicht für 

a) Enteignungen von Vermögenswerten auf besatzungs¬ 
rechtlicher oder besatzungshoheitlicher Grundlage; An¬ 
sprüche nach den Absätzen 6 und 7 bleiben unbe¬ 
rührt; 

b) vermögensrechtliche Ansprüche, die seitens der Deut¬ 
schen Demokratischen Republik durch zwischenstaatli¬ 
che Vereinbarungen geregelt wurden; 

c) Anteilrechte an der Altguthabenablösungsanleihe; 

d) für Ansprüche von Gebietskörperschaften des beitre¬ 
tenden Gebiets gemäß Artikel 3 des Einigungsvertra¬ 
ges, soweit sie vom Kommunalvermögensgesetz vom 
6. Juli 1990 (GBl. I Nr. 42 S. 660) erfaßt sind. 

§2 

Begriffsbestimmung 

(1) Berechtigte im Sinne dieses Gesetzes sind natürli¬ 
che und juristische Personen sowie Personenhandelsge¬ 
sellschaften, deren Vermögenswerte von Maßnahmen ge¬ 
mäß § 1 betroffen sind, sowie ihre Rechtsnachfolger. So¬ 
weit Ansprüche von jüdischen Berechtigten im Sinne des 
§ 1 Abs. 6 oder deren Rechtsnachfolgern nicht geltend 
gemacht werden, gelten in Ansehung der Ansprüche nach 
dem Vermögensgesetz die Nachfolgeorganisationen des 
Rückerstattungsrechts und, soweit diese keine Ansprüche 
anmelden, die Conference on Jewish Material Claims 
against Germany, Inc. als Rechtsnachfolger. Dasselbe gilt, 
soweit der Staat Erbe oder Erbeserbe eines jüdischen 
Verfolgten im Sinne des § 1 Abs. 6 ist oder soweit eine 
jüdische juristische Person oder eine nicht rechtsfähige 
jüdische Personenvereinigung aus den Gründen des § 1 
Abs. 6 aufgelöst oder zur Selbstauflösung gezwungen 
wurde. 

(2) Vermögenswerte im Sinne dieses Gesetzes sind 
bebaute und unbebaute Grundstücke sowie rechtlich selb¬ 
ständige Gebäude und Baulichkeiten (im folgenden 
Grundstücke und Gebäude genannt), Nutzungsrechte und 
dingliche Rechte an Grundstücken oder Gebäuden, be¬ 
wegliche Sachen sowie gewerbliche Schutzrechte, Urhe¬ 


berrechte und verwandte Schutzrechte. Vermögenswerte 
im Sinne dieses Gesetzes sind auch Kontoguthaben und 
sonstige auf Geldzahlungen gerichtete Forderungen sowie 
Eigentum/Beteiligungen an Unternehmen oder an Be¬ 
triebsstätten/Zweigniederlassungen von Unternehmen mit 
Sitz außerhalb der Deutschen Demokratischen Republik. 

(3) Verfügungsberechtigter im Sinne dieses Gesetzes ist 
bei der Rückgabe von Unternehmen derjenige, in dessen 
Eigentum oder Verfügungsmacht das entzogene Unter¬ 
nehmen ganz oder teilweise steht, sowie bei Kapitalgesell¬ 
schaften deren unmittelbare oder mittelbare Anteilseigner 
und bei der Rückübertragung von anderen Vermögens¬ 
werten diejenige Person, in deren Eigentum oder Verfü¬ 
gungsmacht der Vermögenswert steht. Als Verfügungsbe¬ 
rechtigter gilt auch der staatliche Verwalter. Stehen der 
Treuhandanstalt die Anteilsrechte an Verfügungsberech¬ 
tigten nach Satz 1 unmittelbar oder mittelbar allein zu, so 
vertritt sie diese allein. 

(4) Unter Schädigung im Sinne dieses Gesetzes ist jede 
Maßnahme gemäß § 1 zu verstehen. 


Abschnitt II 

Rückübertragung von Vermögenswerten 
§3 

Grundsatz 

(1) Vermögenswerte, die den Maßnahmen im Sinne des 
§ 1 unterlagen und in Volkseigentum überführt oder an 
Dritte veräußert wurden, sind auf Antrag an die Berechtig¬ 
ten zurückzuübertragen, soweit dies nicht nach diesem 
Gesetz ausgeschlossen ist. Der Anspruch auf Rücküber¬ 
tragung, Rückgabe oder Entschädigung kann abgetreten, 
verpfändet oder gepfändet werden; die Abtretung ist un¬ 
wirksam, wenn sie unter einer Bedingung oder Zeitbestim¬ 
mung erfolgt; sie und die Verpflichtung hierzu bedürfen der 
notariellen Beurkundung, wenn der Anspruch auf Rück¬ 
übertragung eines Grundstücks, Gebäudes oder Unter¬ 
nehmens gerichtet ist; eine ohne Beachtung dieser Form 
eingegangene Verpflichtung oder Abtretung wird ihrem 
ganzen Inhalte nach gültig, wenn das Eigentum an dem 
Grundstück, Gebäude oder Unternehmen gemäß § 34 
oder sonst wirksam auf den Erwerber des Anspruchs 
übertragen wird. Ein Berechtigter, der einen Antrag auf 
Rückgabe eines Unternehmens stellt oder stellen könnte, 
kann seinen Antrag nicht auf die Rückgabe einzelner Ver¬ 
mögensgegenstände beschränken, die sich im Zeitpunkt 
der Schädigung in seinem Eigentum befanden; § 6 Abs. 6a 
Satz 1 bleibt unberührt. Gehören Vermögensgegenstände, 
die mit einem nach § 1 Abs. 6 in Verbindung mit § 6 
zurückzugebenden oder einem bereits zurückgegebenen 
Unternehmen entzogen oder von ihm später angeschafft 
worden sind, nicht mehr zum Vermögen des Unterneh¬ 
mens, so kann der Berechtigte verlangen, daß ihm an 
diesen Gegenständen im Wege der Einzelrestitution in 
Höhe der ihm entzogenen Beteiligung Bruchteilseigentum 
eingeräumt wird; als Zeitpunkt der Schädigung gilt der 
Zeitpunkt der Entziehung des Unternehmens oder der 
Mitgliedschaft an diesem Unternehmen. Satz 4 ist in den 
Fällen des § 6 Abs. 6a Satz 1 entsprechend anzuwenden; 
§ 6 Abs. 6 a Satz 2 gilt in diesen Fällen nicht. 
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(1a) Die Rückübertragung von dinglichen Rechten an 
einem Grundstück oder Gebäude erfolgt dadurch, daß das 
Amt zur Regelung offener Vermögensfragen diese an 
rarigbereiter Stelle in dem Umfang begründet, in dem sie 
nach § 16 zu übernehmen wären. Auf Geldleistung gerich¬ 
tete Rechte können nur in Deutscher Mark begründet 
werden. Eine Haftung für Zinsen kann höchstens in Höhe 
von 13 vom Hundert ab dem Tag der Entscheidung über 
die Rückübertragung begründet werden. Kann das frühere 
Recht nach den seit dem 3. Oktober 1990 geltenden 
Vorschriften nicht wiederbegründet werden, ist dasjenige 
Recht zu begründen, das dem früheren Recht entspricht 
oder am ehesten entspricht. Bei Grundpfandrechten ist die 
Erteilung eines Briefes ausgeschlossen. Hypotheken und 
Aufbauhypotheken nach dem Zivilgesetzbuch der Deut¬ 
schen Demokratischen Republik sind als Hypotheken zu 
begründen. Eine Wiederbegründung erfolgt nicht, wenn 
der Eigentümer des Grundstücks das zu begründende 
Grundpfandrecht oder eine dadurch gesicherte Forderung 
ablöst. Eine Wiederbegründung erfolgt ferner nicht, wenn 
die Belastung mit dem Recht für den Eigentümer des 
Grundstücks mit Nachteilen verbunden ist, welche den 
beim Berechtigten durch die Nichtbegründung des Rechts 
entstehenden Schaden erheblich überwiegen und der Ei¬ 
gentümer des Grundstücks dem Berechtigten die durch 
die Nichtbegründung des Rechts entstehenden Vermö¬ 
gensnachteile ausgleicht. 

(2) Werden von mehreren Personen Ansprüche auf 
Rückübertragung desselben Vermögenswertes geltend 
gemacht, so gilt derjenige als Berechtigter, der von einer 
Maßnahme gemäß des § 1 als Erster betroffen war. 

(3) Liegt ein Antrag nach § 30 vor, so ist der Verfügungs¬ 
berechtigte verpflichtet, den Abschluß dinglicher Rechts¬ 
geschäfte oder die Eingehung langfristiger vertraglicher 
Verpflichtungen ohne Zustimmung des Berechtigten zu 
unterlassen. Ausgenommen sind solche Rechtsgeschäfte, 
die 

a) zur Erfüllung von Rechtspflichten des Eigentümers, 
insbesondere bei Anordnung eines Modernisierungs¬ 
und Instandsetzungsgebots nach § 177 des Bauge¬ 
setzbuchs zur Beseitigung der Mißstände und zur Be¬ 
hebung der Mängel oder 

b) zur Erhaltung und Bewirtschaftung des Vermögens¬ 
werts 

erforderlich sind. Ausgenommen sind, soweit sie nicht 
bereits nach den Sätzen 2 und 5 ohne Zustimmung des 
Berechtigten zulässig sind, ferner Instandsetzungsmaß¬ 
nahmen, wenn die hierfür aufzuwendenden Kosten den 
Verfügungsberechtigten als Vermieter nach Rechtsvor¬ 
schriften zu einer Erhöhung der jährlichen Miete berechti¬ 
gen. Der Berechtigte ist verpflichtet, dem Verfügungsbe¬ 
rechtigten die aufgewendeten Kosten, soweit diese durch 
eine instandsetzungsbedingte Mieterhöhung nicht bereits 
ausgeglichen sind, zu erstatten, sobald über die Rücküber¬ 
tragung des Eigentums bestandskräftig entschieden ist. 
Satz 2 gilt entsprechend für Maßnahmen der in Satz 2 
Buchstabe a bezeichneten Art, die ohne eine Anordnung 
nach § 177 des Baugesetzbuchs vorgenommen werden, 
wenn die Kosten der Maßnahmen von der Gemeinde oder 
einer anderen Stelle nach Maßgabe des § 177 Abs. 4 und 
5 des Baugesetzbuchs erstattet werden. Der Verfügungs¬ 
berechtigte hat diese Rechtsgeschäfte so zu führen, wie 
das Interesse des Berechtigten mit Rücksicht auf dessen 
wirklichen oder mutmaßlichen Willen es erfordert, soweit 


dem nicht das Gesamtinteresse des von dem Verfügungs¬ 
berechtigten geführten Unternehmens entgegensteht; 
§ 678 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entsprechend 
anzuwenden, jedoch bleiben die Befugnisse als gegen¬ 
wärtig Verfügungsberechtigter in den Fällen des § 177 des 
Baugesetzbuchs und der Sätze 3 und 5 sowie nach dem 
Investitionsgesetz von diesem Satz unberührt. Der Verfü¬ 
gungsberechtigte ist zur Liquidation berechtigt und zur 
Abwendung der Gesamtvollstreckung nicht verpflichtet, 
wenn der Berechtigte trotz Aufforderung innerhalb eines 
Monats einen Antrag auf vorläufige Einweisung nach § 6a 
nicht stellt oder ein solcher Antrag abgelehnt worden ist. 
Dies gilt auch bei verspäteter Anmeldung. Die Treuhand¬ 
anstalt ist zur Abwendung der Gesamtvollstreckung nicht 
verpflichtet, wenn der Berechtigte bis zum 1. September 
1992 keinen Antrag nach § 6a zur vorläufigen Einweisung 
gestellt hat oder wenn über einen gestellten Antrag bis 
zum 1. Dezember 1992 nicht entschieden worden ist. 

(4) Wird die Anmeldefrist (§ 3 der Anmeldeverordnung) 
versäumt und liegt keine verspätete Anmeldung vor, kann 
der Verfügungsberechtigte über das Eigentum verfügen 
oder schuldrechtliche oder dingliche Verpflichtungen ein- 
gehen. Ist über das Eigentum noch nicht verfügt worden, 
so kann der Berechtigte den Anspruch auf Rückübertra¬ 
gung noch geltend machen. Anderenfalls steht ihm nur 
noch ein Anspruch auf den Erlös zu. 

(5) Der Verfügungsberechtigte hat sich vor einer Verfü¬ 
gung bei dem Amt zur Regelung offener Vermögensfra¬ 
gen, in dessen Bezirk der Vermögenswert belegen ist, 
und, soweit ein Unternehmen betroffen ist, bei dem 
Landesamt zur Regelung offener Vermögensfragen, in 
dessen Bezirk das Unternehmen seinen Sitz (Hauptnie¬ 
derlassung) hat, zu vergewissern, daß keine Anmeldung 
im Sinne des Absatzes 3 hinsichtlich des Vermögenswer¬ 
tes vorliegt. 

(6) (weggefallen) 

(7) (weggefallen) 

(8) (weggefallen) 

§ 3a 

(weggefallen) 

§ 3b 

Gesamtvollstreckungsverfahren, 

Zwangsversteigerungsverfahren 

(1) Der Anspruch nach § 3 Abs. 1 Satz 1 wird durch die 
Eröffnung der Gesamtvollstreckung über das Vermögen 
des Verfügungsberechtigten nicht berührt. Dies gilt nicht, 
wenn ein Unternehmen Gegenstand eines Rückübertra¬ 
gungsanspruchs nach § 6 Abs. 1 Satz 1 ist. 

(2) Beschlüsse, durch die die Zwangsversteigerung ei¬ 
nes Grundstücks oder Gebäudes angeordnet wird, sowie 
Ladungen zu Terminen in einem Zwangsversteigerungs¬ 
verfahren sind dem Berechtigten zuzustellen. 

§ 3c 

Erlaubte Veräußerungen 

(1) § 3 Abs. 3 gilt für die Veräußerung von Vermögens¬ 
werten der Treuhandanstalt oder eines Unternehmens, 
dessen sämtliche Anteile sich mittelbar oder unmittelbar in 
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der Hand der Treuhandanstalt befinden, nicht, wenn sich 
der Erwerber zur Duldung der Rückübertragung des Ver¬ 
mögenswertes auf den Berechtigten nach Maßgabe die¬ 
ses Abschnitts verpflichtet. Steht der Vermögenswert im 
Eigentum eines anderen Verfügungsberechtigten, gilt 
Satz 1 nur, wenn der Erwerber ein Antragsteller nach § 30 
Abs. 1 ist oder wenn der Erwerber eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts, eine von einer solchen Person 
beherrschte juristische Person des Privatrechts oder eine 
Genossenschaft und anzunehmen ist, daß der Anspruch 
nach § 5 ausgeschlossen ist. 

(2) Die Rückübertragung kann in den Fällen des Absat¬ 
zes 1 auch nach Wirksamwerden der Veräußerung erfol¬ 
gen. Bis zur Bestandskraft der Entscheidung über die 
Rückübertragung unterliegt der Erwerber vorbehaltlich der 
Bestimmungen des Investitionsvorranggesetzes den Be¬ 
schränkungen des § 3 Abs. 3. 

§4 

Ausschluß der Rückübertragung 

(1) Eine Rückübertragung des Eigentumsrechtes oder 
sonstiger Rechte an Vermögenswerten ist ausgeschlos¬ 
sen, wenn dies von der Natur der Sache her nicht mehr 
möglich ist. Die Rückgabe von Unternehmen ist ausge¬ 
schlossen, wenn und soweit der Geschäftsbetrieb einge¬ 
stellt worden ist und die tatsächlichen Voraussetzungen für 
die Wiederaufnahme des Geschäftsbetriebs nach vernünf¬ 
tiger kaufmännischer Beurteilung fehlen. Die Rückgabe 
des Unternehmens ist auch ausgeschlossen, wenn und 
soweit ein Unternehmen auf Grund folgender Vorschriften 
veräußert wurde: 

a) Verordnung über die Gründung und Tätigkeit von Un¬ 
ternehmen mit ausländischer Beteiligung in der DDR 
vom 25. Januar 1990 (GBl. I Nr. 4 S. 16), 

b) Beschluß zur Gründung der Anstalt zur treuhänderi¬ 
schen Verwaltung des Volkseigentums (Treuhandan¬ 
stalt) vom 1. März 1990 (GBl. I Nr. 14 S. 107), 

c) Treuhandgesetz vom 17. Juni 1990 (GBl. I Nr. 33 
S. 300), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes 
zur Beseitigung von Hemmnissen bei der Privatisierung 
von Unternehmen und zur Förderung von Investitionen 
vom 22. März 1991 (BGBl. I S. 766), 

d) Gesetz über die Gründung und Tätigkeit privater Unter¬ 
nehmen und über Unternehmensbeteiligungen vom 
7. März 1990 (GBl. I Nr. 17 S. 141). 

Dies gilt nicht, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 3 
vorliegen. 

(2) Die Rückübertragung ist ferner ausgeschlossen, 
wenn natürliche Personen, Religionsgemeinschaften oder 
gemeinnützige Stiftungen nach dem 8. Mai 1945 in redli¬ 
cher Weise an dem Vermögenswert Eigentum oder dingli¬ 
che Nutzungsrechte erworben haben. Dies gilt bei der 
Veräußerung von Grundstücken und Gebäuden nicht, so¬ 
fern das dem Erwerb zugrundeliegende Rechtsgeschäft 
nach dem 18. Oktober 1989 ohne Zustimmung des Be¬ 
rechtigten geschlossen worden ist, es sei denn, daß 

a) der Erwerb vor dem 19. Oktober 1989 schriftlich bean¬ 
tragt oder sonst aktenkundig angebahnt worden ist, 

b) der Erwerb auf der Grundlage des § 1 des Gesetzes 
über den Verkauf volkseigener Gebäude vom 7. März 
1990 (GBl. I Nr. 18 S. 157) erfolgte oder 


c) der Erwerber vor dem 19. Oktober 1989 in einem we¬ 
sentlichen Umfang werterhöhende oder substanzerhal¬ 
tende Investitionen vorgenommen hat. 

(3) Als unredlich ist der Rechtserwerb in der Regel dann 
anzusehen, wenn er 

a) nicht in Einklang mit den zum Zeitpunkt des Erwerbs in 
der Deutschen Demokratischen Republik geltenden 
allgemeinen Rechtsvorschriften, Verfahrensgrundsät¬ 
zen und einer ordnungsgemäßen Verwaltungspraxis 
stand, und der Erwerber dies wußte oder hätte wissen 
müssen, oder 

b) darauf beruhte, daß der Erwerber durch Korruption 
oder Ausnutzung einer persönlichen Machtstellung auf 
den Zeitpunkt oder die Bedingungen des Erwerbs oder 
auf die Auswahl des Erwerbsgegenstandes eingewirkt 
hat, oder 

c) davon beeinflußt war, daß sich der Erwerber eine von 
ihm selbst oder von dritter Seite herbeigeführte 
Zwangslage oder Täuschung des ehemaligen Eigentü¬ 
mers zu Nutze gemacht hat. 

§5 

Ausschluß 

der Rückübertragung von Eigentumsrechten 
an Grundstücken und Gebäuden 

(1) Eine Rückübertragung von Eigentumsrechten an 
Grundstücken und Gebäuden ist gemäß § 4 Abs. 1 insbe¬ 
sondere auch dann ausgeschlossen, wenn Grundstücke 
und Gebäude 

a) mit erheblichem baulichen Aufwand in ihrer Nutzungs¬ 
art oder Zweckbestimmung verändert wurden und ein 
öffentliches Interesse an dieser Nutzung besteht, 

b) dem Gemeingebrauch gewidmet wurden, 

c) im komplexen Wohnungsbau oder Siedlungsbau ver¬ 
wendet wurden, 

d) der gewerblichen Nutzung zugeführt oder in eine Unter¬ 
nehmenseinheit einbezogen wurden und nicht ohne 
erhebliche Beeinträchtigung des Unternehmens zu¬ 
rückgegeben werden können. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a und d ist 
die Rückübertragung von Eigentumsrechten nur dann 
ausgeschlossen, wenn die maßgeblichen tatsächlichen 
Umstände am 29. September 1990 Vorgelegen haben. 

§6 

Rückübertragung von Unternehmen 

(1) Ein Unternehmen ist auf Antrag an den Berechtigten 
zurückzugeben, wenn es unter Berücksichtigung des tech¬ 
nischen Fortschritts und der allgemeinen wirtschaftlichen 
Entwicklung mit dem enteigneten Unternehmen im Zeit¬ 
punkt der Enteignung vergleichbar ist; der Anspruch auf 
Rückgabe von Anteils- oder Mitgliedschaftsrechten richtet 
sich gegen die in § 2 Abs. 3 bezeichneten Inhaber dieser 
Rechte, der Anspruch auf Rückgabe des Unternehmens 
gegen den dort bezeichneten Verfügungsberechtigten. Im 
Zeitpunkt der Rückgabe festzustellende wesentliche Ver¬ 
schlechterungen oder wesentliche Verbesserungen der 
Vermögens- oder Ertragslage sind auszugleichen; Schuld¬ 
ner bei wesentlicher Verschlechterung oder Gläubiger bei 
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wesentlicher Verbesserung ist die Treuhandanstalt oder 
eine andere in § 24 Abs. 1 Satz 1 des D-Markbilanzgeset- 
zes bezeichnete Stelle, wenn sie unmittelbar oder mittel¬ 
bar an dem Verfügungsberechtigten beteiligt ist. Das Un¬ 
ternehmen ist mit dem enteigneten Unternehmen ver¬ 
gleichbar, wenn das Produkt- oder Leistungsangebot des 
Unternehmens unter Berücksichtigung des technischen 
und wirtschaftlichen Fortschritts im Grundsatz unverändert 
geblieben ist oder frühere Produkte oder Leistungen durch 
andere ersetzt worden sind. Ist das Unternehmen mit 
einem oder mehreren anderen Unternehmen zusammen¬ 
gefaßt worden, so kommt es für die Vergleichbarkeit nur 
auf diesen Unternehmensteil an. 

(1a) Berechtigter bei der Rückgabe oder Rückführung 
eines Unternehmens nach den §§ 6 und 12 ist derjenige, 
dessen Vermögenswerte von Maßnahmen gemäß § 1 
betroffen sind. Dieser besteht unter seiner Firma, die vor 
der Schädigung im Register eingetragen war, als in Auflö¬ 
sung befindlich fort, wenn die im Zeitpunkt der Schädigung 
vorhandenen Gesellschafter oder Mitglieder oder Rechts¬ 
nachfolger dieser Personen, die mehr als 50 vom Hundert 
der Anteile oder Mitgliedschaftsrechte auf sich vereinen 
und namentlich bekannt sind, einen Anspruch auf Rückga¬ 
be des Unternehmens oder von Anteilen oder Mitglied¬ 
schaftsrechten des Rückgabeberechtigten angemeldet 
haben. Kommt das erforderliche Quorum für das Fortbe¬ 
stehen eines Rückgabeberechtigten unter seiner alten Fir¬ 
ma nicht zustande, kann das Unternehmen nicht zurück¬ 
gefordert werden. Satz 2 gilt nicht für Gesellschaften, die 
ihr im Beitrittsgebiet belegenes Vermögen verloren haben 
und hinsichtlich des außerhalb dieses Gebiets belegenen 
Vermögens als Gesellschaft oder Stiftung werbend tätig 
sind; in diesem Falle ist Berechtigter nur die Gesellschaft 
oder Stiftung. 

(2) Eine wesentliche Verschlechterung der Vermögens¬ 
lage liegt vor, wenn sich bei der Aufstellung der Eröff¬ 
nungsbilanz zum 1. Juli 1990 nach dem D-Markbilanzge- 
setz oder der für die Rückgabe aufgestellten Schlußbilanz 
eine Überschuldung oder eine Unterdeckung des für die 
Rechtsform gesetzlich vorgeschriebenen Mindestkapitals 
ergibt. In diesem Falle stehen dem Unternehmen die An¬ 
sprüche nach den §§ 24, 26 Abs. 3 und § 28 des D-Markbi- 
lanzgesetzes zu; diese Ansprüche dürfen nicht abgelehnt 
werden. Im Falle des § 28 des D-Markbilanzgesetzes ist 
das Kapitalentwertungskonto vom Verpflichteten zu tilgen. 
Der Anspruch nach Satz 2 entfällt, soweit nachgewiesen 
wird, daß die Eigenkapitalverhältnisse im Zeitpunkt der 
Enteignung nicht günstiger waren. Der Verfügungsberech¬ 
tigte kann den Anspruch nach Satz 2 auch dadurch erfül¬ 
len, daß er das erforderliche Eigenkapital durch Erlaß oder 
Übernahme von Schulden schafft. Die D-Markeröffnungs- 
bilanz ist zu berichtigen, wenn sich die Ansprüche nach 
den §§ 24, 26 Abs. 3, § 28 des D-Markbilanzgesetzes auf 
Grund des Vermögensgesetzes der Höhe nach ändern. 

(3) Eine wesentliche Verbesserung der Vermögenslage 
liegt vor, wenn sich bei der Aufstellung der D-Markeröff- 
nungsbilanz nach dem D-Markbilanzgesetz oder der für 
die Rückgabe aufgestellten Schlußbilanz eine Ausgleichs¬ 
verbindlichkeit nach § 25 des D-Markbilanzgesetzes ergibt 
und nachgewiesen wird, daß das Unternehmen im Zeit¬ 
punkt der Enteignung im Verhältnis zur Bilanzsumme ein 
geringeres Eigenkapital hatte; bei der Berechnung der 
Ausgleichsverbindlichkeit sind dem Berechtigten, seinen 
Gesellschaftern oder Mitgliedern entzogene Vermögens¬ 


gegenstände höchstens mit dem Wert anzusetzen, der 
ihnen ausgehend vom Zeitwert im Zeitpunkt der Schädi¬ 
gung unter Berücksichtigung der Wertabschläge nach dem 
D-Markbilanzgesetz zukommt. Ein geringeres Eigenkapital 
braucht nicht nachgewiesen zu werden, soweit die Aus¬ 
gleichsverbindlichkeit dem Wertansatz von Grund und Bo¬ 
den oder Bauten, die zu keinem Zeitpunkt im Eigentum 
des Berechtigten, seiner Gesellschafter oder Mitglieder 
standen, entspricht. Eine nach § 25 Abs. 1 des D-Markbi¬ 
lanzgesetzes entstandene Ausgleichsverbindlichkeit ent¬ 
fällt, soweit eine wesentliche Verbesserung nicht auszu¬ 
gleichen ist. Die Ausgleichsverbindlichkeit ist zu erlassen 
oder in eine Verbindlichkeit nach § 16 Abs. 3 des D-Mark¬ 
bilanzgesetzes umzuwandeln, soweit das Unternehmen 
sonst nicht kreditwürdig ist. Die D-Markeröffnungsbilanz ist 
zu berichtigen, wenn sich die Ausgleichsverbindlichkeit auf 
Grund dieses Gesetzes der Höhe nach ändert. 

(4) Eine wesentliche Veränderung der Ertragslage liegt 
vor, wenn die für das nach dem am 1. Juli 1990 beginnen¬ 
de Geschäftsjahr zu erwartenden Umsätze in Einheiten 
der voraussichtlich absetzbaren Produkte oder Leistungen 
unter Berücksichtigung der allgemeinen wirtschaftlichen 
Entwicklung wesentlich höher oder niedriger als im Zeit¬ 
punkt der Enteignung sind. Müssen neue Produkte entwik- 
kelt werden, um einen vergleichbaren Umsatz zu erzielen, 
so besteht in Höhe der notwendigen Entwicklungskosten 
ein Erstattungsanspruch, es sei denn, das Unternehmen 
ist nicht sanierungsfähig. Ist der Umsatz wesentlich höher 
als im Zeitpunkt der Enteignung, insbesondere wegen der 
Entwicklung neuer Produkte, so entsteht in Höhe der dafür 
notwendigen Entwicklungskosten, soweit diese im Falle 
ihrer Aktivierung noch nicht abgeschrieben wären, eine 
Ausgleichsverbindlichkeit, es sei denn, daß dadurch eine 
wesentliche Verschlechterung der Vermögenslage nach 
Absatz 2 eintreten würde. 

(5) Die Rückgabe der enteigneten Unternehmen an die 
Berechtigten erfolgt durch Übertragung der Rechte, die 
dem Eigentümer nach der jeweiligen Rechtsform zuste¬ 
hen. Ist das zurückzugebende Unternehmen mit einem 
oder mehreren anderen Unternehmen zu einer neuen 
Unternehmenseinheit zusammengefaßt worden, so sind, 
wenn das Unternehmen nicht entflochten wird, Anteile in 
dem Wert auf den Berechtigten zu übertragen, der in 
entsprechender Anwendung der Absätze 1 bis 4 im Falle 
einer Entflechtung dem Verhältnis des Buchwertes des 1 
zurückzugebenden Unternehmens zum Buchwert des Ge¬ 
samtunternehmens entspricht. Die Entflechtung kann nicht 
verlangt werden, wenn diese unter Berücksichtigung der 
Interessen aller Betroffenen einschließlich der Berechtig¬ 
ten wirtschaftlich nicht vertretbar ist; dies ist insbesondere 
der Fall, wenn durch die Entflechtung Arbeitsplätze in 
erheblichem Umfang verlorengehen würden. Verbleiben 
Anteile bei der Treuhandanstalt, insbesondere zum Aus¬ 
gleich wesentlicher Werterhöhungen, so können diese von 
den Anteilseignern erworben werden, denen Anteilsrechte 
nach diesem Gesetz übertragen worden sind. 

(5a) Zur Erfüllung des Anspruchs auf Rückgabe kann 
die Behörde anordnen, daß 

a) Anteile oder Mitgliedschaftsrechte an dem Verfügungs¬ 
berechtigten auf den Berechtigten übertragen werden 

oder 

b) das gesamte Vermögen einschließlich der Verbindlich¬ 
keiten oder eine Betriebsstätte des Verfügungsberech- 
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tigten auf den Berechtigten einzeln oder im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge übertragen werden oder 

c) Anteile oder Mitgliedschaftsrechte an dem Verfügungs¬ 
berechtigten auf die Gesellschafter oder Mitglieder des 
Berechtigten oder deren Rechtsnachfolger im Verhält¬ 
nis ihrer Anteile oder Mitgliedschaftsrechte übertragen 
werden. 

Wird der Anspruch auf Rückgabe nach Satz 1 Buchstabe c 
erfüllt, so haftet jeder Gesellschafter oder jedes Mitglied 
des Berechtigten oder deren Rechtsnachfolger für vor der 
Rückgabe entstandene Verbindlichkeiten des Berechtig¬ 
ten bis zur Höhe des Wertes seines Anteils oder Mitglied¬ 
schaftsrechts; im Verhältnis zueinander sind die Gesell¬ 
schafter oder Mitglieder zur Ausgleichung nach dem Ver¬ 
hältnis des Umfangs ihrer Anteile oder Mitgliedschafts¬ 
rechte verpflichtet. 

(5b) Zur Erfüllung des Anspruchs eines Gesellschafters 
oder Mitglieds eines Berechtigten oder ihrer Rechtsnach¬ 
folger auf Rückgabe entzogener Anteile oder auf Wieder¬ 
herstellung einer Mitgliedschaft können diese verlangen, 
daß die Anteile an sie übertragen werden und ihre Mit¬ 
gliedschaft wiederhergestellt wird; das Handels- oder Ge¬ 
nossenschaftsregister ist durch Löschung eines Lö¬ 
schungsvermerks oder Wiederherstellung der Eintragung 
zu berichtigen. Mit der Rückgabe des Unternehmens in 
einer der vorbezeichneten Formen sind auch die Ansprü¬ 
che der Gesellschafter oder Mitglieder des Berechtigten 
und ihrer Rechtsnachfolger wegen mittelbarer Schädigung 
erfüllt. 

(5c) Hat ein Berechtigter staatlichen Stellen eine Betei¬ 
ligung, insbesondere wegen Kreditverweigerung oder der 
Erhebung von Steuern oder Abgaben mit enteignendem 
Charakter, eingeräumt, so steht diese den Gesellschaftern 
des Berechtigten oder deren Rechtsnachfolgern zu, es sei 
denn, daß die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 nicht 
vorliegen. Die Gesellschafter oder deren Rechtsnachfolger 
können verlangen, daß die staatliche Beteiligung gelöscht 
oder auf sie übertragen wird. Die beim Erwerb der Beteili¬ 
gung erbrachte Einlage oder Vergütung ist im Verhältnis 
zwei Mark der Deutschen Demokratischen Republik zu 
einer Deutschen Mark umzurechnen und von den Gesell¬ 
schaftern oder deren Rechtsnachfolgern an den Inhaber 
der Beteiligung zurückzuzahlen, soweit dieser Betrag den 
Wert der Beteiligung nach § 11 Abs. 1 Satz 1 des D-Mark- 
bilanzgesetzes nicht übersteigt. Nach früherem Recht ge¬ 
bildete Fonds, die weder auf Einzahlungen zurückzuführen 
noch Rückstellungen im Sinne des § 249 Abs. 1 des 
Handelsgesetzbuchs sind, werden, soweit noch vorhan¬ 
den, dem Eigenkapital des zurückzugebenden Unterneh¬ 
mens zugerechnet. Ist eine Beteiligung im Sinne des Sat¬ 
zes 1 zurückgekauft worden, so kann der Berechtigte vom 
Kaufvertrag zurücktreten und die Löschung oder Rück¬ 
übertragung nach den Sätzen 1 bis 4 verlangen. 

(6) Der Antrag auf Rückgabe eines Unternehmens kann 
von jedem Gesellschafter, Mitglied oder einem Rechts¬ 
nachfolger und dem Rückgabeberechtigten gestellt wer¬ 
den. Der Antrag des Berechtigten gilt als zugunsten aller 
Berechtigten, denen der gleiche Anspruch zusteht, erho¬ 
ben. Statt der Rückgabe kann die Entschädigung gewählt 
werden, wenn kein Berechtigter einen Antrag auf Rückga¬ 
be stellt. Sind Anteile oder Mitgliedschaftsrechte schon vor 
dem Zeitpunkt der Schädigung des Berechtigten entzogen 
worden, so gilt der Antrag des ehemaligen Inhabers der 


Anteile oder der Mitgliedschaftsrechte oder seines Rechts¬ 
nachfolgers auf Rückgabe seiner Anteile oder Mitglied¬ 
schaftsrechte gleichzeitig als Antrag auf Rückgabe des 
Unternehmens und gilt sein Antrag auf Rückgabe des 
Unternehmens gleichzeitig als Antrag auf Rückgabe der 
Anteile oder Mitgliedschaftsrechte. 

(6a) Ist die Rückgabe nach § 4 Abs. 1 Satz 2 ganz oder 
teilweise ausgeschlossen, so kann der Berechtigte die 
Rückgabe derjenigen Vermögensgegenstände verlangen, 
die sich im Zeitpunkt der Schädigung in seinem Eigentum 
befanden oder an deren Stelle getreten sind. Diesem 
Anspruch gehen jedoch Ansprüche von Gläubigern des 
Verfügungsberechtigten vor, soweit diese nicht unmittelbar 
oder mittelbar dem Bund, Ländern, Gemeinden oder einer 
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts zu¬ 
stehen. § 9 Abs. 2 Satz 1 ist entsprechend anzuwenden, 
wenn ein Grundstück nicht zurückgegeben werden kann. 
Ist dem Verfügungsberechtigten die Rückgabe nicht mög¬ 
lich, weil er das Unternehmen oder nach Satz 1 zurückzu¬ 
gebende Vermögensgegenstände ganz oder teilweise ver¬ 
äußert hat oder das Unternehmen nach Absatz 1a Satz 3 
nicht zurückgefordert werden kann, so können die Berech¬ 
tigten vom Verfügungsberechtigten die Zahlung eines 
Geldbetrages in Höhe des ihrem Anteil entsprechenden 
Erlöses aus der Veräußerung verlangen, sofern sie sich 
nicht für die Entschädigung nach Absatz 7 entscheiden. Ist 
ein Erlös nicht erzielt worden oder unterschreitet dieser 
den Verkehrswert, den das Unternehmen oder nach Satz 1 
zurückzugebende Vermögensgegenstände im Zeitpunkt 
der Veräußerung hatten, so können die Berechtigten Zah¬ 
lung des Verkehrswertes verlangen. Ist die Gesamtvoll¬ 
streckung eines Unternehmens entgegen § 3 Abs. 3 Satz 6 
und 7 nicht abgewendet worden, so können die Berechtig¬ 
ten Zahlung des Verkehrswerts der einzelnen Vermögens¬ 
gegenstände abzüglich der nach Satz 2 zu berücksichti¬ 
genden Schulden in Höhe des ihrem Anteil entsprechen¬ 
den Betrags verlangen. 

(7) Ist die Rückgabe nach Absatz 1 Satz 1 nicht möglich 
oder entscheidet sich der Berechtigte für eine Entschädi¬ 
gung, so ist der Wert des Unternehmens zum Zeitpunkt 
der Übernahme in Volkseigentum oder in staatliche Ver¬ 
waltung in Deutscher Mark zu erstatten. Ein damals erhal¬ 
tener Kaufpreis oder Ablösungsbetrag ist im Verhältnis 
zwei Mark der Deutschen Demokratischen Republik zu 
einer Deutschen Mark umzurechnen und vom Betrag der 
Entschädigung abzusetzen. Leistungen nach Absatz 6a 
werden auf einen verbleibenden Entschädigungsanspruch 
voll angerechnet. 

(8) Ist in den Fällen des § 1 Abs. 1 Buchstabe d die 
Rückgabe im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bereits erfolgt, so kann der Berechtigte verlangen, daß die 
Rückgabe nach den Vorschriften dieses Gesetzes über¬ 
prüft und an dessen Bedingungen angepaßt wird. 

(9) Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen und 
dem Bundesminister für Wirtschaft durch Rechtsverord¬ 
nung mit Zustimmung des Bundesrates das Verfahren und 
die Zuständigkeit der Behörden oder Stellen für die Durch¬ 
führung der Rückgabe und Entschädigung von Unterneh¬ 
men und Beteiligungen zu regeln sowie Vorschriften über 
die Berechnung der Veränderungen der Vermögens- und 
Ertragslage der Unternehmen und deren Bewertung zu 
erlassen. 
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(10) Das Gericht am Sitz des Rückgabeberechtigten hat 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1a Satz 2 auf 
Antrag Abwickler zu bestellen. Vor der Eintragung der 
Auflösung des Rückgabeberechtigten und seiner Abwick¬ 
ler ist ein im Register zu dem Berechtigten eingetragener 
Löschungsvermerk von Amts wegen zu löschen. Sind 
Registereintragungen zu dem Berechtigten nicht mehr 
vorhanden, so haben die Abwickler ihn, wenn er nach 
Absatz 1a Satz 2 fortbesteht, als in Auflösung befindlich 
zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Im 
übrigen ist für die Abwicklung das jeweils für den Berech¬ 
tigten geltende Recht anzuwenden. Die Fortsetzung des 
Berechtigten kann beschlossen werden, solange noch 
nicht mit der Verteilung des zurückzugebenden Vermö¬ 
gens an die Gesellschafter oder Mitglieder begonnen ist. 
Einer Eintragung oder Löschung im Register bedarf es 
nicht, wenn die zur Stellung des Antrags berechtigten 
Personen beschließen, daß der Berechtigte nicht fortge¬ 
setzt und daß in Erfüllung des Rückgabeanspruchs unmit¬ 
telbar an die Gesellschafter des Berechtigten oder deren 
Rechtsnachfolger geleistet wird. 

§ 6a 

Vorläufige Einweisung 

(1) Die Behörde hat Berechtigte nach § 6 auf Antrag 
vorläufig in den Besitz des zurückzugebenden Unterneh¬ 
mens einzuweisen, wenn die Berechtigung nachgewiesen 
ist und kein anderer Berechtigter nach § 3 Abs. 2 Vorrang 
hat. Wird die Berechtigung nur glaubhaft gemacht, erfolgt 
die vorläufige Einweisung, wenn 

1. keine Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die Berech¬ 
tigten oder die zur Leitung des Unternehmens bestell¬ 
ten Personen die Geschäftsführung nicht ordnungsge¬ 
mäß ausführen werden, und 

2. im Falle der Sanierungsbedürftigkeit die Berechtigten 
über einen erfolgversprechenden Plan verfügen. 

(2) Die nach § 25 zuständige Behörde entscheidet über 
die Einweisung durch Bescheid nach § 33 Abs. 3 innerhalb 
von drei Monaten. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 gilt 
die Einweisung nach Ablauf der Genehmigungsfrist als 
bewilligt. Die Anfechtungsklage gegen eine Entscheidung 
der Behörde hat keine aufschiebende Wirkung. Auf das 
Rechtsverhältnis zwischen dem Berechtigten und dem 
Verfügungsberechtigten sind die Vorschriften über den 
Pachtvertrag entsprechend anzuwenden, sofern sich der 
Berechtigte im Falle des Absatzes 1 Satz 1 nicht für einen 
Kauf entscheidet. Die Behörde hat auf Antrag für den Fall, 
daß dem Antrag der Berechtigten auf Rückgabe des ent¬ 
zogenen Unternehmens nicht stattgegeben wird, den 
Pachtzins oder den Kaufpreis zu bestimmen. Der Pacht¬ 
zins oder der Kaufpreis bleiben bis zur bestandskräftigen 
Entscheidung über die Rückgabe gestundet; sie entfallen, 
wenn das Unternehmen an den Berechtigten zurücküber¬ 
tragen wird. Der Berechtigte hat dafür einzustehen, daß er 
und die zur Leitung des Unternehmens bestellten Perso¬ 
nen bei der Führung der Geschäfte die Sorgfalt eines 
ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters an¬ 
wenden. 

(3) Der Berechtigte hat Anspruch darauf, daß eine we¬ 
sentliche Verschlechterung nach § 6 Abs. 2 und 4 bereits 
im Zeitpunkt der vorläufigen Einweisung ausgeglichen 
wird, soweit das Unternehmen sonst nicht fortgeführt wer¬ 
den könnte. Der Verpflichtete kann die Fortführung des 


Unternehmens auch in anderer Form, insbesondere durch 
Bürgschaft, gewährleisten. 

(4) Einer Entscheidung der Behörde bedarf es nicht, 
wenn der Berechtigte und der Verfügungsberechtigte eine 
vorläufige Nutzung des zurückzugebenden Unternehmens 
vereinbaren. Die Vereinbarung ist der Behörde mitzutei¬ 
len. 

§ 6b 

Entflechtung 

(1) Ein Unternehmen kann zur Erfüllung eines oder 
mehrerer Ansprüche auf Rückgabe nach § 6 in rechtlich 
selbständige Unternehmen oder in Vermögensmassen 
(Betriebsstätten) ganz oder teilweise entflochten werden. 
§ 6 Abs. 1 bis 4 ist auf jede so gebildete Vermögensmasse 
gesondert anzuwenden. Über die Entflechtung entscheidet 
die zuständige Behörde auf Antrag der Berechtigten oder 
des Verfügungsberechtigten durch Bescheid nach § 33 
Abs. 3. Der Antragsteller hat der Behörde nachzuweisen, 
daß er den Antrag auf Entflechtung auch dem zuständigen 
Betriebsrat des zu entflechtenden Unternehmens zur Un¬ 
terrichtung zugeleitet hat. 

(2) Die Entflechtung eines Unternehmens ist antragsge¬ 
mäß zu verfügen, wenn dem Verfügungsberechtigten die 
Anteils- oder Mitgliedschaftsrechte allein zustehen und die 
Berechtigten zustimmen. Bei der Entflechtung von Genos¬ 
senschaften ist antragsgemäß zu entscheiden, wenn de¬ 
ren Abwickler oder, falls solche nicht bestellt sind, die 
Generalversammlung mit der für die Auflösung der Genos¬ 
senschaft erforderlichen Mehrheit der Entflechtung zu¬ 
stimmen. In allen anderen Fällen entscheidet die Behörde 
nach pflichtgemäßem Ermessen. 

(3) Der Behörde ist auf Verlangen die Schlußbilanz des 
zu entflechtenden Unternehmens einschließlich des dazu 
gehörenden Inventars für einen Zeitpunkt vorzulegen, der 
nicht länger als drei Monate zurückliegt. In der Schlußbi¬ 
lanz und im Inventar sind die Beträge aus der D-Markeröff- 
nungsbilanz und dem dazu gehörenden Inventar jeweils 
anzugeben. 

(4) Das Übergabeprotokoll nach § 33 Abs. 4 muß minde¬ 
stens folgende Angaben enthalten: 

1. den Namen oder die Firma und den Sitz des zu ent¬ 
flechtenden Unternehmens und der Personen, auf wel¬ 
che die durch die Entflechtung entstehenden Unter¬ 
nehmen, die hinsichtlich ihrer Betriebe und Betriebstei¬ 
le sowie der Zuordnung der Arbeitsverhältnisse genau 
zu beschreiben sind, übergehen, sowie deren gesetzli¬ 
che Vertreter; 

2. den Zeitpunkt, von dem an neu geschaffene Anteile 
oder eine neu geschaffene Mitgliedschaft einen An¬ 
spruch auf einen Anteil an dem Bilanzgewinn gewäh¬ 
ren, sowie alle Besonderheiten in bezug auf diesen 
Anspruch; 

3. den Zeitpunkt, von dem an die Handlungen des über¬ 
tragenden Unternehmens als für Rechnung jedes der 
übernehmenden Personen vorgenommen gelten; 

4. die genaue Beschreibung und Aufteilung der Gegen¬ 
stände des Aktiv- und Passivvermögens des zu ent¬ 
flechtenden Unternehmens auf die verschiedenen Un¬ 
ternehmen oder Vermögensmassen. Soweit für die 
Übertragung von Gegenständen im Falle der Einzel- 
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rechtsnachfolge in den allgemeinen Vorschriften eine 
besondere Art der Bezeichnung bestimmt ist, sind die¬ 
se Regelungen auch hier anzuwenden. Bei Grund¬ 
stücken ist § 28 der Grundbuchordnung zu beachten. 
Im übrigen kann auf Urkunden wie Bilanzen und Inven- 
tare Bezug genommen werden, deren Inhalt eine Zu¬ 
weisung des einzelnen Gegenstands ermöglicht; 

5. die Ausgleichsforderung, Ausgleichsverbindlichkeit 
oder Garantien, die jeder einzelnen Vermögensmasse 
zugeordnet werden sollen. 

(5) Muß für die Zwecke der Rückgabe ein neues Unter¬ 
nehmen errichtet werden, so sind die für die jeweilige 
Rechtsform maßgeblichen Gründungsvorschriften ent¬ 
sprechend anzuwenden. Einer Gründungsprüfung bedarf 
es nicht; die Prüfungsaufgaben des Registergerichts oblie¬ 
gen insoweit der zuständigen Behörde. Die D-Markeröff- 
nungsbilanz des zu entflechtenden Unternehmens ist ent¬ 
sprechend der Bildung der neuen Vermögensmassen 
aufzuteilen; sie gilt mit dem Wirksamwerden der Entflech¬ 
tung im Sinne der Aufteilung als berichtigt. 

(6) Kann ein Gläubiger des übertragenden Unterneh¬ 
mens von der Person, der die Verbindlichkeit im Rahmen 
der Vermögensaufteilung zugewiesen worden ist, keine 
Befriedigung erlangen, so haften auch die anderen an der 
Entflechtung beteiligten Personen für diese Verbindlichkeit 
als Gesamtschuldner. Ist eine Verbindlichkeit keiner der 
neuen Vermögensmassen zugewiesen worden und läßt 
sich die Zuweisung auch nicht durch Auslegung ermitteln, 
so haften die an der Entflechtung beteiligten Personen als 
Gesamtschuldner. Eine Haftung tritt nicht ein, wenn die 
Behörde festgelegt hat, daß für die Erfüllung von Verbind¬ 
lichkeiten nur bestimmte Personen, auf die Unternehmen 
oder Betriebsstätten übertragen worden sind, oder die 
Treuhandanstalt einzustehen hat. Die Treuhandanstalt 
haftet nur bis zu dem Betrag, den die Gläubiger erhalten 
hätten, wenn die Entflechtung nicht durchgeführt worden 
wäre. 

(7) Mit der Unanfechtbarkeit des Bescheids nach § 33 
Abs. 3 gehen je nach Entscheidung der Behörde die im 
Übergabeprotokoll bezeichneten Gegenstände entspre¬ 
chend der dort vorgesehenen Aufteilung entweder einzeln 
oder jeweils als Gesamtheit auf die bezeichneten Perso¬ 
nen über. Gleichzeitig gehen die Anteilsrechte auf die im 
Bescheid bezeichneten Personen über. Das übertragende 
Unternehmen erlischt, sofern es nach dem Bescheid nicht 
fortbestehen soll. Stellt sich nachträglich heraus, daß Ge¬ 
genstände oder Verbindlichkeiten nicht übertragen worden 
sind, so sind sie von der Behörde den im Bescheid be¬ 
zeichneten Personen nach denselben Grundsätzen zuzu¬ 
teilen, die bei der Entflechtung angewendet worden sind, 
soweit sich aus der Natur der Sache keine andere Zuord¬ 
nung ergibt. 

(8) Die Behörde ersucht die für die im Entflechtungsbe¬ 
scheid bezeichneten Personen zuständigen Registerge¬ 
richte und die für die bezeichneten Grundstücke zuständi¬ 
gen Grundbuchämter um Berichtigung der Register und 
Bücher und, soweit erforderlich, um Eintragung. 

(9) Im Falle der Entflechtung bleibt der Betriebsrat im 
Amt und führt die Geschäfte für die ihm bislang zugeordne¬ 
ten Betriebsteile weiter, soweit sie über die in § 1 des 
Betriebsverfassungsgesetzes genannte Arbeitnehmerzahl 
verfügen und nicht in einen Betrieb eingegliedert werden, 


in dem ein Betriebsrat besteht. Das Übergangsmandat 
endet, sobald in den Betriebsteilen ein neuer Betriebsrat 
gewählt und das Wahlergebnis bekanntgegeben ist, späte¬ 
stens jedoch drei Monate nach Wirksamwerden der Ent¬ 
flechtung des Unternehmens. Werden Betriebsteile, die 
bislang verschiedenen Betrieben zugeordnet waren, zu 
einem Betrieb zusammengefaßt, so nimmt der Betriebsrat, 
dem der nach der Zahl der wahlberechtigten Arbeitnehmer 
größte Betriebsteil zugeordnet war, das Übergangsmandat 
wahr. Satz 3 gilt entsprechend, wenn Betriebe zu einem 
neuen Betrieb zusammengefaßt werden. Stehen die an 
der Entflechtung beteiligten Unternehmen im Wettbewerb 
zueinander, so sind die Vorschriften über die Beteiligungs- 
rechte des Betriebsrats nicht anzuwenden, soweit sie An¬ 
gelegenheiten betreffen, die den Wettbewerb zwischen 
diesen Unternehmen beeinflussen können. 

§7 

Wertausgleich 

(1) Der Berechtigte hat, außer in den Fällen des Absat¬ 
zes 2, die Kosten für vom Verfügungsberechtigten bis zum 
2. Oktober 1990 durchgeführte Maßnahmen für eine Be¬ 
bauung, Modernisierung oder Instandsetzung des Vermö¬ 
genswerts zu ersetzen, soweit die Zuordnung der Kosten 
der Maßnahmen zum Vermögenswert durch den gegen¬ 
wärtig Verfügungsberechtigten nachgewiesen ist und die¬ 
se Kosten im Kalenderjahr im Durchschnitt 10 000 Mark 
der DDR je Einheit im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 3 
überschritten haben. Kann eine Zuordnung der Kosten 
nach Satz 1 nicht nachgewiesen werden, ist jedoch eine 
Schätzung der Kosten und ihre Zuordnung zum Vermö¬ 
genswert möglich, sind die Kosten und ihre Zuordnung 
nach Maßgabe des § 31 Abs. 1 Satz 2 und 3 unter 
Berücksichtigung der bei der Rückgabe des Vermögens¬ 
wertes noch feststellbaren Maßnahmen zu schätzen. Von 
dem nach Satz 1 oder Satz 2 ermittelten Betrag, bei 
Gebäuden der 10 000 Mark der DDR im Durchschnitt je 
Einheit überschreitende Betrag, sind jährliche Abschläge 
von 8 vom Hundert bis zur Entscheidung über die Rückga¬ 
be vorzunehmen. Mark der DDR, Reichs- oder Goldmark 
sind im Verhältnis 2 zu 1 auf Deutsche Mark umzurechnen. 
Auf Antrag des Berechtigten wird über die Rückübertra¬ 
gung des Vermögenswerts gesondert vorab entschieden, 
wenn der Berechtigte für einen von dem Amt zur Regelung 
offener Vermögensfragen festzusetzenden Betrag in Höhe 
der voraussichtlich zu ersetzenden Kosten Sicherheit ge¬ 
leistet hat. 

(2) Werterhöhungen, die eine natürliche Person, Reli¬ 
gionsgemeinschaft oder gemeinnützige Stiftung als ge¬ 
genwärtig Verfügungsberechtigter bis zum 2. Oktober 
1990 an dem Vermögenswert herbeigeführt hat, sind vom 
Berechtigten mit dem objektiven Wert zum Zeitpunkt der 
Entscheidung über die Rückübertragung des Eigentums 
auszugleichen. Dies gilt entsprechend, wenn der Verfü¬ 
gungsberechtigte das Eigentum an einem Gebäude ge¬ 
mäß § 16 Abs. 3 Satz 2 und 3 verliert. 

(3) Soweit Grundpfandrechte zur Finanzierung von Bau¬ 
maßnahmen im Sinne des § 16 Abs. 5 und 7 zu überneh¬ 
men oder Zahlungen mit Rücksicht auf Grundpfandrechte 
der in § 18 Abs. 2 genannten Art zu leisten sind, entsteht 
ein Ersatzanspruch nach den Absätzen 1 und 2 nicht. Ist 
an den Berechtigten ein Grundstück zurückzuübertragen 
und von diesem Ersatz für ein früher auf Grund eines 
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Nutzungsrechts am Grundstück entstandenes Gebäudeei¬ 
gentum zu leisten, so entsteht mit Aufhebung des Nut¬ 
zungsrechts eine Sicherungshypothek am Grundstück in 
Höhe des Anspruchs nach den Absätzen 1 und 2 und im 
Range des bisherigen Nutzungsrechts. 

(4) Die Haftung des Berechtigten beschränkt sich auf 
den zurückzuübertragenden Vermögenswert. Für die Gel¬ 
tendmachung der Haftungsbeschränkung finden die 
§§ 1990 und 1991 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ent¬ 
sprechende Anwendung. 

(5) Ist eine öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaft 
oder die Treuhandanstalt gegenwärtig Verfügungsberech¬ 
tigter, so steht der Ersatzanspruch dem Entschädigungs¬ 
fonds, in den übrigen Fällen dem gegenwärtig Verfügungs¬ 
berechtigten zu. § 3 Abs. 3 Satz 4 bleibt unberührt. Wird 
dem gegenwärtig Verfügungsberechtigten ein gezahlter 
Kaufpreis gemäß § 7a Abs. 1 erstattet, so steht der Ersatz¬ 
anspruch nach Absatz 1 in Ansehung von Verwendungen 
des früheren Verfügungsberechtigten dem Entschädi¬ 
gungsfonds zu. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden keine Anwendung auf 
Rückübertragungsansprüche nach § 6 oder wenn es sich 
um Verwendungen handelt, mit denen gegen die Be¬ 
schränkungen des § 3 Abs. 3 verstoßen worden ist. 

(7) Der Berechtigte hat gegen den Verfügungsberech¬ 
tigten, sofern nichts anderes vereinbart ist, keinen An¬ 
spruch auf Herausgabe der bis zur Rückübertragung des 
Eigentums gezogenen Nutzungen. § 16 Abs. 2 Satz 1 und 
2 des Investitionsvorranggesetzes bleibt unberührt. 

(8) Ansprüche nach Absatz 2 sind nicht im Verfahren 
nach Abschnitt VI dieses Gesetzes geltend zu machen. 
Für Streitigkeiten sind die ordentlichen Gerichte zuständig, 
in deren Bezirk sich der Vermögenswert ganz oder über¬ 
wiegend befindet. 

§ 7a 

Gegenleistung 

(1) Ein vom Verfügungsberechtigten im Zusammenhang 
mit dem Erwerb des Eigentums an dem zurückzuübertra¬ 
genden Vermögenswert an eine staatliche Stelle der Deut¬ 
schen Demokratischen Republik oder an einen Dritten 
gezahlter Kaufpreis ist ihm, außer in den Fällen des Absat¬ 
zes 2, auf Antrag aus dem Entschädigungsfonds zu er¬ 
statten. In Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
gezahlte Beträge sind im Verhältnis 2 zu 1 auf Deutsche 
Mark umzustellen. Der Erstattungsbetrag wird im Rück¬ 
übertragungsbescheid gemäß § 33 Abs. 3 festgesetzt. Auf 
Antrag des Berechtigten erläßt das Amt zur Regelung 
offener Vermögensfragen hierüber einen gesonderten 
Bescheid. 

(2) Ist dem Berechtigten aus Anlaß des Vermögensver¬ 
lustes eine Gegenleistung oder eine Entschädigung tat¬ 
sächlich zugeflossen, so hat er diese nach Rückübertra¬ 
gung des Eigentums an den Verfügungsberechtigten her¬ 
auszugeben. Geldbeträge in Reichsmark sind im Verhält¬ 
nis 20 zu 1, Geldbeträge in Mark der Deutschen Demokra¬ 
tischen Republik sind im Verhältnis 2 zu 1 auf Deutsche 
Mark umzustellen. Wurde die Gegenleistung oder die Ent¬ 
schädigung aus dem Staatshaushalt der Deutschen De¬ 
mokratischen Republik oder dem Kreditabwicklungsfonds 


erbracht, so steht sie dem Entschädigungsfonds zu. Erfül¬ 
lungshalber begründete Schuldbuchforderungen erlö¬ 
schen, soweit sie noch nicht getilgt worden sind. 

(3) Bis zur Befriedigung des Anspruchs nach Absatz 2 
Satz 1 steht dem Verfügungsberechtigten gegenüber dem 
Herausgabeanspruch des Berechtigten ein Recht zum 
Besitz zu. Ist an den Berechtigten ein Grundstück oder 
Gebäude herauszugeben, so begründet das Amt zur Re¬ 
gelung offener Vermögensfragen zugunsten des Verfü¬ 
gungsberechtigten auf dessen Antrag eine Sicherungshy¬ 
pothek in Höhe des gemäß Absatz 2 Satz 2 umgestellten 
Betrages nebst vier vom Hundert Zinsen hieraus seit dem 
Tag der Unanfechtbarkeit der Entscheidung über die 
Rückübertragung des Eigentums an rangbereiter Stelle, 
sofern die Forderung nicht vorher durch den Berechtigten 
erfüllt wird. 

(4) Diese Vorschriften sind auf Rückübertragungsan¬ 
sprüche nach § 6 nicht anzuwenden. 

§8 

Wahlrecht 

(1) Soweit den Berechtigten ein Anspruch auf Rücküber¬ 
tragung gemäß § 3 zusteht, können sie stattdessen Ent¬ 
schädigung in Geld wählen. Ausgenommen sind Berech¬ 
tigte, deren Grundstücke durch Eigentumsverzicht, Schen¬ 
kung oder Erbausschlagung in Volkseigentum übernom¬ 
men wurden. 

(2) Liegt die Berechtigung bei einer Personenmehrheit, 
kann das Wahlrecht nur gemeinschaftlich ausgeübt wer¬ 
den. 

§9 

Grundsätze der Entschädigung 

(1) In den Fällen des § 4 Abs. 1 und 2 wird eine Entschä¬ 
digung in Geld gewährt. Für Grundstücke im Sinne des § 1 
Abs. 2, die durch Eigentumsverzicht, Schenkung oder 
Erbausschlagung in Volkseigentum übernommen wurden, 
wird keine Entschädigung gewährt. 

(2) Kann ein Grundstück aus den Gründen des § 4 
Abs. 2 nicht zurückübertragen werden, kann die Entschä¬ 
digung durch Übereignung von Grundstücken mit mög¬ 
lichst vergleichbarem Wert erfolgen. Ist dies nicht möglich, 
ist ebenfalls in Geld zu entschädigen. Für die Bereitstel¬ 
lung von Ersatzgrundstücken gilt § 21 Abs. 3 Satz 1 und 
Abs. 4 entsprechend. 

(3) Das Nähere regelt ein Gesetz. 

§ 10 

Bewegliche Sachen 

(1) Wurden bewegliche Sachen verkauft und können sie 
gemäß § 3 Abs. 3 und § 4 Abs. 2 und 3 nicht zurückgege¬ 
ben werden, steht den Berechtigten ein Anspruch in Höhe 
des erzielten Erlöses gegen den Entschädigungsfonds zu, 
sofern ihm der Erlös nicht bereits auf einem Konto gutge¬ 
schrieben oder ausgezahlt wurde. 

(2) Wurde bei der Verwertung einer beweglichen Sache 
kein Erlös erzielt, hat der Berechtigte keinen Anspruch auf 
Entschädigung. 
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Abschnitt III 

Aufhebung der staatlichen Verwaltung 
§ 11 

Grundsatz 

(1) Die staatliche Verwaltung über Vermögenswerte wird 
auf Antrag des Berechtigten durch Entscheidung der Be¬ 
hörde aufgehoben. Der Berechtigte kann stattdessen unter 
Verzicht auf sein Eigentum Entschädigung nach § 9 wäh¬ 
len. In diesem Fall steht das Aneignungsrecht dem Ent¬ 
schädigungsfonds zu. 

(2) Hat der Berechtigte seinen Anspruch bis zum Ablauf 
der Anmeldefrist (§ 3 der Anmeldeverordnung) nicht an¬ 
gemeldet, ist der staatliche Verwalter berechtigt, über den 
verwalteten Vermögenswert zu verfügen. Die Verfügung 
über den Vermögenswert ist nicht mehr zulässig, wenn der 
Berechtigte seinen Anspruch am verwalteten Vermögen 
nach Ablauf der Frist angemeldet hat. 

(3) Der Verwalter hat sich vor einer Verfügung zu ver¬ 
gewissern, daß keine Anmeldung im Sinne der Anmelde¬ 
verordnung vorliegt. 

(4) Dem Berechtigten steht im Falle der Verfügung der 
Verkaufserlös zu. Wird von dem Berechtigten kein An¬ 
spruch angemeldet, ist der Verkaufserlös an die für den 
Entschädigungsfonds zuständige Behörde zur Verwaltung 
abzuführen. 

(5) Soweit staatlich verwaltete Geldvermögen aufgrund 
von Vorschriften diskriminierenden oder sonst benachteili¬ 
genden Charakters gemindert wurden, ist ein Ausgleich 
vorzusehen. Das Nähere regelt ein Gesetz. 

§ 11a 

Beendigung der staatlichen Verwaltung 

(1) Die staatliche Verwaltung über Vermögenswerte 
endet auch ohne Antrag des Berechtigten mit Ablauf des 
31. Dezember 1992. Das Wahlrecht nach § 11 Abs. 1 
Satz 2 muß bis zum Ablauf zweier Monate nach Inkrafttre¬ 
ten des Gesetzes nach § 9 ausgeübt werden. Ist der 
Vermögenswert ein Grundstück oder ein Gebäude, so gilt 
der bisherige staatliche Verwalter weiterhin als befugt, 
eine Verfügung vorzunehmen, zu deren Vornahme er sich 
wirksam verpflichtet hat, wenn vor dem 1. Januar 1993 die 
Eintragung des Rechts oder die Eintragung einer Vormer¬ 
kung zur Sicherung des Anspruchs bei dem Grundbuch¬ 
amt beantragt worden ist. 

(2) Ist in dem Grundbuch eines bisher staatlich verwalte¬ 
ten Grundstücks oder Gebäudes ein Vermerk über die 
Anordnung der staatlichen Verwaltung eingetragen, so 
wird dieser mit Ablauf des 31. Dezember 1992 gegen¬ 
standslos. Er ist von dem Grundbuchamt auf Antrag des 
Eigentümers oder des bisherigen staatlichen Verwalters 
zu löschen. 

(3) Von dem Ende der staatlichen Verwaltung an treffen 
den bisherigen staatlichen Verwalter, bei Unklarheit über 
seine Person den Landkreis oder die kreisfreie Stadt, in 
dessen oder deren Bezirk der Vermögenswert liegt, die 
den Beauftragten nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch bei 
Beendigung seines Auftrags obliegenden Pflichten. Der 
Verwalter kann die Erfüllung der in Satz 1 genannten 


Pflichten längstens bis zum 30. Juni 1993 ablehnen, wenn 
und soweit ihm die Erfüllung aus organisatorischen Grün¬ 
den nicht möglich ist. 

(4) Mit der Aufhebung der staatlichen Verwaltung gehen 
Nutzungsverhältnisse an einem Grundstück oder Gebäu¬ 
de auf den Eigentümer über. 

§ 11b 

Vertreter des Eigentümers 

(1) Ist der Eigentümer eines ehemals staatlich verwalte¬ 
ten Vermögenswertes oder sein Aufenthalt nicht festzu¬ 
stellen und besteht ein Bedürfnis, die Vertretung des Ei¬ 
gentümers sicherzustellen, so bestellt der Landkreis oder 
die kreisfreie Stadt, in dessen oder deren Bezirk sich der 
Vermögenswert befindet, auf Antrag der Gemeinde oder 
eines anderen, der ein berechtigtes Interesse daran hat, 
einen gesetzlichen Vertreter des Eigentümers, der auch 
eine juristische Person sein kann. Sind von mehreren 
Eigentümern nicht alle bekannt oder ist der Aufenthalt 
einzelner nicht bekannt, so wird einer der bekannten Ei¬ 
gentümer zum gesetzlichen Vertreter bestellt. Er ist von 
den Beschränkungen des § 181 des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buchs befreit. § 16 Abs. 3 des Verwaltungsverfahrensge¬ 
setzes findet Anwendung. Im übrigen gelten die §§ 1785, 
1786, 1821 und 1837 sowie die Vorschriften des Bürgerli¬ 
chen Gesetzbuchs über den Auftrag sinngemäß. 

(2) Ist der Gläubiger einer staatlich verwalteten Forde¬ 
rung oder sein Aufenthalt nicht festzustellen, so ist die 
Staatsbank Berlin gesetzlicher Vertreter. Die Treuhandan¬ 
stalt ist von dem 1. Januar 1993 an gesetzlicher Vertreter 
bisher staatlich verwalteter Unternehmen. 

(3) Der gesetzliche Vertreter wird auf Antrag des Eigen¬ 
tümers abberufen. Sind mehrere Personen Eigentümer, so 
erfolgt die Abberufung nur, wenn die Vertretung gesichert 
ist. 

§ 11c 

Genehmigungsvorbehalt 

Über Vermögenswerte, die Gegenstand der in § 1 Abs. 8 
Buchstabe b bezeichneten Vereinbarungen sind, darf nur 
mit Zustimmung des Bundesamts zur Regelung offener 
Vermögensfragen verfügt werden. Für Grundstücke, Ge¬ 
bäude und Grundpfandrechte gilt dies nur, wenn im Grund¬ 
buch ein Zustimmungsvorbehalt unter Angabe dieser Vor¬ 
schrift eingetragen ist. Das Grundbuchamt trägt den Zu¬ 
stimmungsvorbehalt nur auf Ersuchen des Bundesamts 
zur Regelung offener Vermögensfragen ein. Gegen das 
Ersuchen können der eingetragene Eigentümer oder seine 
Erben Widerspruch erheben, der nur darauf gestützt wer¬ 
den kann, daß die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht 
vorliegen. 

§ 12 

Staatlich verwaltete 

Unternehmen und Unternehmensbeteiligungen 

Die Modalitäten der Rückführung staatlich verwalteter 
Unternehmen und Unternehmensbeteiligungen richten 
sich nach § 6. Anstelle des Zeitpunktes der Enteignung gilt 
der Zeitpunkt der Inverwaltungnahme. 
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§ 13 

Haftung des staatlichen Verwalters 

(1) Ist dem Berechtigten des staatlich verwalteten Ver¬ 
mögenswertes durch eine gröbliche Verletzung der Pflich¬ 
ten, die sich aus einer ordnungsgemäßen Wirtschaftsfüh¬ 
rung ergeben, durch den staatlichen Verwalter oder infolge 
Verletzung anderer dem staatlichen Verwalter obliegen¬ 
den Pflichten während der Zeit der staatlichen Verwaltung 
rechtswidrig ein materieller Nachteil entstanden, ist ihm 
dieser Schaden zu ersetzen. 

(2) Der Schadensersatz ist auf der Grundlage der ge¬ 
setzlichen Regelungen der Staatshaftung festzustellen 
und aus dem Entschädigungsfonds zu zahlen. 

(3) Dem Entschädigungsfonds steht gegenüber dem 
staatlichen Verwalter oder der ihm übergeordneten Kom¬ 
munalverwaltung ein Ausgleichsanspruch zu. 

§ 14 

(1) Dem Berechtigten stehen keine Schadensersatzan¬ 
sprüche zu, wenn Vermögenswerte nicht in staatliche Ver¬ 
waltung genommen wurden, weil das zuständige Staatsor¬ 
gan keine Kenntnis vom Bestehen der sachlichen Voraus¬ 
setzungen für die Begründung der staatlichen Verwaltung 
oder vom Vorhandensein des Vermögenswertes hatte und 
unter Berücksichtigung der konkreten Umstände nicht er¬ 
langen konnte. 

(2) Ein Anspruch auf Schadensersatz besteht auch dann 
nicht, wenn dem Berechtigten bekannt war, daß die staatli¬ 
che Verwaltung über den Vermögenswert nicht ausgeübt 
wird oder er diese Kenntnis in zumutbarer Weise hätte 
erlangen können. 

§ 14a 

Werterhöhungen 
durch den staatlichen Verwalter 

Für Werterhöhungen, die der staatliche Verwalter aus 
volkseigenen Mitteln finanziert hat, gilt § 7 entsprechend. 

§ 15 

Befugnisse des staatlichen Verwalters 

(1) Bis zur Aufhebung der staatlichen Verwaltung ist die 
Sicherung und ordnungsgemäße Verwaltung des Vermö¬ 
genswertes durch den staatlichen Verwalter wahrzuneh¬ 
men. 

(2) Der staatliche Verwalter ist bis zur Aufhebung der 
staatlichen Verwaltung nicht berechtigt, ohne Zustimmung 
des Eigentümers langfristige vertragliche Verpflichtungen 
einzugehen oder dingliche Rechtsgeschäfte abzuschlie¬ 
ßen. § 3 Abs. 3 Satz 2 und 5 gilt entsprechend. 

(3) Die Beschränkung gemäß Absatz 2 entfällt nach 
Ablauf der Anmeldefrist (§ 3 der Anmeldeverordnung), 
solange der Eigentümer seinen Anspruch auf den staatlich 
verwalteten Vermögenswert nicht angemeldet hat. 

(4) Der staatliche Verwalter hat sich vor einer Verfügung 
zu vergewissern, daß keine Anmeldung im Sinne des 
Absatzes 3 vorliegt. 


Abschnitt IV 

Rechtsverhältnisse 
zwischen Berechtigten und Dritten 

§ 16 

Übernahme von Rechten und Pflichten 

(1) Mit der Rückübertragung von Eigentumsrechten oder 
der Aufhebung der staatlichen Verwaltung sind die Rechte 
und Pflichten, die sich aus dem Eigentum am Vermögens¬ 
wert ergeben, durch den Berechtigten selbst oder durch 
einen vom Berechtigten zu bestimmenden Verwalter 
wahrzunehmen. 

(2) Mit der Rückübertragung von Eigentumsrechten oder 
der Aufhebung der staatlichen Verwaltung oder mit der 
vorläufigen Einweisung nach § 6a tritt der Berechtigte in 
alle in bezug auf den jeweiligen Vermögenswert bestehen¬ 
den Rechtsverhältnisse ein. Dies gilt für vom staatlichen 
Verwalter geschlossene Kreditverträge nur insoweit, als 
die darauf beruhenden Verbindlichkeiten im Falle ihrer 
dinglichen Sicherung gemäß Absatz 9 Satz 2 gegenüber 
dem Berechtigten, dem staatlichen Verwalter sowie deren 
Rechtsnachfolgern fortbestünden. Absatz 9 Satz 3 gilt 
entsprechend. 

(3) Dingliche Nutzungsrechte sind mit dem Bescheid 
gemäß § 33 Abs. 3 aufzuheben, wenn der Nutzungsbe¬ 
rechtigte bei Begründung des Nutzungsrechts nicht redlich 
im Sinne des § 4 Abs. 3 gewesen ist. Mit der Aufhebung 
des Nutzungsrechts erlischt das Gebäudeeigentum nach 
§ 288 Abs. 4 oder § 292 Abs. 3 des Zivilgesetzbuchs der 
Deutschen Demokratischen Republik. Das Gebäude wird 
Bestandteil des Grundstücks. Grundpfandrechte an einem 
auf Grund des Nutzungsrechts errichteten Gebäude wer¬ 
den Pfandrechte an den in den §§ 7 und 7a bezeichneten 
Ansprüchen sowie an dinglichen Rechten, die zu deren 
Sicherung begründet werden. Verliert der Nutzungsbe¬ 
rechtigte durch die Aufhebung des Nutzungsrechts das 
Recht zum Besitz seiner Wohnung, so treten die Wirkun¬ 
gen des Satzes 1 sechs Monate nach Unanfechtbarkeit 
der Entscheidung ein. 

(4) Fortbestehende Rechtsverhältnisse können nur auf 
der Grundlage der jeweils geltenden Rechtsvorschriften 
geändert oder beendet werden. 

(5) Eingetragene Aufbauhypotheken und vergleichbare 
Grundpfandrechte zur Sicherung von Baukrediten, die 
durch den staatlichen Verwalter bestellt wurden, sind in 
dem sich aus § 18 Abs. 2 ergebenden Umfang zu über¬ 
nehmen. Von dem so ermittelten Betrag sind diejenigen 
Tilgungsleistungen abzuziehen, die nachweislich auf das 
Recht oder eine durch das Recht gesicherte Forderung 
erbracht worden sind. Im Rahmen einer Einigung zwi¬ 
schen dem Gläubiger des Rechts, dem Eigentümer und 
dem Amt zur Regelung offener Vermögensfragen als Ver¬ 
treter der Interessen des Entschädigungsfonds kann et¬ 
was Abweichendes vereinbart werden. Weist der Berech¬ 
tigte nach, daß eine der Kreditaufnahme entsprechende 
Baumaßnahme an dem Grundstück nicht durchgeführt 
wurde, ist das Recht nicht zu übernehmen. 

(6) Das Amt zur Regelung offener Vermögensfragen 
bestimmt mit der Entscheidung über die Aufhebung der 
staatlichen Verwaltung den zu übernehmenden Teil des 
Grundpfandrechts, wenn nicht der aus dem Grundpfand- 
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recht Begünstigte oder der Berechtigte beantragt, vorab 
über die Aufhebung der staatlichen Verwaltung zu ent¬ 
scheiden. In diesem Fall ersucht das Amt zur Regelung 
offener Vermögensfragen die das Grundbuch führende 
Stelle um Eintragung eines Widerspruchs gegen die Rich¬ 
tigkeit des Grundbuchs zugunsten des Berechtigten. Wird 
die staatliche Verwaltung ohne eine Entscheidung des 
Amtes zur Regelung offener Vermögensfragen beendet, 
so hat auf Antrag des aus dem Grundpfandrecht Begün¬ 
stigten oder des Berechtigten das Amt zur Regelung offe¬ 
ner Vermögensfragen, in dessen Bereich das belastete 
Grundstück belegen ist, den zu übernehmenden Teil der 
Grundpfandrechte durch Bescheid zu bestimmen. Der Be¬ 
scheid ergeht gemeinsam für sämtliche auf dem Grund¬ 
stück lastenden Rechte gemäß Absatz 5. 

(7) Die Absätze 5 und 6 gelten für eingetragene sonstige 
Grundpfandrechte, die auf staatliche Veranlassung vor 
dem 8. Mai 1945 oder nach Eintritt des Eigentumsverlu¬ 
stes oder durch den staatlichen Verwalter bestellt wurden, 
entsprechend, es sei denn, das Grundpfandrecht dient der 
Sicherung einer Verpflichtung des Berechtigten, die keinen 
diskriminierenden oder sonst benachteiligenden Charakter 
hat. 

(8) Der Bescheid über den zu übernehmenden Teil der 
Rechte gemäß den Absätzen 5 bis 7 ist für den Berechtig¬ 
ten und den Gläubiger des Grundpfandrechts selbständig 
anfechtbar. 

(9) Soweit eine Aufbauhypothek oder ein vergleichbares 
Grundpfandrecht gemäß Absatz 5 oder ein sonstiges 
Grundpfandrecht gemäß Absatz 7 nicht zu übernehmen 
ist, gilt das Grundpfandrecht als erloschen. Satz 1 gilt 
gegenüber dem Berechtigten, dem staatlichen Verwalter 
sowie deren Rechtsnachfolgern für eine dem Grundpfand¬ 
recht zugrundeliegende Forderung entsprechend. Handelt 
es sich um eine Forderung aus einem Darlehen, für das 
keine staatlichen Mittel eingesetzt worden sind, so ist der 
Gläubiger vorbehaltlich einer abweichenden Regelung an¬ 
gemessen zu entschädigen. 

(10) Die Absätze 5 bis 9 finden keine Anwendung, wenn 
das Grundstück nach § 6 zurückübertragen wird. Die Ab¬ 
sätze 5 bis 9 gelten ferner nicht, wenn das Grundpfand¬ 
recht nach dem 30. Juni 1990 bestellt worden ist. In die¬ 
sem Fall hat der Berechtigte gegen denjenigen, der das 
Grundpfandrecht bestellt hat, einen Anspruch auf Befrei¬ 
ung von dem Grundpfandrecht in dem Umfang, in dem es 
gemäß den Absätzen 5 bis 9 nicht zu übernehmen wäre. 
Der aus dem Grundpfandrecht Begünstigte ist insoweit 
verpflichtet, die Löschung des Grundpfandrechtes gegen 
Ablösung der gesicherten Forderung und gegen Ersatz 
eines aus der vorzeitigen Ablösung entstehenden Scha¬ 
dens zu bewilligen. 

§17 

Miet- und Nutzungsrechte 

Durch die Rückübertragung von Grundstücken und Ge¬ 
bäuden oder die Aufhebung der staatlichen Verwaltung 
werden bestehende Miet- oder Nutzungsrechtsverhältnis¬ 
se nicht berührt. War der Mieter oder Nutzer bei Abschluß 
des Vertrages nicht redlich im Sinne des § 4 Abs. 3, so ist 
das Rechtsverhältnis mit dem Bescheid gemäß § 33 
Abs. 3 aufzuheben. Dies gilt auch in den Fällen des § 11 a 
Abs. 4. § 16 Abs. 3 Satz 5 gilt entsprechend. Ist ein redlich 
begründetes Miet- oder Nutzungsverhältnis durch Eigen¬ 


tumserwerb erloschen, so lebt es mit Bestandskraft des 
Rückübertragungsbescheides mit dem Inhalt, den es ohne 
die Eigentumsübertragung seit dem 3. Oktober 1990 ge¬ 
habt hätte, unbefristet wieder auf. 

§18 

Grundstücksbeiastungen 

(1) Bei der Rückübertragung von Eigentumsrechten an 
Grundstücken, die nicht nach § 6 erfolgt, hat der Berechtig¬ 
te für die bei Überführung des Grundstücks in Volkseigen¬ 
tum untergegangenen dinglichen Rechte einen in dem 
Bescheid über die Rückübertragung festzusetzenden Ab¬ 
lösebetrag zu hinterlegen. Der Ablösebetrag bestimmt sich 
nach der Summe der für die jeweiligen Rechte nach Maß¬ 
gabe der Absätze 2 bis 5 zu bestimmenden und danach in 
Deutsche Mark umzurechnenden Einzelbeträge, die in 
dem Bescheid gesondert auszuweisen sind. Andere als 
die in den Absätzen 2 bis 4 genannten Rechte werden bei 
der Ermittlung des Ablösebetrages nicht berücksichtigt. Im 
übrigen können auch solche Rechte unberücksichtigt 
bleiben, die nachweislich zwischen dem Berechtigten und 
dem Gläubiger einvernehmlich bereinigt sind. 

(2) Aufbauhypotheken und vergleichbare Grundpfand¬ 
rechte zur Sicherung von Baukrediten, die durch den staat¬ 
lichen Verwalter bestellt wurden, sind mit folgenden Ab¬ 
schlägen von dem zunächst auf Mark der DDR umzurech¬ 
nenden Nennbetrag des Grundpfandrechtes zu berück¬ 
sichtigen. Der Abschlag beträgt jährlich für ein Grund¬ 
pfandrecht 

1. bei Gebäuden mit ein oder zwei Einheiten 

bis zu 10 000 Mark der DDR 4,0 vom Hundert, 

bis zu 30 000 Mark der DDR 3,0 vom Hundert, 

über 30 000 Mark der DDR 2,0 vom Hundert; 

2. bei Gebäuden mit drei oder vier Einheiten 

bis zu 10 000 Mark der DDR 4,5 vom Hundert, 

bis zu 30 000 Mark der DDR 3,5 vom Hundert, 

über 30 000 Mark der DDR 2,5 vom Hundert; 

3. bei Gebäuden mit fünf bis acht Einheiten 

bis zu 20 000 Mark der DDR 5,0 vom Hundert, 

bis zu 50 000 Mark der DDR 4,0 vom Hundert, 

über 50 000 Mark der DDR 2,5 vom Hundert; 

4. bei Gebäuden mit neun und mehr Einheiten 

bis zu 40 000 Mark der DDR 5,0 vom Hundert, 

bis zu 80 000 Mark der DDR 4,0 vom Hundert, 

über 80 000 Mark der DDR 2,5 vom Hundert. 

Als Einheit im Sinne des Satzes 2 gelten zum Zeitpunkt der 
Entscheidung in dem Gebäude vorhandene in sich abge¬ 
schlossene oder selbständig vermietbare Wohnungen 
oder Geschäftsräume. Von dem so ermittelten Betrag kön¬ 
nen diejenigen Tilgungsleistungen abgezogen werden, die 
unstreitig auf das Recht oder eine durch das Recht gesi¬ 
cherte Forderung erbracht worden sind. Soweit der Be¬ 
rechtigte nachweist, daß eine der Kreditaufnahme entspre¬ 
chende Baumaßnahme an dem Grundstück nicht durchge¬ 
führt wurde, ist das Recht nicht zu berücksichtigen. Die 
Sätze 1 bis 5 gelten für sonstige Grundpfandrechte, die auf 
staatliche Veranlassung vor dem 8. Mai 1945 oder nach 
Eintritt des Eigentumsverlustes oder durch den staatlichen 
Verwalter bestellt wurden, entsprechend, es sei denn, das 
Grundpfandrecht diente der Sicherung einer Verpflichtung 
des Berechtigten, die keinen diskriminierenden oder sonst 
benachteiligenden Charakter hat. 
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(3) Bei anderen als den in Absatz 2 genannten Grund¬ 
pfandrechten ist zur Berechnung des Ablösebetrages von 
dem Nennbetrag des früheren Rechts auszugehen. Ab¬ 
satz 2 Satz 4 gilt entsprechend. 

(4) Rechte, die auf die Erbringung wiederkehrender 
Leistungen aus dem Grundstück gerichtet sind, sind bei 
der Berechnung des Ablösebetrages mit ihrem kapitalisier¬ 
ten Wert anzusetzen. 

(5) Bei der Berechnung der für den Ablösebetrag zu 
berücksichtigenden Einzelbeträge sind Ausgleichsleistun¬ 
gen auf das Recht oder eine dem Recht zugrundeliegende 
Forderung oder eine Entschädigung, die der frühere Gläu¬ 
biger des Rechts vom Staat erhalten hat, nicht in Abzug zu 
bringen. Dies gilt entsprechend, soweit dem Schuldner die 
durch das Recht gesicherte Forderung von staatlichen 
Stellen der Deutschen Demokratischen Republik erlassen 
worden ist. 

§ 18a 

Rückübertragung des Grundstücks 

Das Eigentum an dem Grundstück geht auf den Berech¬ 
tigten über, wenn die Entscheidung über die Rückübertra¬ 
gung unanfechtbar und der Ablösebetrag bei der Hinterle¬ 
gungsstelle (§ 1 der Hinterlegungsordnung) unter Verzicht 
auf die Rücknahme hinterlegt worden ist, in deren Bezirk 
das entscheidende Amt zur Regelung offener Vermögens¬ 
fragen seinen Sitz hat. Das Eigentum geht auf den Berech¬ 
tigten auch über, wenn der Bescheid über die Rücküber¬ 
tragung des Eigentums an dem Grundstück lediglich in 
Ansehung der Feststellung des Ablösebetrages nicht un¬ 
anfechtbar geworden ist und der Berechtigte für den Ablö¬ 
sebetrag Sicherheit geleistet hat. 

§ 18b 

Herausgabe des Ablösebetrages 

(1) Der Gläubiger eines früheren dinglichen Rechts an 
dem Grundstück oder sein Rechtsnachfolger (Begünstig¬ 
ter) kann von der Hinterlegungsstelle die Herausgabe des¬ 
jenigen Teils des Ablösebetrages, mit dem sein früheres 
Recht bei der Ermittlung des unanfechtbar festgestellten 
Ablösebetrages berücksichtigt worden ist, verlangen, so¬ 
weit dieser nicht an den Entschädigungsfonds oder den 
Berechtigten herauszugeben ist. Der Anspruch des Be¬ 
günstigten geht auf den Entschädigungsfonds über, soweit 
der Begünstigte für den Verlust seines Rechts Ausgleichs¬ 
zahlungen oder eine Entschädigung vom Staat erhalten 
hat, oder dem Schuldner die dem Recht zugrundeliegende 
Forderung von staatlichen Stellen der Deutschen Demo¬ 
kratischen Republik erlassen worden ist. Der Berechtigte 
kann den auf ein früheres dingliches Recht entfallenden 
Teil des Ablösebetrages insoweit herausverlangen, als bei 
der Festsetzung des Ablösebetrages nicht berücksichtigte 
Tilgungsleistungen auf das Recht erbracht wurden oder er 
einer Inanspruchnahme aus dem Recht hätte entgegen¬ 
halten können, dieses sei nicht entstanden, erloschen oder 
auf ihn zu übertragen gewesen. Der Herausgabeanspruch 
kann nur innerhalb von vier Jahren seit der Hinterlegung 
geltend gemacht werden. Ist Gläubiger der Entschädi¬ 
gungsfonds, so erfolgt die Herausgabe auf Grund eines 
Auszahlungsbescheides des Entschädigungsfonds. 


(2) Für das Hinterlegungsverfahren gelten die Vorschrif¬ 
ten der Hinterlegungsordnung. Der zum Zeitpunkt der 
Überführung des Grundstücks in Volkseigentum im Grund¬ 
buch eingetragene Gläubiger eines dinglichen Rechts oder 
dessen Rechtsnachfolger gilt als Begünstigter, solange 
nicht vernünftige Zweifel an seiner Berechtigung beste¬ 
hen. 

(3) Eine durch das frühere Recht gesicherte Forderung 
erlischt insoweit, als der darauf entfallende Teil des Ablö¬ 
sebetrages an den Begünstigten oder den Entschädi¬ 
gungsfonds herauszugeben ist. In den Fällen des § 18 
Abs. 2 gilt die Forderung gegenüber dem Berechtigten, 
dem staatlichen Verwalter sowie deren Rechtsnachfolgern 
auch hinsichtlich des Restbetrages als erloschen. Handelt 
es sich um eine Forderung aus einem Darlehen, für das 
keine staatlichen Mittel eingesetzt worden sind, so ist der 
Gläubiger vorbehaltlich einer abweichenden Regelung an¬ 
gemessen zu entschädigen. 

(4) Der nach Ablauf von fünf Jahren von der Hinterle¬ 
gung an nicht ausgezahlte Teil des Ablösebetrages ist, 
soweit nicht ein Rechtsstreit über den Betrag oder Teile 
hiervon anhängig ist, an den Entschädigungsfonds her¬ 
auszugeben. 

(5) Soweit der Begünstigte vom Staat bereits befriedigt 
worden ist, geht die zugrundeliegende Forderung auf den 
Entschädigungsfonds über. 

§ 19 

(weggefallen) 

§20 

Vorkaufsrecht 

(1) Mietern und Nutzern von Ein- und Zweifamilienhäu¬ 
sern sowie von Grundstücken für Erholungszwecke, die 
staatlich verwaltet sind oder auf die ein Anspruch auf 
Rückübertragung besteht, wird auf Antrag ein Vorkaufs¬ 
recht am Grundstück eingeräumt. 

(2) Bei Grundstücken, an denen Dritte Eigentums- oder 
dingliche Nutzungsrechte erworben haben, wird den Be¬ 
rechtigten auf Antrag ein Vorkaufsrecht am Grundstück 
eingeräumt. 

(3) Anträge auf Eintragung des Vorkaufsrechts sind im 
Rahmen des Verfahrens nach Abschnitt VI zu stellen. Das 
Antragsrecht wird durch die Aufhebung der staatlichen 
Verwaltung nach § 11a nicht berührt. 

§21 

Ersatzgrundstück 

(1) Mieter oder Nutzer von Einfamilienhäusern und 
Grundstücken für Erholungszwecke, die staatlich verwaltet 
sind oder auf die ein rechtlich begründeter Anspruch auf 
Rückübertragung geltend gemacht wurde, können bean¬ 
tragen, daß dem Berechtigten ein Ersatzgrundstück zur 
Verfügung gestellt wird, wenn sie bereit sind, das Grund¬ 
stück zu kaufen. Der Berechtigte ist nicht verpflichtet, ein 
Ersatzgrundstück in Anspruch zu nehmen. 

(2) Anträgen nach § 9 Abs. 2 ist vorrangig zu entspre¬ 
chen. 
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(3) Dem Antrag nach Absatz 1 Satz 1 ist zu entsprechen, 
wenn der Berechtigte einverstanden ist, ein in kommuna¬ 
lem Eigentum stehendes Grundstück im gleichen Stadt¬ 
oder Gemeindegebiet zur Verfügung steht und einer 
Eigentumsübertragung keine berechtigten Interessen 
entgegenstehen. Dies gilt insbesondere, wenn die Mieter 
und Nutzer erhebliche Aufwendungen zur Werterhöhung 
oder Werterhaltung des Objektes getätigt haben. 

(4) Wertdifferenzen zwischen dem Wert des Ersatz¬ 
grundstückes und dem Wert des Grundstückes zum Zeit¬ 
punkt der Inverwaltungnahme oder des Entzuges des 
Eigentumsrechtes sind auszugleichen. 

(5) Wurde dem Berechtigten eines staatlich verwalteten 
Grundstückes ein Ersatzgrundstück übertragen, ist der 
staatliche Verwalter berechtigt, das Grundstück an den 
Mieter oder Nutzer zu verkaufen. 


Abschnitt V 
Organisation 

§22 

Durchführung 

der Regelung offener Vermögensfragen 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sowie die Aufgaben in 
bezug auf den zu bildenden Entschädigungsfonds werden 
vorbehaltlich des § 29 Abs. 2 von den Ländern Mecklen¬ 
burg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-An¬ 
halt, Thüringen und Berlin durchgeführt. Bei Entscheidun¬ 
gen über eine Entschädigung, über die Gewährung eines 
Ersatzgrundstücks, über einen Schadensersatzanspruch 
nach § 13 sowie über Ansprüche nach den §§ 7 und 7a 
geschieht dies im Auftrag des Bundes. Die Abwicklung von 
Vermögensangelegenheiten, die dem früheren Amt für 
den Rechtsschutz des Vermögens der Deutschen Demo¬ 
kratischen Republik übertragen waren, obliegt dem Bun¬ 
desamt zur Regelung offener Vermögensfragen. Dazu 
gehören insbesondere ausländische Vermögenswerte au¬ 
ßer Unternehmen und Betrieben, Gewinnkonten von 1972 
verstaatlichten Unternehmen, an die Stelle von staatlich 
verwalteten Vermögenswerten getretene Einzelschuld¬ 
buchforderungen sowie in diesem Zusammenhang er¬ 
brachte Entschädigungsleistungen. Das Bundesamt ent¬ 
scheidet insoweit auch über einen etwaigen Widerspruch 
innerhalb des Verwaltungsverfahrens abschließend. 

§23 

Landesbehörden 

Die Länder errichten Ämter und Landesämter zur Rege¬ 
lung offener Vermögensfragen. 

§ 24 

Untere Landesbehörden 

Für jeden Landkreis, jede kreisfreie Stadt und für Berlin 
wird ein Amt zur Regelung offener Vermögensfragen als 
untere Landesbehörde eingerichtet. Im Bedarfsfall kann 
ein solches Amt für mehrere Kreise als untere Landesbe¬ 
hörde gebildet werden. 


§25 

Obere Landesbehörden 

(1) Für jedes Land wird ein Landesamt zur Regelung 
offener Vermögensfragen gebildet. Für Entscheidungen 
über Anträge nach den §§ 6, 6a, 6b und über Grund und 
Höhe der Entschädigung nach § 6 Abs. 7 ist das Landes¬ 
amt zuständig. Das Landesamt kann Verfahren, die bei 
einem ihm nachgeordneten Amt zur Regelung offener 
Vermögensfragen anhängig sind, an sich ziehen. Es teilt 
dies dem Amt mit, das mit Zugang der Mitteilung für das 
Verfahren nicht mehr zuständig ist und vorhandene Vor¬ 
gänge an das Landesamt abgibt. Nach Satz 2 zuständige 
Landesämter können bei Sachzusammenhang vereinba¬ 
ren, daß die Verfahren bei einem Landesamt zusammen¬ 
gefaßt und von diesem entschieden werden. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, die Zu¬ 
ständigkeit nach Absatz 1 durch Rechtsverordnung auf 
das jeweils örtlich zuständige Amt zur Regelung offener 
Vermögensfragen für die Fälle zu übertragen, in denen 
das zurückzugebende Unternehmen im Zeitpunkt der 
Schädigung nach Art und Umfang einen in kaufmänni¬ 
scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfor¬ 
derte oder den Betrieb eines handwerklichen oder sonsti¬ 
gen gewerblichen Unternehmens oder den der Land- und 
Forstwirtschaft zum Gegenstand hatte. 

§26 

Widerspruchsausschüsse 

(1) Bei jedem Landesamt zur Regelung offener Vermö¬ 
gensfragen wird ein Widerspruchsausschuß gebildet; bei 
Bedarf können mehrere Widerspruchsausschüsse gebil- 
.det werden. Der Ausschuß besteht aus einem Vorsitzen¬ 
den und zwei Beisitzern. 

(2) Der Widerspruchsausschuß entscheidet weisungs¬ 
unabhängig mit Stimmenmehrheit über den Widerspruch. 

§27 

Amts- und Rechtshilfe 

Alle Behörden und Gerichte haben den in diesem Ab¬ 
schnitt genannten Behörden unentgeltlich Amts- und 
Rechtshilfe zu leisten. Insbesondere sind die Finanzbehör¬ 
den in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet verpflichtet, Auskünfte zu erteilen oder Einsicht in 
die Akten zu gewähren, soweit es zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlich ist. 

§28 

Übergangsregelungen 

(1) Bis zur Errichtung der unteren Landesbehörden wer¬ 
den die Aufgaben dieses Gesetzes von den Landratsäm¬ 
tern oder Stadtverwaltungen der kreisfreien Städte wahr¬ 
genommen. Die auf der Grundlage der Anmeldeverord¬ 
nung eingereichten Anmeldungen sind durch die Ämter zur 
Regelung offener Vermögensfragen nach deren Bildung 
von den Landratsämtern oder Stadtverwaltungen der 
kreisfreien Städte zur weiteren Bearbeitung zu überneh¬ 
men. 

(2) Die Länder können die Aufgaben der unteren Lan¬ 
desbehörden auch auf Dauer durch die Landratsämter 
oder die Stadtverwaltungen der kreisfreien Städte wahr¬ 
nehmen lassen. 



1460 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1992, Teil I 


§29 

Bundesamt 

zur Regelung offener Vermögensfragen 

(1) Zur Unterstützung der Gewährleistung einer einheitli¬ 
chen Durchführung dieses Gesetzes wird ein Bundesamt 
zur Regelung offener Vermögensfragen gebildet. Beim 
Bundesamt ist ein Beirat zu bilden, der aus je einem 
Vertreter der in § 22 bezeichneten Länder, vier Vertretern 
der Interessenverbände und aus vier Sachverständigen 
besteht. 

(2) Das Bundesamt zur Regelung offener Vermögens¬ 
fragen entscheidet über Anträge auf Rückübertragung von 
Vermögenswerten, die der treuhänderischen Verwaltung 
nach § 20b des Parteiengesetzes der Deutschen Demo¬ 
kratischen Republik vom 21. Februar 1990 (GBl. I Nr. 9 
S. 66), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Juli 1990 
(GBl. I Nr. 49 S. 904), der nach Anlage II Kapitel II Sachge¬ 
biet A Abschnitt III des Einigungsvertrages vom 31. August 
1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Sep¬ 
tember 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1150) mit Maßgaben 
fortgilt, unterliegen. Das Bundesamt nimmt diese Aufgabe 
im Einvernehmen mit der unabhängigen Kommission zur 
Überprüfung des Vermögens der Parteien und Massen¬ 
organisationen der Deutschen Demokratischen Republik 
wahr. Über Widersprüche entscheidet das Bundesamt im 
Einvernehmen mit der Kommission. Im übrigen bleiben die 
Aufgaben der Treuhandanstalt und der Kommission nach 
den §§ 20a und 20b des Parteiengesetzes der Deutschen 
Demokratischen Republik und den Maßgaben des Eini¬ 
gungsvertrages unberührt. 

§ 29a 

Entschädigungsfonds 

(1) Aufwendungen für die in § 22 Satz 2 bezeichneten 
Leistungen werden von einem nicht rechtsfähigen Sonder¬ 
vermögen des Bundes (Entschädigungsfonds) erbracht. 

(2) Das Bundesamt zur Regelung offener Vermögens¬ 
fragen verwaltet das Sondervermögen auf Weisung und 
unter Aufsicht des Bundesministers der Finanzen. 

(3) Das Sondervermögen kann unter seinem Namen im 
rechtsgeschäftlichen Verkehr handeln, klagen und verklagt 
werden. Der allgemeine Gerichtsstand des Sondervermö¬ 
gens ist Berlin. 

(4) Der Bund haftet für die Verbindlichkeiten des Son¬ 
dervermögens. 


Abschnitt VI 
Verfahrensregelungen 

§ 30 

Antrag 

(1) Ansprüche nach diesem Gesetz sind bei der zustän¬ 
digen Behörde mittels Antrag geltend zu machen. Über 
den Antrag entscheidet die Behörde, wenn und soweit die 
Rückgabe zwischen dem Verfügungsberechtigten und 
dem Berechtigten nicht einvernehmlich zustande kommt. 
Der Antrag auf Rückgabe kann jederzeit zurückgenommen 
oder für erledigt erklärt werden. Er kann auch auf einzelne 


Verfahrensstufen beschränkt werden. Die Anmeldung 
nach der Anmeldeverordnung gilt als Antrag auf Rücküber¬ 
tragung oder auf Aufhebung der staatlichen Verwaltung. 

(2) In den Fällen des § 6 Abs. 1 und des § 6b können die 
Parteien beantragen, die Entscheidung oder bestimmte 
Entscheidungen statt durch die Behörde durch ein 
Schiedsgericht nach § 38a treffen zu lassen. Die Behörde 
hat die Parteien auf diese Möglichkeit hinzuweisen, wenn 
nach ihren Ermittlungen Interessen Dritter durch die Ent¬ 
scheidung nicht berührt werden. Ein Antrag im Sinne des 
Satzes 1 kann auch noch gestellt werden, wenn das be¬ 
hördliche Verfahren bereits begonnen hat. 

(3) Steht der Anspruch in den Fällen des § 1 Abs. 7 im 
Zusammenhang mit einer verwaltungsrechtlichen Ent¬ 
scheidung, deren Aufhebung nach anderen Vorschriften 
erfolgt, so ist der Antrag nach Absatz 1 nur zulässig, wenn 
der Antragsteller eine Bescheinigung der für die Rehabili¬ 
tierung zuständigen Stelle über die Antragstellung im Re¬ 
habilitierungsverfahren vorlegt. 

§ 30a 

Ausschlußfrist 

Rückübertragungsansprüche nach den §§ 3 und 6 sowie 
Entschädigungsansprüche nach § 6 Abs. 7, §§ 8 und 9 
können nach dem 31. Dezember 1992, für bewegliche 
Sachen nach dem 30. Juni 1993, nicht mehr angemeldet 
werden. In den Fällen des § 1 Abs. 7 gilt dies nur dann, 
wenn die Entscheidung, auf der der Vermögensverlust 
beruht, am 30. Juni 1992 bereits unanfechtbar aufgehoben 
war. Anderenfalls treten die Wirkungen des Satzes 1 nach 
Ablauf von sechs Monaten ab Unanfechtbarkeit der Aufhe¬ 
bungsentscheidung ein. Diese Vorschriften finden auf An¬ 
sprüche, die an die Stelle eines rechtzeitig angemeldeten 
Anspruchs treten oder getreten sind, keine Anwendung. 

§31 

Pflichten der Behörde 

(1) Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts 
wegen, der Antragsteller hat hierbei mitzuwirken. Soweit 
die Behörde bei einem auf eine Geldleistung gerichteten 
Anspruch nach diesem Gesetz die für die Höhe des An¬ 
spruchs erheblichen Tatsachen nicht oder nur mit unver¬ 
hältnismäßigem Aufwand ermitteln kann, hat sie die Höhe 
des Anspruchs zu schätzen. Dabei sind alle Umstände zu 
berücksichtigen, die für die Schätzung von Bedeutung 
sind. Zu schätzen ist insbesondere, wenn der Antragsteller 
über seine Angaben keine ausreichende Aufklärung zu 
geben vermag oder weitere Auskünfte verweigert. 

(la) Vergleiche sind zulässig. 

(lb) Ist nicht festzustellen, welcher Vermögenswert Ge¬ 
genstand des Antrags ist, so fordert die Behörde den 
Antragsteller auf, innerhalb von vier Wochen ab Zugang 
der Aufforderung nähere Angaben zu machen. Die Frist 
kann verlängert werden, wenn dem Antragsteller eine frist¬ 
gerechte Äußerung aus von ihm nicht zu vertretenden 
Gründen nicht möglich ist, insbesondere in den Fällen des 
§ 1 Abs. 6. Macht der Antragsteller innerhalb der gesetzten 
Frist keine näheren Angaben, so wird sein Antrag zurück¬ 
gewiesen. 

(lc) Werden Ansprüche nach § 1 Abs. 6 geltend ge¬ 
macht, so finden für die Todesvermutung eines Verfolgten 
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§ 180 und für den Nachweis der Erbberechtigung § 181 
des Bundesentschädigungsgesetzes entsprechende An¬ 
wendung. 

(2) Die Behörde hat die betroffenen Rechtsträger oder 
staatlichen Verwalter sowie Dritte, deren rechtliche Inter¬ 
essen durch den Ausgang des Verfahrens berührt werden 
können, über die Antragstellung, auf Antrag unter Über¬ 
sendung einer Abschrift des Antrags und seiner Anlagen, 
zu informieren und zu dem weiteren Verfahren hinzuzu¬ 
ziehen. Ist der Vermögenswert im Bereich eines anderen 
Amtes zur Regelung offener Vermögensfragen belegen, 
so hat sie dieses unverzüglich unter genauer Bezeichnung 
des Antragstellers und des Vermögenswertes über die 
Antragstellung zu unterrichten. 

(3) Auf Verlangen hat der Antragsteller Anspruch auf 
Auskunft durch die Behörde über alle Informationen, die 
zur Durchsetzung seines Anspruches erforderlich sind. 
Hierzu genügt die Glaubhaftmachung des Anspruches. 
Die Auskunft ist schriftlich zu erteilen. Wird ein Antrag auf 
Rückgabe eines Unternehmens gestellt, so hat die Behör¬ 
de dem Antragsteller, wenn er seine Berechtigung glaub¬ 
haft macht, zu gestatten, die Geschäftsräume des Unter¬ 
nehmens zu betreten und alle Unterlagen einzusehen, die 
für seinen Antrag Bedeutung haben können. 

(4) Die Behörde ist berechtigt, vom Rechtsträger, derzei¬ 
tigen Eigentümer, staatlichen Verwalter sowie weiteren mit 
der Verwaltung von Vermögenswerten Beauftragten um¬ 
fassende Auskunft zu fordern. 

(5) Die Behörde hat in jedem Stadium des Verfahrens 
auf eine gütliche Einigung zwischen dem Berechtigten und 
dem Verfügungsberechtigten hinzuwirken. Sie setzt das 
Verfahren aus, soweit ihr mitgeteilt wird, daß eine gütliche 
Einigung angestrebt wird. Kommt es zu einer Einigung, die 
den Anspruch des Berechtigten ganz oder teilweise erle¬ 
digt, so erläßt die Behörde auf Antrag einen der Einigung 
entsprechenden Bescheid; § 33 Abs. 4 findet Anwendung. 
Die Einigung kann sich auf Gegenstände erstrecken, über 
die nicht im Verfahren nach diesem Abschnitt zu entschei¬ 
den ist. Absatz 2 bleibt unberührt. Der Bescheid wird sofort 
bestandskräftig, wenn nicht der Widerruf innerhalb einer in 
dem Bescheid zu bestimmenden Frist, die höchstens ei¬ 
nen Monat betragen darf, Vorbehalten wird. 

(6) Haben die Parteien einen Antrag nach § 30 Abs. 2 
Satz 1 Halbsatz 1 gestellt, so gibt die Behörde dem Antrag 
statt, wenn Interessen Dritter im Sinne des Absatzes 2 
nicht berührt sind. Die Behörde ist dem Schiedsgericht zur 
Auskunft über alle Informationen verpflichtet, die das 
Schiedsgericht für seine Entscheidung benötigt. Sie ist an 
die Entscheidung des Schiedsgerichts gebunden. 

(7) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist, sind bis zum Erlaß entsprechender landesrechtlicher 
Bestimmungen die Vorschriften des Verwaltungsverfah¬ 
rensgesetzes, des Verwaltungszustellungsgesetzes und 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes anzuwenden. 

Entscheidung, Wahlrecht 

§32 

(1) Die Behörde hat dem Antragsteller die beabsichtigte 
Entscheidung schriftlich mitzuteilen und ihm Gelegenheit 
zur Stellungnahme binnen zwei Wochen zu geben. Dabei 


ist er auf die Möglichkeit der Auskunftserteilung gemäß 
§ 31 Abs. 2 sowie auf das Wahlrecht nach Absatz 2 
hinzuweisen. Dem Verfügungsberechtigten ist eine Ab¬ 
schrift der Mitteilung nach Satz 1 zu übersenden. 

(2) Solange die Behörde noch nicht entschieden hat, 
kann der Antragsteller statt Rückübertragung des Vermö¬ 
genswertes oder Aufhebung der staatlichen Verwaltung 
Entschädigung nach § 9 wählen. Dies gilt nicht in den 
Fällen des § 8 Abs. 1 Satz 2. 

(3) Hat der Antragsteller Auskunft verlangt, kann die 
Behörde über den Antrag frühestens einen Monat, nach¬ 
dem dem Antragsteller die Auskunft zugegangen ist, ent¬ 
scheiden. 

(4) Entscheidungen und Mitteilungen nach diesem Ab¬ 
schnitt, die eine Frist in Lauf setzen, sind den in ihren 
Rechten Betroffenen zuzustellen. 

(5) Jedem, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft dar¬ 
legt, können Namen und Anschriften der Antragsteller 
sowie der Vermögenswert mitgeteilt werden, auf den sich 
die Anmeldung bezieht. Jeder Antragsteller kann der Mit¬ 
teilung der ihn betreffenden Angaben nach Satz 1 wider¬ 
sprechen, die dann unbeschadet der nach anderen Vor¬ 
schriften bestehenden Auskunftsrechte unterbleibt. Das 
Amt zur Regelung offener Vermögensfragen weist jeden 
Antragsteller mit einer Widerspruchsfrist von zwei Wochen 
auf diese Möglichkeit hin, sobald erstmals nach Inkrafttre¬ 
ten dieser Vorschrift ein Dritter eine Mitteilung nach Satz 1 
beantragt. 

§33 

(1) Hat der Antragsteller Entschädigung gewählt, be¬ 
schränkt sich die Entscheidung auf die Feststellung der 
Berechtigung und die Feststellung der Ausübung des 
Wahlrechtes; das weitere Verfahren regelt sich nach be¬ 
sonderen Vorschriften. 

(2) Über Schadensersatzansprüche gemäß § 13 Abs. 2 
und 3 und § 14 ist eine gesonderte Entscheidung zu 
treffen; sie ist nicht Voraussetzung für die Rückübertra- 
gung des Eigentums oder die Aufhebung der staatlichen 
Verwaltung. 

(3) Über die Entscheidung ist den Beteiligten ein schriftli¬ 
cher Bescheid zu erteilen und zuzustellen. Der Bescheid 
ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. 

(4) Mit der Entscheidung ist den Beteiligten ein Überga¬ 
beprotokoll zuzustellen. Dieses hat Angaben zum festge¬ 
stellten Eigentums- und Vermögensstatus, zu getroffenen 
Vereinbarungen sowie zu sonstigen wesentlichen Rege¬ 
lungen in bezug auf die zu übergebenden Vermögenswer¬ 
te zu enthalten. Bei der Rückgabe von Unternehmen muß 
das Übergabeprotokoll die in § 6b Abs. 4 bezeichneten 
Angaben enthalten. 

(5) Die Entscheidung wird einen Monat nach Zustellung 
bestandskräftig, wenn kein Widerspruch eingelegt wird. 
Die §§ 58 und 60 der Verwaltungsgerichtsordnung bleiben 
unberührt. Die Entscheidung kann nach Maßgabe des 
§ 80 Abs. 2 Nr. 4 oder des § 80a Abs. 1 Nr. 1 der 
Verwaltungsgerichtsordnung für sofort vollziehbar erklärt 
werden. 
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§34 

Eigentumsübergang, 
Grundbuchberichtigung 
und Löschung von Vermerken 
über die staatliche Verwaltung 

(1) Mit der Unanfechtbarkeit einer Entscheidung über 
die Rückübertragung von Eigentumsrechten oder sonsti¬ 
gen dinglichen Rechten gehen die Rechte auf den Berech¬ 
tigten über, soweit nicht in diesem Gesetz etwas anderes 
bestimmt ist. Satz 1 gilt für die Begründung von dinglichen 
Rechten entsprechend. Ist die Entscheidung für sofort 
vollziehbar erklärt worden, so gilt die Eintragung eines 
Widerspruchs oder einer Vormerkung als bewilligt. Der 
Widerspruch oder die Vormerkung erlischt, wenn die Ent¬ 
scheidung unanfechtbar geworden ist. 

(2) Bei der Rückübertragung von Eigentums- und sonsti¬ 
gen dinglichen Rechten an Grundstücken und Gebäuden 
sowie bei der Aufhebung der staatlichen Verwaltung er¬ 
sucht die Behörde das Grundbuchamt um die erforderli¬ 
chen Berichtigungen des Grundbuches. Gebühren für die 
Grundbuchberichtigung und das Grundbuchverfahren in 
den Fällen des § 7a Abs. 3, der §§ 16 und 18a werden 
nicht erhoben. 

(3) Der Berechtigte ist von der Entrichtung der Grunder¬ 
werbsteuer befreit. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf die Rückgabe von 
Unternehmen und deren Entflechtung anzuwenden, so¬ 
weit keine abweichenden Regelungen vorgesehen sind. 
Das Eigentum an einem Unternehmen oder einer Betriebs¬ 
stätte geht im Wege der Gesamtrechtsnachfolge über. 

(5) Absatz 2 gilt entsprechend für im Schiffsregister 
eingetragene Schiffe und im Schiffsbauregister eingetra¬ 
gene Schiffsbauwerke. 

§35 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) Für die Entscheidung über Vermögenswerte in staat¬ 
licher Verwaltung ist das Amt zur Regelung offener Vermö¬ 
gensfragen zuständig, in dessen Bereich der Antragsteller, 
im Erbfall der betroffene Erblasser, seinen letzten Wohn¬ 
sitz hatte. Das gilt auch für Vermögenswerte, die beschlag¬ 
nahmt und in Volkseigentum übernommen wurden. 

(2) In den übrigen Fällen ist das Amt zur Regelung 
offener Vermögensfragen zuständig, in dessen Bereich 
der Vermögenswert belegen ist. 

(3) In den Fällen des § 3 Abs. 2 ist das Amt zur Regelung 
offener Vermögensfragen ausschließlich zuständig, in 
dessen Bereich der Vermögenswert belegen ist. Das Amt, 
dessen Zuständigkeit zunächst nach Absatz 1 begründet 
war, gibt sein Verfahren dorthin ab. 

(4) Ist der Antrag an ein örtlich unzuständiges Amt oder 
an eine andere unzuständige Stelle gerichtet worden, ha¬ 
ben diese den Antrag unverzüglich an das zuständige Amt 
zur Regelung offener Vermögensfragen abzugeben und 
den Antragsteller zu benachrichtigen. 

§36 

Widerspruchsverfahren 

(1) Gegen Entscheidungen des Amtes zur Regelung 
offener Vermögensfragen kann Widerspruch erhoben 


werden. Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats nach 
Zustellung der Entscheidung schriftlich bei dem Amt zu 
erheben, das die Entscheidung getroffen hat. Der Wider¬ 
spruch soll begründet werden. Wird dem Widerspruch 
nicht oder nicht in vollem Umfang abgeholfen, ist er dem 
zuständigen Widerspruchsausschuß zuzuleiten. 

(2) Kann durch die Aufhebung oder Änderung der Ent¬ 
scheidung ein anderer als der Widerspruchsführer be¬ 
schwert werden, so ist er vor Abhilfe oder Erlaß des 
Widerspruchsbescheids zu hören. 

(3) Der Widerspruchsbescheid ist zu begründen, mit 
einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und zuzustel¬ 
len. 

(4) Gegen die Entscheidung des Landesamtes nach 
§ 25 Abs. 1 Satz 2 findet ein Widerspruchsverfahren nicht 
statt; für Entscheidungen nach § 25 Abs. 1 Satz 3 gelten 
die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

§37 

Zulässigkeit des Gerichtsweges 

(1) Der Beschwerte kann gegen den Widerspruchsbe¬ 
scheid oder bei Ausschluß des Widerspruchsverfahrens 
nach § 36 Abs. 4 unmittelbar gegen den Bescheid der 
Behörde Antrag auf Nachprüfung durch das Gericht stel¬ 
len. 

(2) Die Berufung gegen ein Urteil und die Beschwerde 
gegen eine andere Entscheidung des Gerichts sind aus¬ 
geschlossen. Das gilt nicht für die Beschwerde gegen die 
Nichtzulassung der Revision nach § 135 in Verbindung mit 
§133 der Verwaltungsgerichtsordnung, die Beschwerde 
gegen Beschlüsse über den Rechtsweg nach § 17a Abs. 2 
und 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes und die Be¬ 
schwerde gegen Beschlüsse über den Antrag auf Anord¬ 
nung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 der 
Verwaltungsgerichtsordnung. Auf die Beschwerde gegen 
die Beschlüsse über den Rechtsweg findet § 17a Abs. 4 
Satz 4 bis. 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes entspre¬ 
chende Anwendung. 

§38 

Kosten 

(1) Das Verwaltungsverfahren einschließlich des Wider¬ 
spruchsverfahrens ist kostenfrei. 

(2) Die Kosten einer Vertretung trägt der Antragsteller. 
Die Kosten der Vertretung im Widerspruchsverfahren sind 
dem Widerspruchsführer zu erstatten, soweit die Zuzie¬ 
hung eines Bevollmächtigten zur zweckentsprechenden 
Rechtsverfolgung notwendig und der Widerspruch begrün¬ 
det war. Über die Tragung der Kosten wird bei der Ent¬ 
scheidung zur Sache mitentschieden. 

§ 38a 

Schiedsgericht; Schiedsverfahren 

(1) Die Einsetzung eines Schiedsgerichts für Entschei¬ 
dungen nach § 6 Abs. 1 oder die vorhergehende Entflech¬ 
tung nach § 6b erfolgt auf Grund eines Schiedsvertrags 
zwischen den Parteien (Berechtigter und Verfügungsbe¬ 
rechtigter). Das Schiedsgericht besteht aus einem Vorsit¬ 
zenden und zwei Beisitzern, von denen jede Partei einen 



Nr. 38 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. August 1992 


1463 


ernennt. Der Vorsitzende, der die Befähigung zum Richter¬ 
amt haben muß, wird von den Beisitzern ernannt. 

(2) Auf den Schiedsvertrag und das schiedsgerichtliche 
Verfahren finden die Vorschriften der §§ 1025 bis 1047 der 
Zivilprozeßordnung Anwendung. § 31 Abs. 5 gilt entspre¬ 
chend. Gericht im Sinne des § 1045 der Zivilprozeßord¬ 
nung ist das nach § 37 zuständige Gericht. Die Niederle¬ 
gung des Schiedsspruchs oder eines schiedsrichterlichen 
Vergleichs erfolgt bei der Behörde. 

(3) Gegen den Schiedsspruch kann innerhalb von vier 
Wochen Aufhebungsklage bei dem nach Absatz 2 Satz 3 
zuständigen Gericht erhoben werden. Wird die Aufhe¬ 


bungsklage innerhalb dieser Frist nicht erhoben oder ist 
sie rechtskräftig abgewiesen worden oder haben die Par¬ 
teien nach Erlaß des Schiedsspruchs auf die Aufhebungs¬ 
klage verzichtet oder liegt ein schiedsrichterlicher Ver¬ 
gleich vor, erläßt die Behörde einen Bescheid nach § 33 
Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit einem Übergabeprotokoll 
nach § 33 Abs. 4, in dem der Inhalt des Schiedsspruchs 
oder des schiedsrichterlichen Vergleichs festgestellt wird; 
dieser Bescheid ist sofort bestandskräftig und hat die 
Wirkungen des § 34. 

§39 

(Außerkrafttreten anderer Vorschriften) 
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Bekanntmachung 

der Neufassung des Vermögenszuordnungsgesetzes 


Vom 3. August 1992 

Auf Grund des Artikels 13 des Gesetzes vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257) 
wird nachstehend der Wortlaut des Vermögenszuordnungsgesetzes in der vom 
22. Juli 1992 an geltenden Fassung bekanntgemacht. Die Neufassung berück¬ 
sichtigt: 

1. das am 29. März 1991 in Kraft getretene Gesetz vom 22. März 1991 (BGBl. I 
S. 766, 784), 

2. den am 22. Juli 1992 in Kraft getretenen Artikel 9 des eingangs genannten 
Gesetzes. 


Bonn, den 3. August 1992 


Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 
Kober 


Gesetz 

über die Feststellung der Zuordnung von ehemals volkseigenem Vermögen 
(Vermögenszuordnungsgesetz - VZOG) 


§i 

Zuständigkeit 

(1) Zur Feststellung, wer in welchem Umfang nach Arti¬ 
kel 21 und 22 des Einigungsvertrages, nach diesen Vor¬ 
schriften in Verbindung mit dem Kommunalvermögensge¬ 
setz vom 6. Juli 1990 (GBl. I Nr. 42 S. 660), das nach 
Anlage II Kapitel IV Abschnitt III Nr. 2 des Einigungsvertra¬ 
ges vom 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 
1199) fortgilt, nach dem Treuhandgesetz vom 17. Juni 
1990 (GBl. I Nr. 33 S. 300), das nach Artikel 25 des 
Einigungsvertrages fortgilt, und seinen Durchführungsver¬ 
ordnungen kraft Gesetzes übertragene Vermögensgegen¬ 
stände erhalten hat, ist vorbehaltlich der Regelung des § 4 
zuständig 

1. der Präsident der Treuhandanstalt oder eine von ihm 
zu ermächtigende Person in den Fällen, in denen der 
Treuhandanstalt kraft Gesetzes oder Verordnung Ei¬ 
gentum oder Verwaltung übertragen ist, 

2. der Oberfinanzpräsident oder eine von ihm zu ermäch¬ 
tigende Person in den übrigen Fällen, namentlich in 
den Fällen, in denen Vermögenswerte 

a) als Verwaltungsvermögen, 

b) durch Gesetz gemäß § 1 Abs. 1 Satz 3 des Treu¬ 
handgesetzes Gemeinden, Städten oder Landkrei¬ 
sen, 


c) nach Artikel 22 Abs. 4 des Einigungsvertrages, 

d) nach Artikel 21 Abs. 1 Satz 2 und Artikel 22 Abs. 1 
Satz 2 des Einigungsvertrages durch Verwendung 
für neue oder öffentliche Zwecke 

übertragen sind. Im Falle eines Rechtsstreits über eine 
Entscheidung des Oberfinanzpräsidenten richtet sich die 
Klage gegen den Bund; § 78 Abs. 1 Nr. 1 Halbsatz 2 der 
Verwaltungsgerichtsordnung bleibt unberührt. 

(2) Für die Feststellung, welches Vermögen im Sinne 
des Artikels 22 Abs. 1 Satz 1 des Einigungsvertrages 
Finanzvermögen in der Treuhandverwaltung des Bundes 
ist, gilt Absatz 1 Nr. 2 entsprechend. Hat der Bundesmini¬ 
ster der Finanzen nach Artikel 22 Abs. 2 des Einigungsver¬ 
trages die Verwaltung von Finanzvermögen der Treuhand¬ 
anstalt übertragen, gilt Absatz 1 Nr. 1 entsprechend. 

(3) Örtlich zuständig ist der Oberfinanzpräsident der 
Oberfinanzdirektion, in der der Vermögensgegenstand 
ganz oder überwiegend belegen ist. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden entsprechende Anwen¬ 
dung in den Fällen, in denen nach Artikel 21 Abs. 3 und 
Artikel 22 Abs. 1 Satz 7 des Einigungsvertrages an Bund, 
Länder, Kommunen oder andere Körperschaften Vermö¬ 
genswerte zurückzuübertragen sind, sowie in den Fällen, 
in denen Vermögenswerte nach § 4 Abs. 2 des Kommunal¬ 
vermögensgesetzes zu übertragen sind. In den Fällen des 
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Artikels 22 Abs. 1 Satz 3 des Einigungsvertrages ist der 
Oberfinanzpräsident zuständig. 

(5) Bestehen Zweifel darüber, wer nach den Absätzen 1 
bis 4 zuständig ist, bestimmt der Bundesminister der Fi¬ 
nanzen die zuständige Stelle. 

(6) Die zuständige Stelle entscheidet auf Antrag eines 
der möglichen Berechtigten, bei öffentlichem Interesse in 
den Fällen des Absatzes 1 auch von Amts wegen. 

(7) Eine Entscheidung nach diesem Gesetz kann nicht 
wegen eines Verstoßes gegen die Bestimmungen über die 
Zuständigkeit angefochten werden. 

§ 1a 

Begriff des Vermögens 

(1) Vermögensgegenstände im Sinne dieses Gesetzes 
sind bebaute und unbebaute Grundstücke sowie rechtlich 
selbständige Gebäude und Baulichkeiten {Grundstücke 
und Gebäude), Nutzungsrechte und dingliche Rechte an 
Grundstücken und Gebäuden, bewegliche Sachen, ge¬ 
werbliche Schutzrechte sowie Unternehmen. Dazu gehö¬ 
ren ferner Verbindlichkeiten, Ansprüche sowie Rechte und 
Pflichten aus Schuldverhältnissen, soweit sie Gegenstand 
der Zuteilung nach den in § 1 bezeichneten Vorschriften 
sind. 

(2) Wenn Bürger nach Maßgabe von § 310 Abs. 1 des 
Zivilgesetzbuchs der Deutschen Demokratischen Republik 
ihr Eigentum an einem Grundstück oder Gebäude aufge¬ 
geben haben und dieser Verzicht genehmigt worden ist, so 
bilden die betreffenden Grundstücke oder Gebäude Ver¬ 
mögen im Sinne dieses Gesetzes und der in § 1 Abs. 1 
bezeichneten Vorschriften. § 310 Abs. 2 des Zivilgesetz¬ 
buchs der Deutschen Demokratischen Republik gilt für 
diese Grundstücke nicht. Vorschriften, nach denen ein 
Verzicht auf Eigentum rückgängig gemacht werden kann, 
bleiben auch dann unberührt, wenn das Grundstück nach 
Maßgabe dieses Gesetzes zugeordnet ist oder wird. 

(3) Absatz 2 gilt sinngemäß, wenn nach anderen Vor¬ 
schriften durch staatliche Entscheidung ohne Eintragung 
in das Grundbuch vor dem Wirksamwerden des Beitritts 
Volkseigentum entstanden ist, auch wenn das Grundbuch 
noch nicht berichtigt ist. 

(4) Zur Wohnungswirtschaft genutztes volkseigenes 
Vermögen unterliegt Artikel 22 Abs. 1 des Einigungsver¬ 
trages, wenn es sich nicht in der Rechtsträgerschaft der 
ehemals volkseigenen Betriebe der Wohnungswirtschaft 
befand, diesen aber zur Nutzung sowie zur selbständigen 
Bewirtschaftung und Verwaltung übertragen worden war. 
Artikel 22 Abs. 4 Satz 2 bis 6 des Einigungsvertrages gilt 
entsprechend. 

§2 

Verfahren 

(1) Über den Vermögensübergang, die Vermögensüber¬ 
tragung oder in den Fällen des § 1 Abs. 2 erläßt die 
zuständige Stelle nach Anhörung aller neben dem Antrag¬ 
steller sonst in Betracht kommenden Berechtigten einen 
Bescheid, der allen Verfahrensbeteiligten nach Maßgabe 
des Absatzes 5 zuzustellen ist. Bei vorheriger Einigung der 
Beteiligten ergeht ein dieser Absprache entsprechender 
Bescheid. In diesen Fällen wird der Bescheid sofort be¬ 


standskräftig, wenn nicht der Widerruf innerhalb einer in 
dem Bescheid zu bestimmenden Frist, die höchstens ei¬ 
nen Monat betragen darf, Vorbehalten wird. 

(1a) Die Feststellung nach § 1 Abs. 1 soll mit der Ent¬ 
scheidung über Ansprüche nach § 1 Abs. 4 verbunden 
werden. Erfordern Teile der Entscheidung Nachforschun¬ 
gen, die die Bescheidung anderer Teile der Entscheidung 
nachhaltig verzögern, so können diese, soweit möglich, 
gesondert beschieden werden. Wird über einen Anspruch 
entschieden, so überträgt die zuständige Behörde dem 
Berechtigten das Eigentum vorbehaltlich privater Rechte 
Dritter. Der Eigentumsübergang wird mit der Unanfecht¬ 
barkeit des Bescheides wirksam. Das Eigentum kann auch 
nach einer selbständig getroffenen Feststellung nach § 1 
Abs. 1 zurückübertragen werden, wenn nicht über das 
Eigentum an dem Gegenstand verfügt worden und der 
Erwerber gutgläubig ist. 

(2) Ist Gegenstand des Bescheides ein Grundstück oder 
ein Gebäude, so sind diese in dem Bescheid gemäß § 28 
der Grundbuchordnung zu bezeichnen; die genaue Lage 
ist anzugeben. Wird ein Grundstück einem Berechtigten 
nur teilweise zugeordnet, so ist dem Bescheid ein Plan 
beizufügen, aus dem sich die neuen Grundstücksgrenzen 
ergeben. § 113 Abs. 4 Baugesetzbuch ist entsprechend 
anzuwenden. 

(2a) Ist ein Grundstück mehreren Berechtigten zugeord¬ 
net oder zuzuordnen, so kann über die Zuordnung auch 
durch Bescheid mit Zuordnungsplan entschieden werden. 
Der Bescheid muß dann über die Zuordnung aller Teile 
des Grundstücks in einem Bescheid entscheiden. Dies gilt 
entsprechend, wenn mehrere Grundstücke in einem zu¬ 
sammenhängenden Gebiet, die nicht alle der Zuordnung 
unterliegen müssen, mit abweichenden Grundstücksgren¬ 
zen zugeordnet oder zuzuordnen sind. In diesen Fällen 
sind auch solche Berechtigte, die keinen Antrag gestellt 
haben, an dem Verfahren zu beteiligen. 

(2b) in den Fällen des Absatzes 2a ist dem Bescheid ein 
Zuordnungsplan beizufügen, der nachweisen muß: 

1. die von dem Zuordnungsplan erfaßten Grundstücke, 

2. die neuen Grundstücksgrenzen und -bezeichnungen, 

3. die jetzigen Eigentümer der neu gebildeten Grund¬ 
stücke, 

4. die zu löschenden, die auf neue Grundstücke zu über¬ 
tragenden und die neu einzutragenden Rechte. 

Auf Antrag des Berechtigten sind aus den ihm zukommen¬ 
den Flächen in dem Zuordnungsplan nach seinen Anga¬ 
ben Einzelgrundstücke zu bilden, die ihm dann als Einzel¬ 
grundstücke zuzuordnen sind. Der Zuordnungsplan muß 
nach Form und Inhalt zur Übernahme in das Liegen¬ 
schaftskataster geeignet sein. 

(2c) Ist über eine Zuordnung nach Absatz 2 Satz 3 durch 
Aufteilungsplan entschieden worden, so erläßt die zustän¬ 
dige Stelle auf Antrag eines Begünstigten einen Bestäti¬ 
gungsbescheid mit einem der Vermögenszuordnung nach 
dem Aufteilungsplan entsprechenden Zuordnungsplan 
nach den Absätzen 2a und 2b. 

(3) Der Bescheid wirkt für und gegen alle an dem Ver¬ 
fahren Beteiligten. 

(4) Das Verfahren ist auf Antrag eines Beteiligten vor¬ 
übergehend auszusetzen, wenn diesem die für die Wahr- 
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nehmung seiner Rechte erforderliche Sachaufklärung im 
Einzelfall nicht ohne eine Aussetzung des Verfahrens 
möglich ist. 

(5) Für das Verfahren ist das Verwaltungsverfahrensge¬ 
setz und für Zustellungen das Verwaltungszustellungsge¬ 
setz anzuwenden. Zustellungen sind nach §§ 4 oder 5 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes vorzunehmen. 

(6) Ein Widerspruchsverfahren findet nicht statt. 

§3 

Grundbuchvollzug 

(1) Ist Gegenstand des Bescheides ein Grundstück oder 
Gebäude oder ein Recht an einem Grundstück oder Ge¬ 
bäude, so ersucht die zuständige Stelle das Grundbuch¬ 
amt um Eintragung der insoweit in dem Bescheid getroffe¬ 
nen Feststellungen, sobald der Bescheid bestandskräftig 
geworden ist. In den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 2 soll das 
Ersuchen dem Grundbuchamt erst zugeleitet werden, 
wenn das neu gebildete Grundstück vermessen ist; die 
Übereinstimmung des Vermessungsergebnisses mit dem 
Plan ist von der nach § 1 zuständigen Behörde zu bestäti¬ 
gen. In den Fällen des § 2 Abs. 2a bis 2c dient bis zur 
Berichtigung des Liegenschaftskatasters der Zuordnungs¬ 
plan als amtliches Verzeichnis der Grundstücke (§ 2 Abs. 2 
der Grundbuchordnung). In diesem Fall kann das Grund¬ 
buchamt schon vor der Berichtigung des Liegenschaftska¬ 
tasters um Berichtigung des Grundbuchs ersucht wer¬ 
den. 

(2) Die Rechtmäßigkeit des Bescheides nach § 2 Abs. 1 
hat die grundbuchführende Stelle nicht zu prüfen. Einer 
Unbedenklichkeitsbescheinigung der Finanzbehörde so¬ 
wie der Genehmigung nach der Grundstücksverkehrs¬ 
ordnung, dem Grundstücksverkehrsgesetz, dem Bauge¬ 
setzbuch oder dem Bauordnungsrecht bedarf es nicht. 

(3) Auf Eintragungen auf Grund eines Ersuchens nach 
Absatz 1 findet § 39 der Grundbuchordnung keine An¬ 
wendung. In den Fällen des § 2 Abs. 2b Satz 2 gilt dies 
auch für die Eintragung desjenigen, der das Grundstück 
von dem in dem Bescheid ausgewiesenen Berechtigten 
erwirbt. 

(4) Gebühren für die Grundbuchberichtigung oder die 
Eintragung im Grundbuch auf Grund eines Ersuchens 
nach Absatz 1 werden nicht erhoben. 

§4 

Grundvermögen von Kapitalgesellschaften 

(1) Der Präsident der Treuhandanstalt odereine von ihm 
zu ermächtigende Person kann durch Bescheid feststel¬ 
len, welcher Kapitalgesellschaft, deren sämtliche Anteile 
sich unmittelbar oder mittelbar in der Hand der Treuhand¬ 
anstalt befinden oder befunden haben, ein Grundstück 
oder Gebäude nach § 11 Abs. 2, § 23 des Treuhandgeset¬ 
zes oder nach § 2 der Fünften Durchführungsverordnung 
zum Treuhandgesetz vom 12. September 1990 (GBl. I 
Nr. 60 S. 1466), die nach Anlage II Kapitel IV Abschnitt I 
Nr. 11 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 und 
der Vereinbarung vom 18. September 1990 in Verbindung 
mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 
(BGBl. 1990 II S. 885, 1241) fortgilt, in welchem Umfang 
übertragen ist. In den Fällen des § 2 der Fünften Durchfüh¬ 
rungsverordnung zum Treuhandgesetz muß der Bescheid 


die in deren § 4 Abs. 1 Satz 2 aufgeführten Angaben 
enthalten. 

(2) Wenn der Bescheid unanfechtbar geworden ist, er¬ 
sucht der Präsident der Treuhandanstalt die grundbuch¬ 
führende Stelle nach Maßgabe von § 38 der Grundbuch¬ 
ordnung um Eintragung. 

(3) § 1 Abs. 6, § 2 Abs. 1 und 2 bis 6, § 3 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 bis 4 gelten sinngemäß. Befinden sich bei Erlaß 
des Bescheides nicht mehr sämtliche Anteile der Kapital¬ 
gesellschaft unmittelbar oder mittelbar in der Hand der 
Treuhandanstalt, so sind die gesetzlichen Vertreter der 
Kapitalgesellschaft anzuhören. 

§5 

Schiffe und Schiffsbauwerke 

Die Bestimmungen des § 3 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 bis 4 
und des § 4 gelten entsprechend für im Schiffsregister 
eingetragene Schiffe und im Schiffsbauregister eingetra¬ 
gene Schiffsbauwerke. 

§6 

Verfügungsbefugnis 

(1) Zur Verfügung über Grundstücke und Gebäude, die 
im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes eingetragen 
sind, sind befugt: 

a) die Gemeinden, Städte und Landkreise, wenn sie 
selbst oder ihre Organe oder die ehemaligen volkseige¬ 
nen Betriebe der Wohnungswirtschaft im Zeitpunkt der 
Verfügung als Rechtsträger des betroffenen Grund¬ 
stücks oder Gebäudes eingetragen sind, 

b) die Länder, wenn die Bezirke, aus denen sie nach dem 
Ländereinführungsgesetz vom 22. Juli 1990 (GBl. I 
Nr. 51 S. 955), das nach Anlage II Kapitel II Sachgebiet A 
Abschnitt II des Einigungsvertrages vom 31. August 
1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1150) 
fortgilt, gebildet worden sind, oder deren Organe als 
Rechtsträger des betroffenen Grundstücks eingetragen 
sind. 

Verfügungen nach Satz 1 unterliegen nicht den Vorschrif¬ 
ten in bezug auf Verfügungen über eigenes Vermögen der 
verfügungsbefugten Stelle. Im Rahmen der Verfügungsbe¬ 
fugnis dürfen Verpflichtungen vorbehaltlich der Bestim¬ 
mungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Vertre¬ 
tung nur im eigenen Namen eingegangen werden. Wird im 
Rahmen der Verfügungsbefugnis Besitz an einem Grund¬ 
stück oder Gebäude vertraglich überlassen, so gilt § 571 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 

(2) Die Verfügungsbefugnis des Eigentümers oder treu¬ 
händerischen Verwalters des betroffenen Grundstücks 
oder Gebäudes sowie die Rechte Dritter bleiben unbe¬ 
rührt. Auf Grund der Verfügungsermächtigung nach Ab¬ 
satz 1 vorgenommene Rechtsgeschäfte gelten als Verfü¬ 
gungen eines Berechtigten. 

(3) Die Verfügungsbefugnis nach Absatz 1 endet, 
wenn 

a) in Ansehung des Grundstücks oder Gebäudes ein Be¬ 
scheid nach §§ 2, 4 oder 7 unanfechtbar geworden 
und 
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b) eine öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde 
hierüber dem Grundbuchamt vorgelegt worden ist; der 
Bescheid oder die Urkunde ist unbeschadet einer noch 
vorzunehmenden Vermessung zu den Grundakten zu 
nehmen. 

§ 878 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entsprechend 
anzuwenden. Der Verfügungsbefugte gilt in den Fällen des 
Satzes 1 weiterhin als befugt, eine Verfügung vorzuneh¬ 
men, zu deren Vornahme er sich wirksam verpflichtet hat, 
wenn vor dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt die Eintra¬ 
gung einer Vormerkung zur Sicherung dieses Anspruchs 
bei dem Grundbuchamt beantragt worden ist. 

(4) Die auf Grund von Verfügungen nach Absatz 1 Satz 1 
veräußerten Grundstücke oder Gebäude sowie das Ent¬ 
gelt sind dem Innenministerium des betreffenden Landes 
mitzuteilen und von diesem in einer Liste zu erfassen. Die 
nach Absatz 1 verfügende Stelle ist verpflichtet, zeitgleich 
zu der Verfügung einen Zuordnungsantrag nach § 1 Abs. 6 
zu stellen und den Erlös, mindestens aber den Wert des 
Vermögensgegenstandes dem aus einem unanfechtbaren 
Bescheid über die Zuordnung nach §§ 1 und 2 hervorge¬ 
henden Berechtigten auszukehren. 

§7 

Investive Vorhaben 

(1) Zum Zweck der Veräußerung für einen besonderen 
Investitionszweck (§ 3 Abs. 1 des Investitionsvorrangge¬ 
setzes) kann ein ehemals volkseigenes Grundstück oder 
Gebäude ungeachtet der sich aus den in § 1 genannten 
Vorschriften ergebenden Zuordnung einer Gemeinde, ei¬ 
ner Stadt oder einem Landkreis auf deren oder dessen 
Antrag als Eigentum zugewiesen werden. 

(2) § 1 Abs. 1 Nr. 2, §§ 2, 3 und 6 Abs. 4 finden 
entsprechende Anwendung. Dem Antrag ist eine Beschrei¬ 
bung der wesentlichen Merkmale des Vorhabens beizu¬ 
fügen. Die Beschreibung muß mindestens den Vorhaben¬ 
träger mit Namen und Anschrift, den betroffenen Vermö¬ 
genswert, die voraussichtlichen Kosten der zugesagten 
Maßnahme, ihre Art und die vorgesehene Dauer ihrer 
Ausführung sowie in den Fällen des § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
des Investitionsvorranggesetzes angeben, wie viele Ar¬ 
beitsplätze durch die Maßnahmen gesichert oder geschaf¬ 
fen und wieviel Wohnraum geschaffen oder wiederherge¬ 
stellt werden soll. Die Befugnisse aus § 6 bleiben unbe¬ 
rührt. 

(3) Handelt es sich um ein Grundstück oder Gebäude, 
das Gegenstand von Rückübertragungsansprüchen ist 
oder sein kann, so gelten auch die übrigen Vorschriften 
des Investitionsvorranggesetzes und die auf seiner Grund¬ 
lage erlassenen Vorschriften sinngemäß. Der Bescheid gilt 
als Investitionsvorrangbescheid. 


§ 7a 

Kommunale Vorhaben 

Der Präsident der Treuhandanstalt wird ermächtigt, 
Kommunen auf deren Antrag durch Bescheid Einrichtun¬ 
gen, Grundstücke und Gebäude, die zur Erfüllung der 
kommunalen Selbstverwaltungsaufgaben benötigt wer¬ 
den, nach Maßgabe des Artikels 21 des Einigungsvertra¬ 
ges zu übertragen, wenn sie im Eigentum von Unterneh¬ 
men stehen, deren sämtliche Anteile sich unmittelbar oder 
mittelbar in der Hand der Treuhandanstalt befinden. Im 
Falle der Übertragung nach Satz 1 sind die Eröffnungsbi¬ 
lanz des Treuhandunternehmens und die Gesamtbilanz 
der Treuhandanstalt in entsprechender Anwendung des 
§ 36 des D-Markbilanzgesetzes zu berichtigen. Die Treu¬ 
handanstalt haftet auf Grund von Maßnahmen nach Satz 1 
über die Vorschriften des Abschnitts 3 des D-Markbilanz¬ 
gesetzes hinaus nicht. Satz 1 gilt nicht für Einrichtungen, 
Grundstücke und Gebäude, die der gewerblichen Nutzung 
zugeführt oder in eine Unternehmenseinheit einbezogen 
wurden und nicht ohne erhebliche Beeinträchtigung des 
Unternehmens übertragen werden können (betriebsnot¬ 
wendige Einrichtungen, Grundstücke oder Gebäude). Mit 
der Übertragung tritt die Kommune in alle in bezug auf die 
Einrichtung, das Grundstück oder das Gebäude jeweils 
bestehenden Rechtsverhältnisse ein. 

§8 

Rechtsweg 

(1) Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Verwal¬ 
tungsrechtsweg gegeben. Die Berufung gegen ein Urteil 
und die Beschwerde gegen eine andere Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts sind ausgeschlossen. Das gilt nicht 
für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revi¬ 
sion nach § 135 in Verbindung mit § 133 der Verwaltungs¬ 
gerichtsordnung und die Beschwerde gegen Beschlüsse 
über den Rechtsweg nach § 17a Abs. 2 und 3 des Ge¬ 
richtsverfassungsgesetzes. Auf die Beschwerde gegen die 
Beschlüsse über den Rechtsweg findet § 17a Abs. 4 Satz 
4 bis 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechende 
Anwendung. 

(2) Örtlich zuständig ist bei Entscheidungen des Präsi¬ 
denten der Treuhandanstalt das Verwaltungsgericht an 
dessen Sitz, auch wenn eine von ihm ermächtigte Person 
entschieden hat. 

§9 

Schlußvorschrift 

(1) Das Vermögensgesetz bleibt unberührt. 

(2) (Aufhebung anderer Vorschriften) 

(3) Anträge nach § 1 Abs. 4 und § 7a können nur bis zum 
Ablauf des 30. Juni 1994 gestellt werden. 
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Erste Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 
über die Festsetzung des Lärmschutzbereichs 
für den militärischen Flugplatz Memmingen 

Vom 28. Juli 1992 

Auf Grund des § 4 Abs. 1 und 2 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm vom 
30. März 1971 (BGBl. I S. 282), geändert durch Artikel 3 der Dritten Zuständig- 
keitsanpassungs-Verordnung vom 26. November 1986 (BGBl. I S. 2089), verord¬ 
net der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im Einver¬ 
nehmen mit dem Bundesminister der Verteidigung: 

Artikel 1 

Die Verordnung über die Festsetzung des Lärmschutzbereichs für den militäri¬ 
schen Flugplatz Memmingen vom 9. November 1982 (BGBl. I S. 1497) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Karten im Maßstab 1 : 5 000 über den Lärmschutzbereich nach 
der bis zum Ablauf des 11. August 1992 geltenden Fassung dieser Verord¬ 
nung bleiben an gleicher Stelle zu jedermanns Einsicht archivmäßig gesi¬ 
chert niedergelegt.“ 

2. Die Anlagen 1 und 2 werden wie aus den Anlagen 1 und 2 dieser Verordnung 
ersichtlich gefaßt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 28. Juli 1992 


Der Bundesminister 

für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Klaus Töpfer 
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Anlage 1 

(zu § 2 der Verordnung über die Festsetzung des Lärmschutzbereichs 
für den militärischen Flugplatz Memmingen 
in der Fassung der Ersten Änderungsverordnung 
vom 28. Juli 1992) 

Lärmschutzbereich - Erste Änderung - 

Koordinatensystem: Gauß - Krüger: Y = Rechtswert 

X = Hochwert 

Interpolation: Polynom 3. Grades mit stetigem Tangentenübergang 


Kurvenpunkte der Schutzzone 1 (Militärischer Flugplatz Memmingen) 


Nr. 

Y 

X 

Nr. 

Y 

X 

Nr. 

Y 

X 

1 

3592591.2 

5318453.3 

51 

3595619.7 

5319272.5 

101 

3593560.2 

5317066.0 

2 

3592641.7 

5318515.4 

52 

3595613.7 

5319253.4 

102 

3593404.0 

5317031.4 

3 

3592683.8 

5318568.6 

53 

3595596.8 

5319217.1 

103 

3593326.3 

5317012.4 

4 

3592725.1 

5318622.4 

54 

3595556.8 

5319147.9 

104 

3593248.8 

5316992.4 

5 

3592765.7 

5318676.7 

55 

3595517.2 

5319078.3 

105 

3593171.5 

5316971.7 

6 

3592805.5 

5318731.6 

56 

3595485.4 

5319004.9 

106 

3593094.5 

5316950.0 

7 

3592833.6 

5318771.4 

57 

3595474.6 

5318966.4 

107 

3593017.8 

5316927.4 

8 

3592878.8 

5318837.4 

58 

3595470.5 

5318946.8 

108 

3592979.6 

5316915.3 

9 

3592922.8 

5318904.2 

59 

3595467.5 

5318927.1 

109 

3592942.7 

5316900.0 

10 

3592965.5 

5318971.9 

60 

3595471.6 

5318909.2 

110 

3592912.5 

5316873.8 

11 

3592988.2 

5319004.8 

61 

3595469.4 

5318878.2 

111 

3592882.7 

5316847.1 

12 

3593010.6 

5319038.0 

62 

3595467.9 

5318847.1 

112 

3592823.4 

5316793.4 

13 

3593021.6 

5319054.6 

63 

3595464.9 

5318807.2 

113 

3592764.3 

5316739.4 

14 

3593034.9 

5319069.6 

64 

3595459.7 

5318767.5 

114 

3592705.8 

5316684.8 

15 

3593070.1 

5319088.6 

65 

3595444.0 

5318689.1 

115 

3592647.2 

5316630.4 

16 

3593105.8 

5319106.6 

66 

3595422.2 

5318612.1 

116 

3592589.0 

5316575.5 

17 

3593178.8 

5319139.4 

67 

3595391.8 

5318538.1 

117 

3592474.1 

5316464.2 

18 

3593330.0 

5319191.8 

68 

3595352.7 

5318468.3 

118 

3592361.5 

5316350.5 

19 

3593407.5 

5319211.4 

69 

3595306.8 

5318402.8 

119 

3592251.7 

5316234.1 

20 

3593486.1 

5319226.4 

70 

3595256.6 

5318340.5 

120 

3592198.1 

5316174.8 

21 

3593639.3 

5319243.2 

71 

3595203.4 

5318280.7 

121 

3592145.3 

5316114.6 

22 

3593722.2 

5319246.0 

72 

3595093.6 

5318164.4 

122 

3592084.6 

5316062.5 

23 

3593805.2 

5319245.3 

73 

3595040.0 

5318104.9 

123 

3592015.9 

5316021.5 

24 

3593885.1 

5319241.7 

74 

3594988.8 

5318043.5 

124 

3591942.8 

5315989.0 

25 

3593964.9 

5319236.1 

75 

3594936.7 

5317977.4 

125 

3591868.6 

5315959.2 

26 

3594124.1 

5319219.7 

76 

3594891.2 

5317916.7 

126 

3591717.5 

5315906.6 

27 

3594203.4 

5319209.2 

77 

3594797.2 

5317787.2 

127 

3591641.1 

5315883.0 

28 

3594308.4 

5319198.7 

78 

3594749.8 

5317722.8 

128 

3591564.3 

5315860.3 

29 

3594360.9 

5319194.1 

79 

3594701.9 

5317658.7 

129 

3591410.1 

5315817.7 

30 

3594413.5 

5319190.3 

80 

3594602.2 

5317533.5 

130 

3591332.4 

5315798.9 

31 

3594442.5 

5319188.7 

81 

3594496.1 

5317413.8 

131 

3591255.2 

5315777.6 

32 

3594482.5 

5319186.9 

82 

3594440.6 

5317356.1 

132 

3591100.5 

5315736.8 

33 

3594522.5 

5319185.8 

83 

3594382.9 

5317300.7 

133 

3590944.0 

5315703.7 

34 

3594602.5 

5319186.8 

84 

3594353.2 

5317273.9 

134 

3590866.3 

5315684.7 

35 

3594682.3 

5319192.8 

85 

3594322.9 

5317247.7 

135 

3590789.1 

5315663.7 

36 

3594761.6 

5319203.1 

86 

3594292.1 

5317222.2 

136 

3590712.3 

5315641.1 

37 

3594840.8 

5319214.1 

87 

3594260.8 

5317197.3 

137 

3590636.1 

5315616.7 

38 

3594920.1 

5319224.8 

88 

3594244.9 

5317185.2 

138 

3590484.8 

5315564.9 

39 

3594999.2 

5319237.3 

89 

3594229.0 

5317173.1 

139 

3590409.4 

5315537.9 

40 

3595077.8 

5319252.0 

90 

3594216.1 

5317163.6 

140 

3590293.4 

5315495.8 

41 

3595158.4 

5319269.6 

91 

3594203.1 

5317154.2 

141 

3590182.6 

5315459.7 

42 

3595238.6 

5319288.9 

92 

3594190.8 

5317153.8 

142 

3590034.1 

5315400.1 

43 

3595389.8 

5319322.8 

93 

3594178.5 

5317152.5 

143 

3589960.8 

5315367.9 

44 

3595468.6 

5319337.1 

94 

3594154.0 

5317149.8 

144 

3589888.4 

5315333.8 

45 

3595508.3 

5319341.6 

95 

3594114.3 

5317144.8 

145 

3589816.5 

5315298.8 

46 

3595548.3 

5319342.6 

96 

3594034.7 

5317137.0 

146 

3589743.9 

5315265.3 

47 

3595587.8 

5319336.3 

97 

3593955.1 

5317128.9 

147 

3589667.2 

5315242.4 

48 

3595605.8 

5319327.5 

98 

3593875.7 

5317119.2 

148 

3589589.4 

5315223.8 

49 

3595618.3 

5319311.9 

99 

3593717.5 

5317095.4 

149 

3589510.9 

5315208.3 

50 

3595622.3 

5319292.3 

100 

3593638.7 

5317081.4 

150 

3589431.5 

5315199.1 
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noch Schutzzone 1 (Militari 


Nr. 

Y 

X 

151 

3589351.5 

5315200.3 

152 

3589273.3 

5315217.3 

153 

3589236.6 

5315233.2 

154 

3589203.1 

5315255.1 

155 

3589175.1 

5315283.7 

156 

3589156.1 

5315318.9 

157 

3589147.9 

5315358.0 

158 

3589149.0 

5315398.0 

159 

3589156.4 

5315437.3 

160 

3589167.8 

5315475.7 


161 

3589197.3 

5315550.0 

162 

3589232.9 

5315621.7 

163 

3589271.0 

5315692.0 

164 

3589312.2 

5315760.6 

165 

3589361.9 

5315823.3 

166 

3589413.5 

5315884.4 

167 

3589465.9 

5315944.8 

168 

3589519.5 

5316004.3 

169 

3589574.4 

5316062.5 

170 

3589630.6 

5316119.4 


171 

3589745.2 

5316231.0 

172 

3589806.0 

5316290.3 

173 

3589859.8 

5316342.7 

174 

3589927.7 

5316410.3 

175 

3589994.4 

5316479.0 

176 

3590101.3 

5316595.3 

177 

3590186.0 

5316694.5 

178 

3590236.1 

5316756.9 

179 

3590284.8 

5316820.4 

180 

3590332.1 

5316884.9 


r Flugplatz Memmingen) 


Nr. 

Y 

X 

181 

3590377.5 

5316950.8 

182 

3590426.9 

5317013.7 

183 

3590478.3 

5317075.1 

184 

3590539.8 

5317143.0 

185 

3590600.4 

5317211.8 

186 

3590690.9 

5317314.2 

187 

3590800.4 

5317430.9 

188 

3590857.5 

5317486.9 

189 

3590916.4 

5317541.1 

190 

3590977.3 

5317593.0 


191 

3591040.1 

5317642.5 

192 

3591072.4 

5317668.1 

193 

3591109.4 

5317682.6 

194 

3591184.3 

5317710.7 

195 

3591261.8 

5317730.4 

196 

3591339.0 

5317751.3 

197 

3591415.9 

5317773.2 

198 

3591492.6 

5317796.2 

199 

3591645.0 

5317844.9 

200 

3591720.8 

5317870.6 

201 

3591796.3 

5317896.9 

202 

3591946.6 

5317951.7 

203 

3592021.8 

5317979.2 

204 

3592096.6 

5318007.5 

205 

3592171.2 

5318036.3 

206 

3592208.4 

5318051.0 

207 

3592244.0 

5318069.3 

208 

3592272.6 

5318097.3 

209 

3592300.3 

5318126.1 

210 

3592355.1 

5318184.4 


Nr. 

Y 

X 

211 

3592462.4 

5318303.1 

212 

3592515.1 

5318363.3 

213 

3592591.2 

5318453.3 
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Kurvenpunkte der Schutzzone 2 (Militärischer Flugplatz Memmingen) 


Nr. 

Y 

X 

Nr. 

Y 

X 

Nr. 

Y 

X 

1 

3592591.2 

5320065.1 

51 

3596755.1 

5320492.9 

101 

3597859.3 

5318464.7 

2 

3592665.1 

5320095.7 

52 

3596839.3 

5320518.1 

102 

3597931.9 

5318322.1 

3 

3592739.9 

5320124.2 

53 

3596923.1 

5320545.0 

103 

3598003.7 

5318179.2 

4 

3592815.4 

5320150.7 

54 

3596999.2 

5320569.6 

104 

3598069.4 

5318033.3 

5 

3592968.4 

5320197.4 

55 

3597074.8 

5320595.9 

105 

3598097.4 

5317958.3 

6 

3593045.9 

5320217.5 

56 

3597150.2 

5320622.7 

106 

3598119.7 

5317881.5 

7 

3593123.9 

5320235.3 

57 

3597225.5 

5320649.7 

107 

3598133.5 

5317802.7 

8 

3593281.2 

5320264.4 

58 

3597300.8 

5320676.9 

108 

3598134.1 

5317722.7 

9 

3593439.8 

5320285.5 

59 

3597376.1 

5320703.9 

109 

3598127.4 

5317683.3 

10 

3593519.4 

5320293.0 

60 

3597527.2 

5320756.6 

110 

3598115.0 

5317645.2 


11 

3593599.3 

5320298.4 

61 

3597603.2 

5320781.5 

111 

3598096.6 

5317609.7 

12 

3593759.2 

5320303.1 

62 

3597679.7 

5320805.0 

112 

3598072.2 

5317578.0 

13 

3593839.2 

5320302.6 

63 

3597756.8 

5320826.1 

113 

3598042.3 

5317551.5 

14 

3593919.2 

5320301.0 

64 

3597835.0 

5320843.2 

114 

3598007.6 

5317531.5 

15 

3593999.1 

5320297.9 

65 

3597914.4 

5320852.4 

115 

3597970.1 

5317517.7 

16 

3594079.0 

5320293.4 

66 

3597954.4 

5320850.9 

116 

3597930.8 

5317510.3 

17 

3594238.6 

5320282.3 

67 

3597974.0 

5320846.9 

117 

3597890.8 

5317508.2 

18 

3594398.1 

5320269.9 

68 

3597992.4 

5320839.1 

118 

3597811.4 

5317517.7 

19 

3594557.7 

5320258.5 

69 

3598007.3 

5320825.8 

119 

3597734.1 

5317538.4 

20 

3594646.5 

5320253.9 

70 

3598015.1 

5320807.3 

120 

3597658.2 

5317563.7 


21 

3594717.3 

5320247.2 

71 

3598015.5 

5320787.3 

121 

3597504.4 

5317607.8 

22 

3594797.3 

5320244.3 

72 

3598011.6 

5320767.7 

122 

3597426.0 

5317623.5 

23 

3594877.2 

5320241.0 

73 

3597996.7 

5320730.6 

123 

3597346.6 

5317633.3 

24 

3594917.6 

5320239.0 

74 

3597977.1 

5320695.7 

124 

3597266.6 

5317635.8 

25 

3594957.6 

5320245.7 

75 

3597931.4 

5320630.1 

125 

3597186.7 

5317631.9 

26 

3594998.1 

5320243.9 

76 

3597881.2 

5320567.8 

126 

3597107.2 

5317623.0 

27 

3595037.0 

5320232.6 

77 

3597829.0 

5320507.2 

127 

3596950.1 

5317592.7 

28 

3595090.3 

5320230.2 

78 

3597722.2 

5320388.1 

128 

3596872.9 

5317571.7 

29 

3595143.6 

5320228.6 

79 

3597668.9 

5320328.4 

129 

3596797.6 

5317544.6 

30 

3595196.9 

5320227.9 

80 

3597616.3 

5320268.0 

130 

3596723.4 

5317514.8 


31 

3595244.6 

5320228.1 

81 

3597516.0 

5320143.3 

131 

3596650.0 

5317482.9 

32 

3595300.8 

5320229.5 

82 

3597470.2 

5320077.7 

132 

3596613.8 

5317465.7 

33 

3595356.9 

5320232.1 

83 

3597429.0 

5320009.1 

133 

3596578.0 

5317448.0 

34 

3595436.7 

5320237.8 

84 

3597393.6 

5319937.4 

134 

3596543.3 

5317419.2 

35 

3595516.4 

5320244.6 

85 

3597365.8 

5319862.4 

135 

3596507.3 

5317388.2 

36 

3595595.9 

5320253.5 

86 

3597347.7 

5319784.5 

136 

3596477.3 

5317351.2 

37 

3595675.1 

5320265.0 

87 

3597340.9 

5319704.8 

137 

3596446.9 

5317319.7 

38 

3595754.0 

5320278.4 

88 

3597343.7 

5319624.8 

138 

3596410.7 

5317295.0 

39 

3595832.3 

5320294.4 

89 

3597351.8 

5319545.2 

139 

3596374.7 

5317269.9 

40 

3595910.5 

5320311.6 

90 

3597364.6 

5319466.3 

140 

3596310.0 

5317222.9 


41 

3595988.6 

5320328.8 

91 

3597385.0 

5319388.9 

141 

3596244.6 

5317176.8 

42 

3596049.8 

5320342.0 

92 

3597414.1 

5319314.4 

142 

3596179.3 

5317130.6 

43 

3596145.1 

5320361.9 

93 

3597451.8 

5319243.8 

143 

3596096.2 

5317068.3 

44 

3596223.7 

5320377.1 

94 

3597492.4 

5319174.9 

144 

3596052.2 

5317033.5 

45 

3596302.2 

5320392.6 

95 

3597574.5 

5319037.6 

145 

3595988.1 

5316985.6 

46 

3596402.5 

5320410.6 

96 

3597614.1 

5318968.1 

146 

3595925.0 

5316936.3 

47 

3596459.6 

5320421.1 

97 

3597652.1 

5318897.6 

147 

3595801.6 

5316834.6 

48 

3596538.0 

5320437.4 

98 

3597723.9 

5318754.6 

148 

3595739.4 

5316784.1 

49 

3596616.0 

5320455.3 

99 

3597758.1 

5318682.4 

149 

3595675.4 

5316735.9 

50 

3596685.7 

5320473.3 

100 

3597791.9 

5318609.8 

150 

3595611.1 

5316688.3 
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noch Schutzzone 2 (Militärischer Flugplatz Memmingen) 

Nr. Y X Nr. Y X 

151 3595546.7 5316640.9 201 3592727.0 5315218.9 

152 3595483.3 5316592.2 202 3592702.8 5315186.8 

153 3595420.2 5316542.9 203 3592671.8 5315161.0 

154 3595294.0 5316444.7 204 3592651.3 5315142.9 

155 3595166.2 5316348.4 205 3592641.2 5315133.6 

156 3595102.0 5316300.6 206 3592633.2 5315122.3 

157 3595070.6 5316275.8 207 3592626.6 5315120.6 

158 3595039.2 5316251.0 208 3592620.0 5315118.9 

159 3595014.2 5316215.2 209 3592606.8 5315115.4 

160 3594994.2 5316158.2 210 3592587.4 5315110.3 


161 3594969.2 5316107.2 211 3592568.1 5315105.2 

162 3594934.2 5316073.2 212 3592529.4 5315095.0 

163 3594875.0 5316057.3 213 3592452.0 5315075.0 

164 3594812.0 5316060.4 214 3592296.7 5315036.6 

165 3594772.1 5316061.5 215 3592218.8 5315018.2 

166 3594730.6 5316064.2 216 3592140.8 5315000.4 

167 3594695.5 5316080.1 217 3591984.6 5314965.7 

168 3594655.7 5316083.6 218 3591906.7 5314947.4 

169 3594635.7 5316085.2 219 3591828.7 5314929.7 

170 3594615.8 5316086.8 220 3591750.6 5314912.4 


171 3594583.7 5316089.3 221 3591674.1 5314888.9 

172 3594557.2 5316094.2 222 3591599.9 5314859.2 

173 3594526.2 5316106.2 223 3591525.8 5314829.0 

174 3594497.9 5316114.8 224 3591379.5 5314764.3 

175 3594457.9 5316117.0 225 3591306.8 5314730.8 

176 3594418.0 5316118.9 226 3591233.3 5314699.1 

177 3594338.0 5316122.1 227 3591085.0 5314639.2 

178 3594258.1 5316124.6 228 3591010.9 5314608.9 

179 3594098.1 5316128.3 229 3590974.1 5314593.2 

180 3594018.1 5316129.7 230 3590924.4 5314570.9 


181 3593938.1 5316130.3 231 3590875.1 5314547.8 

182 3593778.1 5316128.9 232 3590834.2 5314528.2 

183 3593698.1 5316127.8 233 3590788.2 5314520.2 

184 3593618.2 5316124.8 234 3590738.2 5314514.2 

185 3593538.3 5316120.2 235 3590685.2 5314513.2 

186 3593498.4 5316117.2 236 3590633.2 5314501.2 

187 3593458.7 5316112.8 237 3590574.8 5314483.2 

188 3593422.3 5316096.0 238 3590539.4 5314464.6 

189 3593395.0 5316066.9 239 3590505.0 5314444.2 

190 3593368.3 5316037.1 240 3590436.5 5314402.8 


191 3593315.8 5315976.7 241 3590366.7 5314363.8 

192 3593264.3 5315915.4 242 3590298.8 5314321.4 

193 3593214.2 5315853.1 243 3590168.6 5314228.4 

194 3593163.5 5315791.2 244 3590103.6 5314181.8 

195 3593113.3 5315728.9 245 3590036.5 5314138.1 

196 3593013.1 5315604.1 246 3589966.3 5314099.8 

197 3592914.2 5315478.4 247 3589897.6 5314058.7 

198 3592865.7 5315414.8 248 3589833.5 5314010.8 

199 3592818.3 5315350.3 249 3589772.7 5313958.9 

200 3592772.1 5315285.1 250 3589716.2 5313902.2 


Nr. Y X 

251 3589662.9 5313842.6 

252 3589621.6 5313792.4 

253 3589561.9 5313718.5 

254 3589464.4 5313591.7 

255 3589409.8 5313533.2 

256 3589349.8 5313480.3 

257 3589286.1 5313431.8 

258 3589221.3 5313384.9 

259 3589097.1 5313284.1 

260 3589040.0 5313228.1 


261 3588986.7 5313168.4 

262 3588937.3 5313105.5 

263 3588891.6 5313039.8 

264 3588848.8 5312972.1 

265 3588770.4 5312832.7 

266 3588698.0 5312690.0 

267 3588665.4 5312616.9 

268 3588639.1 5312541.3 

269 3588594.0 5312387.7 

270 3588555.4 5312232.5 


271 3588521.0 5312076.2 

272 3588504.6 5311997.9 

273 3588488.2 5311919.6 

274 3588454.4 5311763.2 

275 3588415.7 5311608.0 

276 3588392.1 5311531.5 

277 3588362.5 5311457.2 

278 3588343.8 5311421.9 

279 3588320.8 5311389.1 

280 3588291.1 5311362.3 


281 3588273.4 5311353.1 

282 3588253.9 5311348.3 

283 3588214.3 5311353.8 

284 3588179.7 5311373.7 

285 3588149.6 5311400.1 

286 3588123.4 5311430.3 

287 3588099.6 5311462.5 

288 3588058.0 5311530.8 

289 3588020.9 5311601.7 

290 3587987.2 5311674.3 


291 3587955.9 5311747.9 

292 3587898.2 5311897.1 

293 3587845.2 5312048.1 

294 3587820.2 5312124.1 

295 3587796.2 5312200.4 

296 3587751.8 5312354.1 

297 3587731.8 5312431.6 

298 3587713.4 5312509.5 

299 3587677.4 5312665.4 

300 3587638.8 5312820.6 



Nr. 38 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. August 1992 


noch Schutzzone 2 (Militärischer Flugplatz Memmingen) 


Nr. 

Y 

X 

Nr. 

Y 

X 

Nr. 

Y 

301 

3587622.7 

5312899.0 

351 

3588370.9 

5316207.4 

401 

3591150.4 

302 

3587608.2 

5312977.7 

352 

3588412.8 

5316275.6 

402 

3591305.3 

303 

3587595.3 

5313056.6 

353 

3588456.5 

5316342.6 

403 

3591459.0 

304 

3587584.4 

5313135.9 

354 

3588550.8 

5316471.8 

404 

3591535.6 

305 

3587567.2 

5313295.0 

355 

3588600.6 

5316534.5 

405 

3591612.2 

306 

3587560.5 

5313374.7 

356 

3588653.4 

5316594.5 

406 

3591688.5 

307 

3587554.3 

5313454.4 

357 

3588710.8 

5316650.3 

407 

3591726.5 

308 

3587540.3 

5313613.8 

358 

3588769.5 

5316704.7 

408 

3591764.4 

309 

3587530.1 

5313693.2 

359 

3588829.1 

5316758.0 

409 

3591783.3 

310 

3587515.5 

5313771.8 

360 

3588889.3 

5316810.8 

410 

3591799.7 


311 

3587494.0 

5313848.9 

361 

3588949.9 

5316863.0 

411 

3591811.4 

312 

3587463.4 

5313922.8 

362 

3588980.3 

5316889.0 

412 

3591823.1 

313 

3587422.1 

5313991.3 

363 

3589010.8 

5316914.9 

413 

3591845.3 

314 

3587375.3 

5314056.2 

364 

3589035.5 

5316935.8 

414 

3591889.0 

315 

3587333.6 

5314124.5 

365 

3589084.3 

5316976.9 

415 

3591931.9 

316 

3587319.7 

5314162.0 

366 

3589133.3 

5317017.7 

416 

3591973.6 

317 

3587312.6 

5314201.4 

367 

3589195.8 

5317067.7 

417 

3592055.6 

318 

3587312.7 

5314241.4 

368 

3589226.9 

5317092.8 

418 

3592095.2 

319 

3587318.9 

5314280.9 

369 

3589257.9 

5317118.1 

419 

3592134.6 

320 

3587329.6 

5314319.4 

370 

3589283.4 

5317142.1 

420 

3592210.3 

321 

3587360.0 

5314393.4 

371 

3589332.5 

5317180.9 

421 

3592281.3 

322 

3587397.6 

5314464.0 

372 

3589381.0 

5317220.3 

422 

3592315.4 

323 

3587439.3 

5314532.3 

373 

3589442.4 

5317271.6 

423 

3592348.4 

324 

3587483.0 

5314599.3 

374 

3589502:8 

5317324.1 

424 

3592380.2 

325 

3587527.3 

5314665.9 

375 

3589562.2 

5317377.6 

425 

3592395.6 

326 

3587572.1 

5314732.2 

376 

3589620.8 

5317432.2 

426 

3592412.3 

327 

3587616.8 

5314798.5 

377 

3589736.0 

5317543.1 

427 

3592430.1 

328 

3587704.6 

5314932.3 

378 

3589792.3 

5317600.0 

428 

3592447.3 

329 

3587747.1 

5315000.1 

379 

3589848.0 

5317657.5 

429 

3592477.1 

330 

3587788.5 

5315068.6 

380 

3589903.6 

5317714.9 

430 

3592513.7 


331 

3587838.0 

5315159.5 

381 

3589958.8 

5317772.8 

431 

3592591.2 

332 

3587865.2 

5315209.0 

382 

3590007.0 

5317836.7 



333 

3587902.8 

5315279.6 

383 

3590055.9 

5317900.0 



334 

3587938.4 

5315351.2 

384 

3590105.8 

5317962.6 



335 

3587972.4 

5315423.7 

385 

3590156.6 

5318024.4 



336 

3588004.7 

5315496.9 

386 

3590208.5 

5318085.2 



337 

3588036.6 

5315570.3 

387 

3590261.5 

5318145.2 



338 

3588068.7 

5315643.5 

388 

3590370.3 

5318262.5 



339 

3588093.7 

5315699.2 

389 

3590426.0 

5318319.9 



340 

3588119.9 

5315754.2 

390 

3590482.6 

5318376.5 




341 

3588138.4 

5315787.6 

391 

3590539.8 

5318432.4 

342 

3588171.3 

5315847.9 

392 

3590568.7 

5318460.0 

343 

3588187.6 

5315878.2 

393 

3590603.8 

5318479.2 

344 

3588204.0 

5315908.4 

394 

3590641.2 

5318493.3 

345 

3588214.6 

5315928.2 

395 

3590678.7 

5318507.5 

346 

3588233.5 

5315963.7 

396 

3590718.3 

5318512.6 

347 

3588247.5 

5316001.4 

397 

3590757.9 

5318518.2 

348 

3588271.5 

5316033.6 

398 

3590837.0 

5318530.7 

349 

3588290.8 

5316068.9 

399 

3590994.3 

5318559.9 

350 

3588330.1 

5316138.6 

400 

3591072.5 

5318576.6 
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x 

5318594.7 

5318634.7 

5318679.4 

5318702.3 

5318725.5 

5318749.7 
5318762.0 

5318774.8 

5318781.4 

5318792.9 


5318809.1 

5318825.3 

5318858.5 

5318925.6 

5318993.1 

5319061.4 

5319198.8 

5319268.3 

5319337.9 

5319478.9 


5319622.3 

5319694.6 

5319767.5 

5319840.9 
5319877.8 

5319914.2 
5319950.0 
5319986.1 

5320013.5 

5320030.7 


5320065.1 
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Anlage 2 

(zu § 4 Abs. 1 der Verordnung über die Festsetzung des Lärmschutzbereichs 
für den militärischen Flugplatz Memmingen 
in der Fassung der Ersten Änderungsverordnung 
vom 28. Juli 1992) 


Verkleinerung der Kartendarstellung 1 : 50 000 


Zeichenerklärung 


Begrenzungslinie der Schutzzone 


""3 | ... PSHSR Begrenzungslinie mit Verstärkung 

durch Rasterband 


81 


Nummer eines Kurvenpunktes 
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Erste Verordnung 

zur Änderung der Ölsaatenstützungsverordnung 
Vom 30. Juli 1992 

Auf Grund des § 6 Abs. 1 Nr. 7 und Abs. 5 und des § 15, jeweils in Verbindung 
mit § 6 Abs. 4 Satz 1, sowie des § 16 des Gesetzes zur Durchführung der 
Gemeinsamen Marktorganisationen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. August 1986 (BGBl. I S. 1397) verordnet der Bundesminister für Ernäh¬ 
rung, Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen mit den Bundesministern der 
Finanzen und für Wirtschaft: 


Artikel 1 

Die Ölsaatenstützungsverordnung vom 18. März 1992 (BGBl. I S. 532) wird wie 
folgt geändert: 

1. Nach § 5 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 5a 

Ermächtigungen der Landesregierungen 
Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung 

1. abweichend von § 4 ab der Ernte 1993 eine kleinere Mindestfläche eines 
Feldstückes festlegen, sofern sie ein ganzes Flurstück umfaßt, 

2. abweichend von § 5 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a den Zeitpunkt für den 
Eingang der Ernteerklärung bis zum 30. Oktober 1992 hinausschieben.“ 

2. § 8 Satz 2 wird aufgehoben. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 30. Juli 1992 


Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
In Vertretung 
W. Kittel 
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Bekanntmachung 

der Neufassung der Grundstücksverkehrsordnung 
Vom 3. August 1992 

Auf Grund des Artikels 13 des Gesetzes vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257) 
wird nachstehend der Wortlaut der Grundstücksverkehrsverordnung unter ihrer 
neuen Überschrift in der vom 22. Juli 1992 an geltenden Fassung bekanntge¬ 
macht. Die Neufassung berücksichtigt: 

1. die Fassung der Bekanntmachung der Grundstücksverkehrsverordnung vom 
18. April 1991 (BGBl. I S. 999), 

2. den am 22. Juli 1992 in Kraft getretenen Artikel 4 des eingangs genannten 
Gesetzes. 


Bonn, den 3. August 1992 


Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 
Kober 


Grundstücksverkehrsordnung 

(GVO) 


Abschnitt I 
Grundsätze 

§ 1 

Geltungsbereich, 

Genehmigungsanspruch 

(1) In dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages bezeich- 
neten Gebiet bedürfen die in den nachfolgenden Bestim¬ 
mungen bezeichneten Rechtsgeschäfte einer Grund¬ 
stücksverkehrsgenehmigung. Die Genehmigung kann 
auch vor Abschluß der Rechtsgeschäfte erteilt werden. 

(2) Die Grundstücksverkehrsgenehmigung gemäß Ab¬ 
satz 1 ist nur zu erteilen, wenn 

1. bei dem Amt zur Regelung offener Vermögensfragen, 
in dessen Bezirk das Grundstück belegen ist, für das 
Grundstück ein Antrag auf Rückübertragung nach § 30 


Abs. 1 des Vermögensgesetzes oder eine Mitteilung 
über einen solchen Antrag nicht eingegangen ist oder 

2. der Berechtigte (§ 2 Abs. 1 des Vermögensgesetzes) 
zustimmt oder 

3. der Veräußerer oder Ausgeber des Erbbaurechts das 
Grundstück aufgrund einer Grundstücksverkehrsge¬ 
nehmigung oder Investitionsbescheinigung nach dem 
Investitionsvorranggesetz erworben hat oder 

4. der Veräußerer oder Ausgeber des Erbbaurechts auf¬ 
grund einer Entscheidung nach § 31 Abs. 5 Satz 3 oder 
§ 33 Abs. 3 des Vermögensgesetzes in das Grundbuch 
eingetragen worden ist oder 

5. die Veräußerung nach § 3c des Vermögensgesetzes 
erfolgt. 

Die Grundstücksverkehrsgenehmigung kann auch erteilt 

werden, wenn der Antrag nach § 30 Abs. 1 des Vermö¬ 
gensgesetzes offensichtlich unbegründet erscheint. 
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(3) Bei der Prüfung gemäß Absatz 2 Nr. 1, ob für das 
Grundstück ein Antrag gemäß § 30 Abs. 1 des Vermö¬ 
gensgesetzes oder eine Mitteilung über einen solchen 
Antrag vorliegt, bleiben Anträge außer Betracht, die die 
Feststellung eines bestimmten Grundstücks nicht erlau¬ 
ben, wenn der Berechtigte durch das Amt zur Regelung 
offener Vermögensfragen zu entsprechendem Sachvor- 
trag aufgefordert worden ist und innerhalb der nach § 31 
Abs. 1b des Vermögensgesetzes gesetzten Frist keine 
oder keine ausreichenden Angaben hierzu macht. 

(4) Gehört das Grundstück einem Unternehmen, darf die 
Genehmigung nur erteilt werden, wenn auch bei dem 
Landesamt zur Regelung offener Vermögensfragen, in 
dessen Bezirk das Unternehmen seinen Sitz (Hauptnie¬ 
derlassung) hat, ein Antrag nach § 30 Abs. 1 des Vermö¬ 
gensgesetzes oder eine Mitteilung über einen solchen 
Antrag nicht eingegangen ist. 

(5) Kann die Genehmigung nicht erteilt werden, so setzt 
die zuständige Behörde das Verfahren bis zum Eintritt der 
Bestandskraft der Entscheidung über den Antrag nach 
§ 30 Abs. 1 des Vermögensgesetzes aus. Auf Antrag 
eines Beteiligten ergeht hierüber ein gesonderter Be¬ 
scheid. Ein Vorgehen nach dem Investitionsvorranggesetz 
oder § 7 des Vermögenszuordnungsgesetzes sowie für 
diesen Fall getroffene Vereinbarungen der Beteiligten blei¬ 
ben unberührt. 


Abschnitt II 

Gegenstand und Inhalt 
der Leitung und Kontrolle 

§2 

Erfordernis der Genehmigung 

(1) Einer Genehmigung bedürfen 

a) die Veräußerung eines Grundstücks und der schuld¬ 
rechtliche Vertrag hierüber, 

b) die Bestellung und Übertragung eines Erbbaurechts 
und der schuldrechtliche Vertrag hierüber. 

Ist ein schuldrechtlicher Vertrag genehmigt worden, so gilt 
auch das in Ausführung des Vertrags vorgenommene 
dingliche Rechtsgeschäft als genehmigt. Die Eintragung 
einer Vormerkung bedarf keiner Genehmigung. 

(2) Das Grundbuchamt darf aufgrund eines nach Absatz 1 
genehmigungspflichtigen Rechtsgeschäfts eine Eintra¬ 
gung in das Grundbuch erst vornehmen, wenn der Geneh¬ 
migungsbescheid vorgelegt ist. Es darf nicht mehr eintra¬ 
gen, wenn die zuständige Behörde mitgeteilt hat, daß 
gegen die Bescheinigung ein Rechtsbehelf eingelegt wor¬ 
den ist und dieser aufschiebende Wirkung hat. Die zustän¬ 
dige Behörde hat dem Grundbuchamt die Einlegung eines 
solchen Rechtsbehelfs sowie das Entfallen der aufschie¬ 
benden Wirkung unverzüglich mitzuteilen. Der Mitteilung 
durch die Behörde im Sinne dieses Absatzes steht es 
gleich, wenn das Grundbuchamt auf anderem Wege durch 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde Kenntnis 
erlangt. Ist die Genehmigung vor dem 3. Oktober 1990 
erteilt worden, so kann das Grundbuchamt vor der Eintra¬ 
gung die Vorlage einer Bestätigung der zuständigen Be¬ 


hörde über die Wirksamkeit der Genehmigung verlangen, 
wenn Anhaltspunkte dafür gegeben sind, daß die Geneh¬ 
migung infolge der Einlegung eines Rechtsbehelfs nach 
Satz 2 oder aus sonstigen Gründen nicht wirksam ist. 

(3) Grundstück im Sinne dieser Verordnung ist auch ein 
Teil eines Grundstücks. Der Veräußerung eines Grund¬ 
stücks stehen gleich: 

1. die Einräumung oder die Veräußerung eines Miteigen¬ 
tumsanteils an einem Grundstück, 

2. die Übertragung von Teil- und Wohnungseigentum an 
einem Grundstück. 

§3 

Inhalt der Entscheidung 

(1) In der Entscheidung ist das Grundstück zu bezeich¬ 
nen. Die Versagung der Genehmigung ist zu begründen. 

(2) Die Genehmigung kann insbesondere in den Fällen 
des § 1 Abs. 1 Satz 2 mit Auflagen verbunden werden, die 
sicherstellen, daß der Genehmigungszweck erreicht wird. 
Sie sind zu begründen. 

§4 

Rücknahme und Widerruf der Genehmigung 

Für die Rücknahme und den Widerruf der Genehmigung 
gelten die Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensge¬ 
setzes. Der Widerruf kann nur bis zum Ablauf eines Jahres 
nach Erteilung der Genehmigung erfolgen. Die Rücknah¬ 
me oder der Widerruf dürfen nicht darauf gestützt werden, 
daß der gemäß § 7 zuständigen Stelle nach Erteilung der 
Grundstücksverkehrsgenehmigung ein Antrag nach § 30 
Abs. 1 des Vermögensgesetzes bekannt wird, der vor der 
Entscheidung bei dieser Stelle nicht eingegangen war oder 
über den dort keine Mitteilung vorlag. 


Abschnitt III 
Verfahren 

bei landwirtschaftlich oder forstwirtschaftlich 
genutzten Grundstücken 

§§ 5 und 6 
(weggefallen) 

Abschnitt IV 

Wahrnehmung der Aufgaben 

§7 

Zuständigkeit 

Für die Erteilung der Genehmigung sind die Landrats¬ 
ämter und die Stadtverwaltungen zuständig. Soweit die 
Treuhandanstalt oder ein Treuhandunternehmen verfü¬ 
gungsbefugt ist, wird die Grundstücksverkehrsgenehmi¬ 
gung von dem Präsidenten der Treuhandanstalt erteilt. 

§§ 8 bis 10 
(weggefallen) 
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Abschnitt V 

Das staatliche Vorerwerbsrecht 

§§ 11 bis 15 
(weggefallen) 

Abschnitt VI 
Beschwerde 

§ 16 

Zulässigkeit der Beschwerde 

Gegen die Erteilung einer Auflage, die Versagung der 
Genehmigung, den Widerruf der Genehmigung, gegen 
Entscheidung zur Gestaltung von Verträgen über die Nut¬ 
zung von landwirtschaftlich oder forstwirtschaftlich genutz¬ 
ten Grundstücken und Maßnahmen zur Sicherung der 
ordnungsgemäßen Nutzung derartiger Grundstücke sowie 
gegen die Ausübung des staatlichen Vorerwerbsrechts 
kann Beschwerde eingelegt werden. 

§ 17 

Rechtsmittelbelehrung 

(1) Der von der Entscheidung Betroffene ist darüber zu 
belehren, daß er Beschwerde einlegen kann. 

(2) Bei Verträgen sind alle Vertragspartner über die 
Zulässigkeit der Beschwerde zu belehren. 

§ 18 

Einlegung und Wirkung der Beschwerde 

(1) Die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 4 Wo¬ 
chen, gerechnet vom Tage des Zugangs oder der Be¬ 
kanntgabe der Entscheidung, schriftlich oder mündlich 
unter Angabe der Gründe bei dem staatlichen Organ ein¬ 
zulegen, das die Entscheidung getroffen hat. 

(2) Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. 

§§ 19 und 19a 
(weggefallen) 

Abschnitt VII 

Analytische Auswertung des Grundstücksverkehrs 
(weggefallen) 

§20 

Verfahren bei Aufhebung der Genehmigung 

(1) Die Rücknahme, der Widerruf oder die sonstige 
Aufhebung einer nach § 2 erforderlichen Genehmigung 
lassen die Wirksamkeit des genehmigungspflichtigen 
Rechtsgeschäfts unberührt, wenn das Eigentum an dem 
Grundstück übertragen oder die Eintragung der Eigen¬ 
tumsumschreibung oder einer Vormerkung zur Sicherung 
des Anspruchs auf Übertragung des Eigentums an dem 
Grundstück bei dem Grundbuchamt beantragt worden ist. 


Satz 1 gilt entsprechend für vor diesem Zeitpunkt vorge¬ 
nommene weitere Verfügungen über das Grundstück. In 
diesen Fällen kann nach Wirksamwerden des Rechtsge¬ 
schäfts die Feststellung beantragt werden, daß die Vor¬ 
aussetzungen des § 1 Vorgelegen haben oder Maßnah¬ 
men vorgesehen sind, die den Anforderungen des Investi¬ 
tionsvorranggesetzes entsprechen. 

(2) Von dem Zeitpunkt an, in dem die Aufhebung der 
Genehmigung bestandskräftig wird, ist der Erwerber ver¬ 
pflichtet, dem Verfügungsberechtigten das Grundstück, 
soweit es ihm noch gehört, in dem Zustand zurückzu¬ 
übereignen, in dem es sich in dem genannten Zeitpunkt 
befindet. Der Verfügungsberechtigte ist vorbehaltlich ab¬ 
weichender Vereinbarungen der Parteien verpflichtet, dem 
Erwerber den ihm aus der Erfüllung der Verpflichtung zur 
Rückübertragung entstandenen Schaden zu ersetzen, es 
sei denn, der Erwerber durfte aufgrund der Umstände der 
Erteilung der Genehmigung nicht auf deren Bestand ver¬ 
trauen. 

(3) Ist das Grundstück gemäß Absatz 2 Satz 1 zurück¬ 
zuübereignen, kann das Eigentum an dem Grundstück 
oder, wenn dieses noch nicht auf den Verfügungsberech¬ 
tigten übertragen worden ist, der Anspruch auf Rücküber¬ 
eignung durch das Amt zur Regelung offener Vermögens¬ 
fragen gemäß § 3 Abs. 1 des Vermögensgesetzes auf den 
Berechtigten (§ 2 Abs. 1 des Vermögensgesetzes) über¬ 
tragen werden. In diesem Fall ist der Berechtigte unbe¬ 
schadet des § 7 des Vermögensgesetzes verpflichtet, dem 
Verfügungsberechtigten den Wert zu ersetzen, den die 
Verwendungen des Erwerbers auf das Grundstück im 
Zeitpunkt der Rückübertragung haben. Als Verwendung 
gilt auch die Errichtung von Bauwerken und Anlagen. Der 
Berechtigte kann in diesem Fall auf die Übertragung des 
Eigentums nach dem Vermögensgesetz verzichten und 
stattdessen Zahlung des Erlöses oder des Verkehrswertes 
verlangen, den das Grundstück im Zeitpunkt der Erteilung 
der Genehmigung hatte. Soweit das Grundstück oder Ge¬ 
bäude weiterveräußert worden ist, ist der Verfügungsbe¬ 
rechtigte verpflichtet, dem Berechtigten (§ 2 Abs. 1 des 
Vermögensgesetzes) den ihm hieraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen. Der Grundstücksverkehr ist durch 
die für die Genehmigung zuständigen staatlichen Organe 
in regelmäßigen Zeitabständen analytisch auszuwerten. 


Abschnitt VIII 
Gebührenregelung 

§21 

Gebührenpflicht 

Die Genehmigungsverfahren, die Verfahren zur Gestal¬ 
tung von Verträgen über die Nutzung von landwirtschaft¬ 
lich oder forstwirtschaftlich genutzten Grundstücken und 
die Verfahren zur Sicherung der ordnungsgemäßen Nut¬ 
zung derartiger Grundstücke sind gebührenpflichtig. 

§22 

Gebührenbefreiung 

Soweit nach den Rechtsvorschriften über die Förderung 
des Eigenheimbaus Gebührenbefreiungen vorgesehen 
sind, gelten sie auch für die Genehmigungsverfahren. 
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Abschnitt IX 
Schlußbestimmung 

§23 

Verfahren bei Gebäuden 

Für Gebäude und Rechte an Gebäuden oder Gebäude¬ 
teilen, die auf Grund von Rechtsvorschriften auf besonde¬ 
ren Grundbuchblättern (Gebäudegrundbuchblätter) nach¬ 
gewiesen werden, gelten im Grundstücksverkehr die 
Rechtsvorschriften über Grundstücke und Grundstücks¬ 
rechte entsprechend. 

§24 

Übergangsregelung 

Diese Verordnung findet auch Anwendung auf Geneh¬ 
migungsverfahren, Verfahren zur Gestaltung von Verträ¬ 


gen über die Nutzung von landwirtschaftlich oder forstwirt¬ 
schaftlich genutzten Grundstücken sowie auf Verfahren 
zur Sicherung der ordnungsgemäßen Nutzung derartiger 
Grundstücke, die bei ihrem Inkrafttreten noch nicht ent¬ 
schieden sind. 

§ 25 

Verordnungsermächtigung 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, mit Zu¬ 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung er¬ 
gänzende Bestimmungen über das Genehmigungsverfah¬ 
ren zu erlassen. 

§26 

(Inkrafttreten) 
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Bekanntmachung 
der Neufassung der Verordnung 
über die Anmeldung vermögensrechtlicher Ansprüche 

Vom 3. August 1992 

Auf Grund des Artikels 13 des Gesetzes vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257) 
wird nachstehend der Wortlaut der Verordnung über die Anmeldung verrhögens- 
rechtlicher Ansprüche in der vom 22. Juli 1992 an geltenden Fassung bekannt¬ 
gemacht. Die Neufassung berücksichtigt: 

1. die Fassung der Bekanntmachung der Verordnung vom 11. Oktober 1990 
(BGBl. I S. 2162), 

2. den am 22. Juli 1992 in Kraft getretenen Artikel 5 des eingangs genannten 
Gesetzes. 


Bonn, den 3. August 1992 


Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 
Kober 


Verordnung 

über die Anmeldung vermögensrechtlicher Ansprüche 


§1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für die Behandlung von Ver¬ 
mögenswerten, die auf der Grundlage folgender Rechts¬ 
vorschriften beschlagnahmt, staatlich oder treuhänderisch 
verwaltet wurden: 

a) Verordnung zur Sicherung von Vermögenswerten vom 
17. Juli 1952 (GBl. Nr. 100 S. 615) und vom 4. Septem¬ 
ber 1952 (VOBI. für Groß-Berlin Teil I S. 458), 

b) Erste Durchführungsanweisung zur Verordnung zur Si¬ 
cherung von Vermögenswerten vom 8. September 
1952 (VOBI. für Groß-Berlin Teil I S. 459), 

c) Anordnung Nr. 2 vom 20. August 1958 über die Be¬ 
handlung des Vermögens von Personen, die die Deut¬ 
sche Demokratische Republik nach dem 10. Juni 1953 
verlassen (GBl. I Nr. 57 S. 664), 

d) Anordnung Nr. 2 vom 3. Oktober 1958 über die Be¬ 
handlung des Vermögens von Personen, die die Deut¬ 
sche Demokratische Republik nach dem 10. Juni 1953 
verlassen (VOBI. für Groß-Berlin Teil I S. 673), 

e) Verordnung vom 11. Dezember 1968 über die Rechte 
und Pflichten des Verwalters des Vermögens von Eigen¬ 
tümern, die die Deutsche Demokratische Republik unge¬ 
setzlich verlassen haben, gegenüber Gläubigern in der 
Deutschen Demokratischen Republik (GBl. 1969 II Nr. 1 
S. 1), 


f) Verordnung vom 6. September 1951 über die Verwal¬ 
tung und den Schutz ausländischen Eigentums in der 
Deutschen Demokratischen Republik (GBl. Nr. 111 
S. 839), 

g) Verordnung vom 18. Dezember 1951 über die Verwal¬ 
tung und den Schutz ausländischen Eigentums in 
Groß-Berlin (VOBI. für Groß-Berlin Teil I Nr. 80 
S. 565), 

h) Verordnung vom 20. März 1952 über devastierte land¬ 
wirtschaftliche Betriebe (GBl. Nr. 38 S. 226) 

i) sowie zu diesen Rechtsvorschriften erlassene Anwei¬ 
sungen. 

(2) Diese Verordnung gilt des weiteren für 

a) die Behandlung von Vermögenswerten von Bürgern 
und Vereinigungen, die in der Zeit vom 30. Januar 1933 
bis zum 8. Mai 1945 aus rassischen, politischen, religiö¬ 
sen oder weltanschaulichen Gründen verfolgt wurden 
und deshalb ihr Vermögen infolge von Zwangsverkäu¬ 
fen, Enteignungen oder auf andere Weise verloren 
haben, 

b) die Behandlung von Vermögenswerten, die im Zusam¬ 
menhang mit rechtsstaatswidrigen Strafverfahren einge¬ 
zogen wurden, sofern die Berechtigten die Überprüfung 
des Strafurteils oder anderer Strafverfolgungsmaßnah¬ 
men nach dem Rehabilitierungsgesetz vom 6. Septem¬ 
ber 1990 (GBl. I Nr. 60 S. 1459), geändert durch Artikel 3 
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Nr. 6 der Vereinbarung vom 18. September 1990 in (3) Anträge nach § 30 des Gesetzes zur Regelung 
Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Septem- offener Vermögensfragen (Anlage II Kapitel III Sachge- 

ber 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1239), oder nach den biet B Abschnitt I Nr. 5 des Einigungsvertrages vom 

Vorschriften über die Kassation (§§ 31 Iff. der Strafpro- 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes 

zeßordnung der Deutschen Demokratischen Republik vom 23. September 1990 - BGBl. 1990 II S. 885, 1159) 

vom 12. Januar 1968, die zuletzt durch Artikel 4 Nr. 2 der gelten als Anmeldungen im Sinne dieser Verordnung. 

Vereinbarung vom 18. September 1990 in Verbindung 
mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 

(BGBl. 1990 II S. 885, 1239) geändert worden ist) bean- § 

tragt haben, Anmeldefrist 


c) Hausgrundstücke, die aufgrund nicht kostendeckender 
Mieten und infolgedessen eingetretener Überschul¬ 
dung durch Enteignung, Eigentumsverzicht, Schen¬ 
kung oder Erbausschlagung in Volkseigentum über¬ 
nommen wurden. 

(3) Die Verordnung gilt auch für Vermögenswerte ein¬ 
schließlich Nutzungsrechte, die aufgrund unlauterer Ma¬ 
chenschaften, z. B. durch Machtmißbrauch, Korruption, 
Nötigung oder Täuschung des Erwerbers, staatlicher Stel¬ 
len oder Dritter erworben wurden. 

(4) Vermögenswerte im Sinne dieser Verordnung sind 
Grundstücke, dingliche Rechte an Grundstücken, bewegli¬ 
che Sachen sowie Unternehmen und ihre Vermögen, die 
auf dem Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik 
belegen sind. Vermögenswerte im Sinne dieser Verord¬ 
nung sind auch Kontoguthaben und sonstige auf Geldzah¬ 
lungen gerichtete Forderungen, deren Schuldner ihren Sitz 
bzw. Wohnsitz auf dem Gebiet der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik haben. Ausgenommen sind Anteilsrechte 
an der Altguthaben-Ablösungs-Anleihe der Deutschen De¬ 
mokratischen Republik. 

(5) Diese Verordnung gilt nicht für 

a) Enteignungen von Vermögenswerten auf besatzungs¬ 
rechtlicher oder besatzungshoheitlicher Grundlage, 

b) Ansprüche auf Vermögenswerte, die seitens der Deut¬ 
schen Demokratischen Republik durch zwischenstaatli¬ 
che Vereinbarungen geregelt wurden. 

§2 

Anmeldung von Ansprüchen 

(1) Natürliche und juristische Personen, deren Vermö¬ 
genswerte von Maßnahmen gemäß § 1 Abs. 1 bis 3 
betroffen sind (Berechtigte), können Ansprüche auf diese 
Vermögenswerte anmelden. Das gilt auch für Erben sowie 
Rechtsnachfolger juristischer Personen. Als Erbe sowie 
Rechtsnachfolger gelten auch Nachfolgeorganisationen im 
Sinne des Rückerstattungsrechts und - soweit Nachfolge¬ 
organisationen keine Ansprüche anmelden - die Confe¬ 
rence on Jewish Material Claims against Germany, Inc. 

(2) Die Anmeldung ist schriftlich bei dem Landratsamt 
des Kreises oder im Falle des Stadtkreises bei der Stadt¬ 
verwaltung einzureichen, wo der Berechtigte seinen letz¬ 
ten Sitz oder Wohnsitz hatte. Hatte der Berechtigte keinen 
Sitz oder Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen 
Republik, ist die Anmeldung bei dem Landratsamt des 
Kreises oder der Stadtverwaltung einzureichen, wo der 
Vermögenswert belegen ist. Hat der Anspruchsteller sei¬ 
nen Sitz oder Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, kann die Anmeldung auch beim Bundesmini¬ 
ster der Justiz, Heinemannstraße 6, 5300 Bonn 2, einge¬ 
reicht werden. Dies gilt auch in den Fällen des § 1 Abs. 2 
Buchstabe a. 


Die Anmeldung ist ab 15. Juli 1990 bis spätestens 
13. Oktober 1990 einzureichen. In den Fällen des § 1 
Abs. 2 Buchstabe a und b kann die Anmeldung bis zum 
31. März 1991 erfolgen. 


Entgegennahme und Bestätigung der Anmeldung 

§4 

(1) Mit der Anmeldung sind, soweit bekannt, Angaben 
zur Art, Umfang und Ort der Belegenheit der Vermögens¬ 
werte sowie zum Berechtigten und zu zwischenzeitlich 
eingetretenen Erbfällen zu machen. Bei rechtsgeschäftli¬ 
cher Vertretung ist eine schriftliche Vollmacht des Berech¬ 
tigten beizufügen. 

(2) Der Eingang der Anmeldung ist durch das Landrats¬ 
amt oder die Stadtverwaltung innerhalb von 6 Wochen 
schriftlich zu bestätigen. 

(3) Das Landratsamt oder die Stadtverwaltung kann vom 
Berechtigten weitere Angaben fordern, wenn die Anmel¬ 
dung nicht den Anforderungen gemäß Absatz 1 ent¬ 
spricht. 

§5 

Die Entscheidung über die angemeldeten Ansprüche 
und deren Abwicklung sowie die Bedingungen für die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei unverschulde¬ 
ter Versäumung der Anmeldefrist werden durch Gesetz 
geregelt. 


Regelungen zum Grundstücksverkehr 
§6 

(weggefallen) 

§7 

Wiederaufgreifen des Genehmigungsverfahrens 

(1) Das Genehmigungsverfahren nach der Grundstücks¬ 
verkehrsverordnung ist auf Antrag des früheren Eigentü¬ 
mers oder des durch die vorläufige staatliche bzw. treu¬ 
händerische Verwaltung betroffenen Berechtigten wie¬ 
deraufzugreifen, sofern das Rechtsgeschäft nach dem 
18. Oktober 1989 ohne seine Zustimmung geschlossen 
worden ist. Der Antrag kann nur bis zum 13. Oktober 1990, 
in den Fällen des § 1 Abs. 2 Buchstabe a und b bis zum 
31. März 1991, gestellt werden. Die Vertragspartner sind 
an dem Verfahren zu beteiligen. 

(2) Hat der Anspruchsteller seinen Sitz oder Wohnsitz 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, kann der An- 



Nr. 38 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. August 1992 


1483 


trag auch beim Bundesminister der Justiz, Heinemannstra¬ 
ße 6, 5300 Bonn 2, eingereicht werden. Dies gilt auch für 
die Anträge in den Fällen des § 1 Abs. 2 Buchstabe a. 

(3) Der Antrag auf Wiederaufgreifen des Genehmi¬ 
gungsverfahrens hat aufschiebende Wirkung. 

(4) Ist die Eintragung im Grundbuch bereits erfolgt, so 
hat das zuständige Genehmigungsorgan die Eintragung 
eines Widerspruchs gegen die Richtigkeit des Grundbu¬ 
ches von Amts wegen zu veranlassen, wenn der Antrag¬ 
steller sein früheres Eigentumsrecht an dem betroffenen 
Grundstück glaubhaft macht und das Rechtsgeschäft nach 


dem 18. Oktober 1989 abgeschlossen wurde. Die Lö¬ 
schung des Widerspruchs ist zu veranlassen, wenn im 
Falle einer Beschwerde gegen das Wiederaufgreifen des 
Genehmigungsverfahrens eine abschließende Entschei¬ 
dung zugunsten des Beschwerdeführers ergangen ist. 

§8 

(weggefallen) 

§9 

(Inkrafttreten) 
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

Aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 1992 -1 BvL 51/86 u. a. - wird folgende Entscheidungsfor¬ 
mel veröffentlicht: 


1. § 28 a Absatz 1 Satz 1 des Angestelltenversiche¬ 
rungsgesetzes, eingefügt durch Artikel 2 Nr. 8 des 
Gesetzes zur Neuordnung der Hinterbliebenenrenten 
sowie zur Anerkennung von Kindererziehungszeiten in 
der gesetzlichen Rentenversicherung (Hinterbliebe¬ 
nenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz - HEZG) 
vom 11. Juli 1985 (Bundesgesetzbl. I Seite 1450), in 
der Fassung des Artikels 7 Nr. 2 des Gesetzes zur 
Reform der gesetzlichen Rentenversicherung (Renten¬ 
reformgesetz 1992 - RRG 1992) vom 18. Dezember 
1989 (Bundesgesetzbl. I Seite 2261) und Artikel 2 § 6c 
des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Renten¬ 
versicherung der Angestellten (Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetz - AnVNG), eingefügt durch 
Artikel SNr. 1 HEZG, in der Fassung des Artikels 5 des 
Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung (Sechstes Rentenversiche¬ 
rungs-Änderungsgesetz - 6. RVÄndG) vom 24. April 
1986 (Bundesgesetzbl. I Seite 569) waren, soweit da¬ 
nach für Mütter der Geburtsjahrgänge vor 1921 bei der 
Berechnung ihres Altersruhegeldes wegen Vollendung 
des 65. Lebensjahres Kindererziehungszeiten nicht zu 
berücksichtigen waren, nach Maßgabe der Gründe mit 
dem Grundgesetz vereinbar. 

2. § 1251 a Absatz 1 Satz 2 der Reichsversicherungsord¬ 
nung, eingefügt durch Artikel 1 Nr. 19 des Gesetzes zur 
Neuordnung der Hinterbliebenenrenten sowie zur An¬ 
erkennung von Kindererziehungszeiten in der gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung (Hinterbliebenenrenten- 
und Erziehungszeiten-Gesetz - HEZG) vom 11. Juli 
1985 (Bundesgesetzbl. I Seite 1450), in der Fassung 
des Artikels 6 Nr. 18 des Gesetzes zur Reform der 
gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenreformge¬ 
setz 1992 - RRG 1992) vom 18. Dezember 1989 
(Bundesgesetzbl. I Seite 2261) und Artikel 2 § 5c des 
Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Rentenver¬ 
sicherung der Arbeiter (Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetz - ArVNG), eingefügt durch Arti¬ 


kel 4 Nr. 1 HEZG, in der Fassung des Artikels 4 des 
Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung (Sechstes Rentenversiche¬ 
rungs-Änderungsgesetz - 6. RVÄndG) vom 24. April 
1986 (Bundesgesetzbl. I Seite 569) waren, soweit da¬ 
nach für Mütter der Geburtsjahrgänge vor 1921 bei der 
Berechnung ihres Altersruhegeldes wegen Vollendung 
des 65. Lebensjahres Kindererziehungszeiten nicht zu 
berücksichtigen waren, nach Maßgabe der Gründe mit 
dem Grundgesetz vereinbar. 

3. Artikel 2 § 61 Absatz 1 und 2 des Gesetzes zur Neu¬ 
regelung des Rechts der Rentenversicherung der An¬ 
gestellten (Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetz - AnVNG), eingefügt durch Artikel 3 Nr. 2 des 
Gesetzes über Leistungen der gesetzlichen Rentenver¬ 
sicherung für Kindererziehung an Mütter der Geburts¬ 
jahrgänge vor 1921 (Kindererziehungsleistungs-Ge- 
setz - KLG) vom 12. Juli 1987 (Bundesgesetzbl. I 
Seite 1585), in der Fassung des Artikels 8 des Geset¬ 
zes zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung 
(Rentenreformgesetz 1992 - RRG 1992) vom 18. De¬ 
zember 1989 (Bundesgesetzbl. I Seite 2261) war mit 
dem Grundgesetz vereinbar. 

4. Artikel 2 § 62 Absatz 1 und 2 des Gesetzes zur Neu¬ 
regelung des Rechts der Rentenversicherung der Ar¬ 
beiter (Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setz - ArVNG), eingefügt durch Artikel 2 Nr. 2 des 
Gesetzes über Leistungen der gesetzlichen Rentenver¬ 
sicherung für Kindererziehung an Mütter der Geburts¬ 
jahrgänge vor 1921 (Kindererziehungsleistungs-Ge- 
setz - KLG) vom 12. Juli 1987 (Bundesgesetzbl. I 
Seite 1585), in der Fassung des Artikels 13 des Geset¬ 
zes zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung 
(Rentenreformgesetz 1992 - RRG 1992) vom 18. De¬ 
zember 1989 (Bundesgesetzbl. I Seite 2261) war mit 
dem Grundgesetz vereinbar. 


Die vorstehende Entscheidungsformel hat gemäß § 31 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
Gesetzeskraft. 


Bonn, den 22. Juli 1992 


Die Bundesministerin der Justiz 

S. Leutheusser-Schnarrenberger 
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Anordnung 

zur Änderung der Anordnung 

zur Durchführung der Bundesdisziplinarordnung für die Bundesfinanzverwaltung 

Vom 15. Juli 1992 


Auf Grund des § 29 der Bundesdisziplinarordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20 Juli 1967 (BGBl. I S. 750), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes zur Neuregelung 
des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2809), wird 
angeordnet: 


Artikel 1 

Die Anordnung zur Durchführung der Bundesdisziplinarordnung für die Bundesfinanzverwal¬ 
tung vom 28. Februar 1978 (BGBl. I S. 403), geändert durch die Anordnung vom 5. Februar 
1981 (BGBl. I S. 182), wird wie folgt geändert: 

1. In Abschnitt I Abs. 1 wird 

- nach der Zeile „3. der Präsident des Bundesamtes für Finanzen“ die Zeile 
„3a. der Präsident des Bundesamtes zur Regelung offener Vermögensfragen,“ 
eingefügt, 

- nach der Zeile „7. der Präsident der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein“ die 
Zeile 

„7 a. der Präsident des Zollkriminalamtes,“ 
eingefügt, 

- die Zeile „8. der Direktor des Bildungszentrums der Bundesfinanzverwaltung“ durch die 
Zeilen 

„8. der Leiter des Bildungszentrums der Bundesfinanzverwaltung Münster, 

8 a. der Leiter des Bildungszentrums der Bundesfinanzverwaltung Sigmaringen, 

8 b. der Leiter des Bildungszentrums der Bundesfinanzverwaltung Plessow,“ 
ersetzt, 

- nach der Zeile „12. die Vorsteher der Bundesforstämter“ die Zeile 
„12a. die Vorsteher der Bundesbauämter Berlin I, II und III“ 
eingefügt. 

2. In Abschnitt I Abs. 2 Buchstabe b wird die Zahl „8“ durch die Zeichen „8 b“ ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Anordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 


Bonn, den 15. Juli 1992 


Der Bundesminister der Finanzen 
In Vertretung 
Klemm 
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Bekanntmachung 

über den Schutz von Mustern und Warenzeichen auf Ausstellungen 

Vom 29. Juli 1992 


Auf Grund des Gesetzes betreffend den Schutz von 
Mustern und Warenzeichen auf Ausstellungen in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 424-2-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, geändert durch Arti¬ 
kel VI des Gesetzes vom 21. Juni 1976 (BGBl. 1976 II 

S. 649), wird bekanntgemacht: 

Der zeitweilige Schutz von Mustern und Warenzeichen 
wird für die folgenden Ausstellungen gewährt: 

1. „Herren-Mode-Woche - Internationale Herren-Mode- 
Messe Köln“ 

vom 14. bis 16. August 1992 in Köln 

2. „Inter-Jeans - Internationale Sportswear- und Young 
Fashion-Messe Köln“ 

vom 14. bis 16. August 1992 in Köln 

3. „7. PRECIOSA - Internationale Fachmesse für Sil¬ 
berwaren, Edelsteine, Schmuck und Uhren“ 

vom 15. bis 17. August 1992 in Düsseldorf 

4. „31. INTERBOOT - Internationale Wassersport-Aus¬ 
stellung“ 

vom 19. bis 27. September 1992 in Friedrichshafen 


5. „GaLaBau 92-10. Europäische Fachmesse Garten-, 
Landschafts- und Sportplatzbau“ 

vom 10. bis 13. September 1992 in Nürnberg 

6. „GOLF 92 - International Golf Trade Fair“ 
vom 3. bis 6. Oktober 1992 in Düsseldorf 

7. JENA 92 - Internationale Ausstellung .Ideen-Erfin- 
dungen-Neuheiten’ “ 

vom 28. Oktober bis 1. November 1992 in Nürnberg 

8. „MEDICA 92 - Weltforum für Arztpraxis und Kran¬ 
kenhaus, 24. Internationale Fachmesse und Kon¬ 
greß“ 

vom 18. bis 21. November 1992 in Düsseldorf 

9. „BIOTEC 92 - Forum für Biotechnologie“ 
vom 18. bis 21. November 1992 in Düsseldorf 

10. „hogatec 92 - Internationale Messe Hotellerie, 
Gastronomie, Gemeinschaftsverpflegung, Unterhal¬ 
tungsgastronomie“ 

vom 30. November bis 4. Dezember 1992 in Düssel¬ 
dorf 


Bonn, den 29. Juli 1992 


Der Bundesminister der Justiz 
Im Auftrag 

Niederleithinger 
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Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 

die mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmittelbare Rechtswirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben. 

Aufgeführt werden nur die Verordnungen der Gemeinschaften, die im Inhaltsverzeichnis 
des Amtsblattes durch Fettdruck hervorgehoben sind. 

ABI. EG 

Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift - Ausgabe in deutscher Sprache - 

Nr./Seite vom 


Vorschriften für die Agrarwirtschaft 


23. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1597/92 der Kommision zur Änderung der Ver¬ 

ordnung (EWG) Nr. 1822/77 über die Durchführungsbestimmungen 
zur Erhebung der Mitverantwortungsabgabe im Sektor Milch und 
Milcherzeugnisse 

23.6.92 Verordnung (EWG) Nr. 1599/92 der Kommision zur Festlegung von 
Erhaltungsmaßnahmen und Aussetzung der Vorausfestsetzungen in be¬ 
stimmten Sektoren der Landwirtschaft 

24. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1614/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 

ordnung (EWG) Nr. 1613/71 hinsichtlich der Festsetzung von Berichti¬ 
gungsbeträgen für die verschiedenen Reisqualitäten 

24. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1615/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 610/77 zur Bestimmung der auf den repräsentativen 
Märkten der Gemeinschaft festgestellten Preise für ausgewachsene 
Rinder und zur Ermittlung der Preise einiger anderer Rinder in der 
Gemeinschaft 


L 169/9 


L 169/12 


L 170/15 


L 170/16 


24. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1616/92 der Kommission mit Einzelbestimmun¬ 

gen zur unentgeltlichen Lieferung von Nahrungsmitteln an die Be¬ 
völkerung von Albanien nach der Verordnung (EWG) Nr. 1567/92 des 
Rates 

25. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1635/92 der Kommission zur Festsetzung der 

Anzahl männlicher Jungrinder, die im dritten Vierteljahr 1992 unter 
Sonderbedingungen eingeführt werden können, und zur Abweichung von 
der Verordnung (EWG) Nr. 2377/80 hinsichtlich der Zuteilung der verfüg¬ 
baren Mengen in diesem Vierteljahr 

23. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1647/92 der Kommission zur Festlegung der 
durchschnittlichen Erträge an Oliven und Olivenöl für die vier Wirt¬ 
schaftsjahre 1987/88 bis 1990/91 für Frankreich, Spanien, Griechenland 
und Portugal 

26. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1652/92 der Kommission zur Festsetzung der 

Ausfuhrerstattungen für Tabakballen der Ernten 1988, 1989 und 
1990 

26. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1653/92 der Kommission zur Bestimmung des 
Umfangs, in dem den Anträgen auf Erteilung von Lizenzen für die Einfuhr 
von höchstens 80 kg wiegenden Rindern gemäß Verordnung (EWG) 
Nr. 1350/92 stattgegeben werden kann 

26. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1655/92 der Kommission zur Festsetzung der 
Referenzpreise von Hybridmais und Hybridsorghum zur Aussaat 
für das Wirtschaftsjahr 1992/1993 

26. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1657/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 778/83 zur Festsetzung von Qualitätsnormen für 
Tomaten hinsichtlich der Verpackung 


L 170/18 

L 171/14 

L 172/12 

L 172/42 

L 172/45 

L 172/49 

L 172/53 


26. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1658/92 der Kommission mit zusätzlichen Bestim¬ 
mungen zum ergänzenden Handelsmechanismus (EHM) für Toma¬ 
ten, Salat, Endivie Eskariol, Karotten, Artischocken, 
Tafeltrauben, Melonen, Aprikosen, Pfirsichen und Erd¬ 
beeren im Handel zwischen Spanien und der Gemeinschaft in ihrer 
Zusammensetzung am 31. Dezember 1985 


24. 6. 92 


24. 6. 92 


25. 6. 92 


25. 6. 92 


25. 6. 92 


26. 6. 92 


27. 6. 92 


27. 6. 92 


27. 6. 92 


27. 6. 92 


27. 6. 92 


27. 6. 92 
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Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 


ABI. EG 

- Ausgabe in deutscher Sprache - 
Nr./Seite vom 


26. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1659/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 3540/85 mit Durchführungsbestimmungen für die 
besonderen Maßnahmen für Erbsen, Puffbohnen, Ackerboh¬ 
nen und Süßlupinen 

26. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1660/92 der Kommission zur Festsetzung der 
Referenzpreise für Äpfel für das Wirtschaftsjahr 1992/1993 

26. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1661/92 der Kommission zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1062/92 mit Durchführungsbestimmungen 
zu der Verordnung (EWG) Nr. 916/92 des Rates über den Transfer von 
30 000 T onnen Futterweizenaus Beständen der dänischen Interven¬ 
tionsstelle nach Portugal 

26.6.92 Verordnung (EWG) Nr. 1662/92 der Kommission zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1063/92 mit Durchführungsbestimmungen 
zu der Verordnung (EWG) Nr. 916/92 des Rates über den Transfer von 
140 000 Tonnen B r o t w e i z e n aus Beständen der französischen Inter¬ 
ventionsstelle nach Portugal 

29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1675/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 1730/87 zur Festsetzung von Qualitätsnormen für 
T afeltrauben 

29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1676/92 der Kommission zur Festsetzung der für 
das Wirtschaftsjahr 1992/93 auf Spanien und Portugal anwendbaren 
gemeinschaftlichen Angebotspreise für Äpfel 

29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1677/92 der Kommission zur Festsetzung der für 
das Wirtschaftsjahr 1992/93 auf Spanien und Portugal anwendbaren 
gemeinschaftlichen Angebotspreise für Birnen 

29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1678/92 der Kommission zur Festsetzung der 
Referenzpreise für Birnen für das Wirtschaftsjahr 1992/93 

29 6 92 Verordnung (EWG) Nr. 1679/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 3083/73 betreffend die Übermittlung der zur Durch¬ 
führung der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 des Rates zur Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut erforderlichen An¬ 
gaben 

29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1680/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 1445/76 zur Festsetzung der Liste der verschiedenen 
Sorten von Lolium perenne L. 

29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1681/92 der Kommission zur Abweichung von der 
Verordnung (EWG) Nr. 3810/91 hinsichtlich der Gültigkeitsdauer der 
EHM-Lizenzen 

29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1682/92 der Kommission zur Festsetzung der im 
Handel zwischen Portugal und den anderen Mitgliedstaaten bzw. Drittlän¬ 
dern auf Milch und Milcherzeugnisse anwendbaren Beitrittsaus¬ 
gleichsbeträge und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3813/90 
und (EWG) Nr. 3814/90 

29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1683/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 2568/91 über die Merkmale von Olivenölen und 
Oliventresterölen sowie die Verfahren zu ihrer Bestimmung 


L 172/56 

L 172/57 

L 172/59 

L 172/60 

L 176/10 

L 176/11 

L 176/13 

L 176/15 

L 176/17 

L 176/18 

L 176/20 

L 176/21 

L 176/27 


29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1684/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnungen (EWG) Nr. 394/70, (EWG) Nr. 963/91 und (EWG) Nr. 920/92 
mit den Durchführungsbestimmungen zur Gewährung von Erstattungen 
bei der Ausfuhr von Weißzucker L 176/31 


29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1685/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 1319/92 zur Einführung eines Überwachungsmecha¬ 
nismus bei der Einfuhr von frischen Sauerkirschen mit Ursprung in 
den Republiken Bosnien-Herzegowina, Kroatien und Slowenien sowie 
den jugoslawischen Republiken Makedonien und Montenegro L 176/33 

29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1686/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 3472/85 über den Ankauf und die Lagerung von 
Olivenöl durch die Interventionsstellen L 176/34 


27. 6. 92 

27. 6. 92 

27. 6. 92 

27. 6. 92 

30. 6. 92 

30. 6. 92 

30. 6. 92 

30. 6. 92 

30. 6. 92 

30. 6. 92 

30. 6. 92 

30. 6. 92 

30. 6. 92 

30. 6. 92 

30. 6. 92 

30. 6. 92 
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22 . 6 . 

15 . 6 . 

15. 6. 

15. 6. 

15. 6 

15. 6 

15 . 6 

15. 6 

22 . 6 

24. ( 

5. 

5. 

24. 

26. 

29. 


ABI. EG 

Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift - Ausgabe in deutscher Sprache - 

Nr./Seite vom 


Andere Vorschriften 


92 Verordnung (EWG) Nr. 1595/92 der Kommission zur Änderung der Liste 
im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 55/87 zur Festlegung der Liste der 
Schiffe mit einer Länge über alles von mehr als 8 m, die in bestimmten 
Zonen der Gemeinschaft mit Baumkurren fischen dürfen L 169/5 

92 Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 des Rates zum Erlaß von Sondermaß¬ 
nahmen für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der 
Azoren und Madeiras L 173/1 


92 Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 des Rates zur Einführung von Sonder¬ 
maßnahmen für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten 
der Kanarischen Inseln L 173/13 

92 Verordnung (EWG) Nr. 1602/92 des Rates über eine vorübergehende 
Abweichung von den Antidumpingmaßnahmen der Gemeinschaft bei der 
Einfuhr bestimmter empfindlicher Waren auf die Kanarischen Inseln L 173/24 


. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1603/92 des Rates zur Genehmigung einer ver¬ 
besserten Beihilferegelung bei Gründung von Erzeugerorganisationen tn 
den französischen überseeischen Departements, auf den Kanarischen 
Inseln, auf Madeira und auf den Azoren 

. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1604/92 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2504/88 über Freizonen und Freilager 

. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1605/92 des Rates zur zeitweiligen Aussetzung 
der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs bei der Einfuhr 
einiger gewerblicher Waren auf die Kanarischen Inseln 

. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1606/92 des Rates zur zeitweiligen Aussetzung 
der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs im Rahmen einer 
festen Menge bei der Einfuhr bestimmter Tabakerzeugnisse der KN-Co- 
des 2402 und 2403 auf die Kanarischen Inseln 

. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1607/92 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2200/90 zwecks Einführung eines zusätzlichen Antidumping¬ 
zolls auf die Einfuhren von Silicium-Metall mit Ursprung in der Volksrepu¬ 
blik China 

i. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1613/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 3556/87 über ergänzende Durchführungsvorschriften 
für Vorausfestsetzungsbescheinigungen für bestimmte Erzeugnisse des 
Getreidesektors, die in Form von Teigwaren der Unterpositionen 
1902 11 00 und 1902 19 der Kombinierten Nomenklatur ausgeführt wer¬ 
den 


L 173/28 

L 173/30 

L 173/31 

L 173/37 

L 170/1 

L 170/14 


;. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1626/92 des Rates zur zeitweiligen Aussetzung 
der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für einige indu¬ 
strielle Waren (Mikroelektronik) 

i. 92 Verordnung (EWG) .Nr. 1627/92 des Rates zur zeitweiligen Aussetzung 

der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für einige indu¬ 
strielle Waren (Chemiesektor und verwandte Bereiche) 

j. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1634/92 der Kommission zur Wiedereinführung 

der Erhebung der Zölle für die Waren des KN-Codes 2929 90 00 mit 
Ursprung in Brasilien, dem die in der Verordnung (EWG) Nr. 3831/90 des 
Rates vorgesehenen Zollpräferenzen gewährt werden 

6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1663/92 der Kommission über die Ausgleichsent¬ 
schädigung an die Erzeugerorganisationen für Thunfischlieferungen an 
die Konservenindustrie im Zeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember 
1991 

6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1672/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 1106/90 über die Mitteilungen im Rahmen der ge¬ 
meinsamen Marktorganisation für Fischereierzeugnisse 


L 178/1 

L 178/111 

L 171/13 

L 172/61 

L 176/6 


24. 6. 92 

27. 6. 92 

27. 6. 92 

27. 6. 92 

27. 6. 92 

27. 6. 92 

27. 6. 92 

27. 6. 92 

25. 6. 92 

25. 6. 92 

1. 7. 92 

1. 7. 92 

26. 6. 92 

27. 6. 92 

30. 6. 92 
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Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 


ABI. EG 

- Ausgabe in deutscher Sprache - 
Nr./Seite vom 


29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1673/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 3864/91 zur Festsetzung der im Fischwirtschaftsjahr 
1992 geltenden Rücknahme- und Verkaufspreise für die Fischereierzeug¬ 
nisse des Anhangs I Abschnitte A, D und E der Verordnung (EWG) Nr. 
3687/91 

29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1674/92 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 3867/91 zur Festsetzung einer Übertragungsprämie 
für bestimmte Fischereierzeugnisse im Wirtschaftsjahr 1992 

29. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1694/92 des Rates zur Eröffnung und Verwaltung 

von Gemeinschaftszollkontingenten für bestimmte Qualitätsweine und 
Schaumweine mit Ursprung in Österreich 

30. 6. 92 Verordnung (EWG) Nr. 1695/92 der Kommission mit gemeinsamen 

Durchführungsbestimmungen zur Sonderregelung für die Versorgung der 
Kanarischen Inseln mit bestimmten Agrarerzeugnissen 

30.6.92 Verordnung (EWG) Nr. 1696/92 der Kommission mit gemeinsamen 
Durchführungsbestimmungen zur Sonderregelung für die Versorgung der 
Azoren und Madeiras mit bestimmten Agrarerzeugnissen 


L 176/7 

L 176/9 

L 176/54 

L 179/1 

L 179/6 


30. 6. 92 

30. 6. 92 

30. 6. 92 

1. 7. 91 

1. 7. 92 


Berichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 830/92 des Rates vom 
30. März 1992 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die 
Einfuhren bestimmter Polyestergarne (Spinnfasern) mit Ursprung in 
Taiwan, Indonesien, Indien, der Volksrepublik China und der Türkei und 
zur endoültigen Vereinnahmung des vorläufigen Zolls (ABI. Nr. L 88 vom 
3.4.1992) 

Berichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 615/92 der Kommission vom 
10. März 1992 mit Durchführungsbestimmungen zur Stützungsregelung 
für die Erzeuger von Sojabohnen, Raps- und Rübsensamen und Sonnen¬ 
blumenkernen (ABI. Nr. L67 vom 12. 3. 1992) 

Berichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 1428/92 der Kommission 
vom 1. Juni 1992 über den Verkauf von Rindfleisch aus Interventionsbe¬ 
ständen nach der Verordnung (EWG) Nr. 2539/84 zur Ausfuhr nach 
seiner Verarbeitung, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 569/88 
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2911/91 (ABI. Nr. L 150 
vom 2. 6. 1992) 

Berichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 1450/92 der Kommission 
vom 3. Juni 1992 mit Durchführungsbestimmungen zur Gewährung der 
Beihilfe für die private Lagerhaltung von Kefalotyri und Kasseri (ABI. Nr. 
L 152 vom 4. 6. 1992) 


L 172/86 


L 176/68 


L 179/135 


L 179/135 


27. 6. 92 


30. 6. 92 


1. 7. 92 


1.7. 92 




